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Es itt die Aufgabe der Juftiz,mit- ⸗ 
zuhelfen ander Erhaltung uno Siche⸗ 
rung oͤes Volkes vor jenenElementen, 
die ſich als Afoziale entweder den 
gemeinſamen Verpflichtungen zu ent⸗ 
ziehen trachten oder ſich an oͤieſen ge⸗ 


meinſamen Intereſſen verfündigen. 


Damit ſteht über der Perſon und der 5 
Sache auch im oͤeutſchen Kechtsleben 
_ von n jest ab das Volk. 


Adolf Hitler, Reichstagsrebe vom 30. 1. 197 


Theodor von Der Dfordten 


Bei der Enthüllung der Gedenktafel für Theo⸗ 
dor von der Pfordten im Münchener Juſtiz⸗ 
palaſt, der Stätte ſeines Wirkens, proklamierte 
Reichsleiter Dr. Hans Frank den erſten Rechts⸗ 
ſtreiter der Bewegung elf Jahre nach ſeinem Tode 
in einer feierlichen Rede zum Heros des Rechts. 
— Dr. Frank führte u. a. aus: 

„Feierlich erkläre ich hier im Namen des deut⸗ 
ſchen Rechts Theodor von der Pfordten zum Heros 
des deutſchen Rechtslebens! Feierlich ſei er ein⸗ 
gereiht in die Zahl derer, die berufen waren, durch 
ihre Selbſthingabe deſto höher zu leben und durch 


ihren Tod deſto intenſiver ihre Wirklichkeit zu ge⸗ 
ſtalten. Ich berufe alle kommenden Träger der 


Verantwortung für die deutſchen Rechtsdinge auf 
dieſe Pflicht, den Namen Theodor von der Pford⸗ 
tens an der Spitze ihres Wirkens ſymbolgleich zu 


— 


Die Heimat Theodor von der Pfordtens iſt die 
Wagnerſtadt Bayreuth, wo er am 14. Mai 1873 
als das ſechſte Kind des Erſten Staatsanwalts 
German von der Pfordten geboren wurde. Seine 
Schulzeit erlebte er in Augsburg und München. 
Bereits auf der Hochſchule entwickelte der werdende 
Juriſt ausgezeichnete Fähigkeiten, die ſeine Auf⸗ 
nahme in das Maximilianeum herbeiführten, eine 
von König Joſeph Max II. von Bayern errichtete 
Stiftung, die begabten jungen Studenten die Er⸗ 
reichung einer beſonders hervorragenden Stufe 


tragen, ſtets eingedenk zu ſein.“ 


wiſſenſchaftlicher Ausbildung ermöglichen ſollte. 


Dank feiner hervorragenden juriſtiſchen Quali⸗ 
fikation im Examen, im Beruf als Richter und 
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ſeinen Vorzügen als Menſch war ſeine Laufbahn 
eine ſchnelle und erfolgreiche. Mit 46 Jahren 
wurde er Rat am bayeriſchen Oberſten Landes⸗ 
gericht. Wie im Frieden erfüllte von der Pfordten 
im Kriege in ſelbſtverſtändlicher Weiſe ſeine Pflicht. 
Als Oberleutnant der Reſerve rückte er ſchon am 
5. Auguſt 1914 mit dem 15. Landwehr⸗Infanterie⸗ 
regiment ins Feld. Eine ſchwere Verwundung, ein 
Schuß in den linken Oberſchenkel, machte ihn front⸗ 
dienſtuntauglich und zwang ihn zum Abſchied von 
der kämpfenden Truppe. Er übernahm das Kom⸗ 
mando eines Gefangenenlagers in Traunſtein in 
Bayern. Als Kommandant dieſes Lagers, in dem 
eine große Zahl von Juden untergebracht war, iſt 
er Antiſemit geworden. 

Seine Ernennung zum Rat am Oberſten Lan⸗ 
desgericht und damit ſeine Abberufung aus dem 
bayeriſchen Miniſterium der Juſtiz hatten politiſche 


Hintergründe. Ein freizügiger, revolutionärer Geiſt 


von einer ſprühenden Impulſivität wie von der 
Pfordten, der ſich während ſeiner Tätigkeit als 
Beamter des bayeriſchen Juſtizminiſteriums immer 
deutlicher zum Vorkämpfer einer neuen politiſchen 
Richtung entwickelt hatte, mußte auffallen und 
ſteigendes Unbehagen in den Kreiſen des marxiſtiſch 
geführten Miniſteriums hervorrufen. 

Kein Zweifel auch, daß ſeine offene Kritik ge⸗ 
wiſſer Zeiterſcheinungen, wie etwa in dem Aufſatz 
„Bürokrat und Streber, eine Betrachtung über 
ſittliche Aufgaben der Beamtenſchaft“, wo er die 
Lauge feines Spottes ſchonungslos über die Übel- 
ſtände im Beamtenſtand ergießt, manchen hohen 
Herrn zu ſeinem Feind gemacht hatte. Der ſchwarz⸗ 
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voten Regierung des damaligen Freiſtaates Bayern 
war das Oberſte Landesgericht ein willkommenes 
Abſtellgeleiſe für politiſch mißliebig gewordene hohe 
Beamte. In ihren Augen war er ein unruhiger, 
umſtürzleriſcher Freigeiſt, ein Außenſeiter, von dem 
feſtſtand, daß er ſich mit den Beſtrebungen der 
Syſtemregierung zu keiner Zeit ſolidariſch erklären 


würde. Die Abſchiebung an das Oberſte Landes⸗ 


gericht war der Verſuch zur Kaltſtellung. — Es 
war aber eine verfehlte Spekulation, von der 
Pfordten dadurch politiſch aus dem Feld zu ſchlagen. 

Seine Weltanſchauung, die Philoſophie ſeines 


Lebens und der unbändige Glaube an die Ewig⸗ 


keitswerte des Deutſchtums hatten ihn ſchon früh 
zu der Bewegung Adolf Hitlers geführt. Die Frei⸗ 
heitsbewegung des Führers war der gegebene 
Kampfboden für einen Mann, der mit den ge⸗ 
ſchliffenen Waffen des Geiſtes für feine politiſchen 
Ideale zu fechten verſtand. Er war Patriot im 
beſten Sinne, Revolutionär aus politiſcher Über: 


zeugung, Kämpfer um den völkiſchen Staat, um 
die ſittliche Wiedergeburt der Deutſchen, um ein 


neues deutſches Recht. Als der erſten einer hatte 
er den politiſchen und geiſtigen Umbruch unſerer 
Zeit, der mit dem Werden des Nationalſozialis⸗ 
mus Hand in Hand geht, erfaßt und ſeine geſchicht⸗ 
liche Tragweite erkannt: „Wir ſtehen heute an 


einer Weltenwende, ähnlich wie damals, 


als das Altertum, von innen durch das 
Chriſtentum aufgelockert, unter den 
Schlägen der jungen germaniſchen Völ⸗ 
ker zuſammenbrach, ähnlich wie da⸗ 
mals, als Renaiſſance und Reformation 
den Ring des mittelalterlichen Lebens 
ſprengten. Ein Zeitalter ſtirbt ab, ein 
neues wird unter furchtbaren Wehen ge⸗ 


boren. Was heute am Boden liegt und 


unter welterſchütternden Zuckungen ver⸗ 
endet, iſt das Zeitalter des Materialis⸗ 
mus, iſt der letzte Ausläufer der Auf⸗ 
klärungszeit.“ Das ſchrieb von der Pfordten 
in ſeinem Aufſatz „Der weltgeſchichtliche Sinn der 
völkiſchen Bewegung“, der im „Heimatland“ am 
10. November 1923 erſchien. Am Tage vorher 
war der große Künder deutſcher Art und deutſcher 
Ehre vor der Feldherrnhalle für dieſe Bewegung 
gefallen. Einer der erſten Blutzeugen der NSDaAßp. 
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Theodor von der Pforöten 


Zeichnung für den RSB. von Imingard Straub 


Karl Alexander von Müller kennzeichnete Wir⸗ 
ken und Perſönlichkeit Theodor von der Pfordtens 
bei ſeiner Gedenkrede anläßlich der zehnjährigen 


Wiederkehr des Todestages mit nachſtehenden 


Worten: 


„Er war keiner jener ſogenannten Idealiſten aus 
Mangel an Wirklichkeitsſinn oder aus fehlender 
Lebensklugheit, aus weichlicher Hingabe an Stim⸗ 
mungen oder aus verwaſchenen Begriffen. Dies 
mand hat beſtimmter und durchdringender gedacht 
als er. Er war ein verachtungsvoller Feind aller 
Schlagworte und verblaſenen Halbheiten, von un⸗ 
beſtechlicher innerer Aufrichtigkeit gegen ſich ſelbſt 
wie gegen andere, ein unerbitterlicher richterlicher 
Kopf, dabei weltklug und tatenluſtig, immer un⸗ 
widerſtehlich vom Denken und Betrachten zum 
Handeln getrieben.“ 

Iſt damit nicht ſchon geſagt, was ihn, den hohen 
bayeriſchen Beamten, das Mitglied unſeres Oberſten 
Gerichtshofes, als einen der erſten zur revolutio⸗ 
nären nationalſozialiſtiſchen Bewegung führte? 
Das Heldiſche an ihr zog ihn an; die leidenſchaft⸗ 
liche, unbedingte Liebe zum Deutſchtum; die Opfer⸗ 
bereitſchaft, der bewußte Einſatz bis zum Letzten; 
die Einfachheit ihrer Grundgedanken. Gerade in 
ihrer kämpferiſchen Einſeitigkeit, die ſo viele andere 
aus unſeren Ständen abſchreckte, ſah er das Zeug⸗ 
nis ihrer inneren Stärke, das tiefe Erfülltſein von 
einer göttlichen Sendung. „Sie fordert Glauben“, 
wie er damals ſchrieb, „und ſie hat in einer 
glaubensarmen Zeit die Deutſchen wieder glauben 
gemacht.“ 
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Der Sachlenkpiegel 


ies Kecht habe ich nicht lelbſt erdacht; das 
haben unfere guten Dorfahren auf uns ver⸗ 
erbt. Soweit ich kann, will ich dafür Sorge 
tragen, datz dieler mein Schatz nicht ungenützt mit mir 
unter der Erde vergehe (verlorengeht). Nach Gottes Willen 
foll die Gnade, die mir gelchenkt (verliehen) iſt, Gemein⸗ 
gut aller Welt werden. Weisheit iſt ein edler Schatz, aber 
fo beſchafken, datz er für den, der ihn allein beützen will, 
täglich kleiner wird. Das bedenke der Weile wohl und fei 
freigebig, ſoviel er vermag. Gott gönnt dem Getzhals nichts 
bon den Schätzen, die er vergraben hat. Der Keiche foll den 
Armen laben, der Gelunde den Kranken. Wir haben es 
wohl vernommen, datz der Mann mit reichem Willen lein 
Können vermehrt, wenn er andere Teute belehrt; aber der 
Geizhals, der alles haben will, behält nur wenig dabon. — 

Dem einen zur Freude, dem andern zum Teide: zu 


Nutzen und Segen iſt dies Buch verfaßt. „Sachlenſpiegel“ 


loll es heißen, denn Sachlenrecht wird hieraus erſehen, wie 


wenn Frauen ihr Antlitz im Spiegel beſchauen. 


Wer in diefem Buche Antwort aut eine Frage ſucht, und 
wenn ihm darin irgend etwas mißfällt, der klage nicht fofort 
darüber, fondern er erwäge die Sache bei ſich bon hinten 
und von vorn und bekrage ſich darüber mit weilen Leuten, 
die ihm die Wahrheit erklären können und dabei auch von 
der Art find, datz fie auf dem richtigen Weg find. Wenn 


er dann von ihnen das beflere Recht erfahren kann, fo 


rate ich ihm, datz er ſich alsbalds daran halte; denn vieler 


wbweiler Leute Lehren, die es zum Guten wenden, find 


befler als meine allein. 

Nun danket alle dem Grafen Hoyer von Falken⸗ 
ſtein dafür, daß dieles Buch auf feine Bitte ins Deutſche 
übertragen worden iſt. Eike von Kepkom hat es getan. 
Ungern nur hat er es unternommen, als er aber bernahm, 
datz des Herrn (des Grafen Noper) Begehren danach fo 


grotz war, da vermochte er nicht zu widerſtehen. Des Herrn 


Wunſch gewann ihn böllig, fo daß er das Buch begann, 
woran er doch noch niemals gedacht hatte, als er es zuerſt 
lateiniſch berkatzte. So ohne Hilfe und ohne Belehrung 
deuchte es ihn zu ſchooer, das Buch ins Deutlche zu über⸗ 
tragen. Juletzt wagte er die Arbeit aber doch auf den Wundch 


des Grafen oper. Pan 


Die Sippe 


Ablatz 3. Nun merken wir auch, wo die Sippe ar 
und wo fie endet. An dem Haupt iſt dem Mann und Weib 
beſtimmt zu ſtehen, die in rechter (wirklicher) Ehe zulammen⸗ 
gekommen find. An des Halſes Gliede ſtehen die Kinder, 
die ohne Verſchiedenheit der Eltern (von demfelben Vater 
und derlelben Mutter) geboren find. Iſt da Derſchiedenheit 
vorhanden, fo können fie nicht an demfelben Gliede ſtehen 
und rücken daher an ein anderes Glied. Nehmen kerner 
zwei Brüder zwei Schweſtern und der dritte Bruder ein 
kremdes Weib: ihre Kinder ünd doch gleichberechtigt, jeg⸗ 
liches bon ihnen, des anderen Erbe zu nehmen, wenn fie 
ebenbürtig ind. Die Kinder volbürtiger Brüder ſtehen an 
dem Gliede, o Schultern und Arme zulammengehen; 
ebenfo rechnen die Schweſterkinder. Dies iſt die erfte 
Sippenzahl, die man als Magen (Blutsberwandte) 
rechnet: Bruderkinder und Schweſterkinder. An dem Ell⸗ 
bogen ſteht die zweite Zahl, an dem Gliede der Hand die 
dritte, an dem erſten Gliede des Mittelingers die vierte, an 
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Aus der rhythmiſchen Vorrede zum Sachlenkpiegel von Eike bon Repkow 


dem zweiten Gliede die fünfte, an dem dritten Gliede des 
Fingers die lechſte. An dem ſiebenten ſteht en Nagel und 
nicht ein Glied; darum landet (endet) hier die Sippe, und 
fie heißen Nagelmagen. 

Die zboilchen dem Nagel und dem Haupte ſich zu der 
Sippe zählen (ſtuppen) können an gleicher Stelle, die 
nehmen gleiches Erbe. Wer ſich näher zu der Sippe rechnen 
kann, der nimmt Erbe vorweg | 


Die Sippe hört im fiebenten Öliede auf, am 


Erbe teilzunehmen, obwohl der Papſt erlaubt hat, 
aus dem fünften Gliede ein Weib zu nehmen. 
Aber der Papſt vermag kein Recht zu letzen, durch das er 
unler Landrecht oder Tehnsrecht vercchlechtert. 
Artikel a. Erbunfähigkeit 

Abfag 1. Auf Jwitter, auf Zwerge und berkrüppelte 
Kinder wird weder Lehen noch Beſitz vererbt. Wer dann 
die Erben find und Ihre nächſten Derwandten (Magen), die 
mögen ihre pflege übernehmen. Wird ferner ein Kind ge⸗ 


boren ſtumm oder ohne Hände und Füße oder blind, das it 
wohl Erbe nach Landrecht, aber nicht Erbe eines Lehens. 


Nat es aber ein Lehen empfangen, bevor es fo wurde, fo 


verliert es das Lehen nicht. Der Auslätzige empfängt 


weder Lehen noch Erbe. Yat er es aber bor der Krankheit 
empfangen, fo behält er es und vererbt es wie ein anderer 
Mann. 
Artikel 13. Strafen für Derbrechen 

Ablatz 1. Nun vernehmet, welche Strafen für Verbrechen 
bom Gericht verhängt werden: Den Dieb foll man hängen. 


Ablatz a. Alle Mörder und ſolche, die den Pflug rauben 
oder eine Mühle oder die eine Kirche oder den Kirchhok 


berauben; ebenſo Derräter und Mordbrenner oder die ihre 
Botfhaft (Dollmacht) zuithremetgenen Nutzen 
verkehren: die foll man alle rädern. 

Abſatz 5. Wer einen Mann erſchlägt oder fängt oder be⸗ 
raubt, oder brandſtiftet ohne Mord, oder Weib oder Magd 
notzüchtigt und den Frieden bricht oder beim Ehebruch be⸗ 
trollen wird, dem foll man das Haupt abschlagen. 

Ablatz 6. Wer Diebesgut oder Kaub hehlt oder einem 
Wanne Hilfe dabei leiſtet: werden fie deflen überführt, lo 
foll man über fie richten wie über jenen (fc. den Dieb). 

Ablatz 7. Ein Chriſt, Mann oder Weib, der ungläubig 
iſt und ſich mit Zauberei oder mit Giktmiſcheret abgibt 
und dellen überführt wird, den loll man auf dem Scheiter⸗ 
haufen berbrennen. | 

Abfas 8. Ein Kichter, der eine Straftat nicht richtet, der 
tft desfelben Gerichtes ſchuldig, das über jenen ergehen 
folite. Auch iſt niemand berpflichtet, dieles Richters Ding 
aukzuſuchen oder Gericht mit ihm zu halten, folange er 
ſelbſt das Kecht verweigert hat. 


Artikel 32. Der Lohn des knechtes. 

Ablatz 1. Niemand iſt verpflichtet, für feinen Knecht 
höher zu haften, als deflen Lohn reicht, er werde denn 
Bürge für ihn. 

Abſatz 2. Entlätzt aber der Kerr den aus fo fol er 
ihm leinen vollen Lohn geben. 

Ablatz 3. Entläuft der Knecht dem Herrn aus Mutwillen, 
fo foll er dem Herrn ebenlobiel geben, wie der Herr ihm 
berlprochen hatte; und lobiel ihm bereits bezahlt ift, das 
ſoll er zwiefältig wiedergeben. 


(Eike von Repkow: „Der Sachſenſpiegel“, Auswahl, 
Verlag Ferdinand Hirt in Breslau, Königsplatz 1.) 
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ch habe nur wiederherftellen wollen, was andere einſt mit Gewalt zerbrochen 
hatten, wollte nur wiedergutmachen, was ſataniſche Bosheit oder menſchliche Unver⸗ 
nunſt zerſtörten oder verdarben. Ich habe daher auch keinen Schritt vollzogen, der 
fremde Rechte verletzte, ſondern nur das vor 20 Jahren verletzte Recht wiederhergeftellt. 


Der Führer vor dem Großdeutschen Reichstag am 28. 4. 1939 
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Unten und rechts oben: Zwei Seiten aus dem „Mühlhäuſer Rechtsbuch“ 


bun. wannt wi ale nakib ute heꝛin din 


old mm um vnnme di wnom dihant 
avicla vi vnune wimhant dert hals O2 jr Beim 
erm w nolhuſen indil uchts ſtat fal F 
„vnde hab einſun huz cow daz vugidit . TE N 
edit dahe vird init fd mam den dagen nn = 
1 „ | 2 Es iſt ein einzigartiges dokument älteſten deutſchen Rechtsdenkens, 
} me ſuchit xi nacht oder tac mit vn | das kurz vor Eike von Repkows gewaltigem „Sachſenſpiegel“ ein | 
| ter gewalt mir ſo getauin dingen daem damals bereits geltendes Gewohnheitsrecht in deutſcher Sprache 
6 f „ hanoſchriftlich feſthielt. Es ift bezeichnend für die Volksverbundenheit 
menſch wilm here omi and wen mite En des damaligen Rechtsdenkens, daß, lange bevor auch in diejer Stadt 


17 75 N i 5 7 — | 
| nenunti lip vide err komt bir i man die Sprache der Urkunden und Statuten deutſch wurde, dieſes Rechts⸗ 
uf vnde biſchuget den man da tr fine: | buch nicht lateiniſch, ſondern in altmitteldeutſcher Sprache erſchien. 


Die Überſetzung der beiden obigen Textſeiten ſiehe neben der Bildfeite. 


Dada — — — 


Aberſetzung des Textes 


der beiden nebenftehend abgebildeten Seiten aus dem „Mühlhäuſer Reichsrechtbuch” nach der 


Aberſetzung aus dem Altmitteldeutfchen von Herbert Meyer, Mitglied der Akademie für 
Deutſches Recht, 1934, zweite, verbeſſerte Auflage, verlag Herm. Böhlaus Nachf. Weimar. 


Som Derftändnis des Zufammenhanges wird der nebenftehend abgebildete Test durch größere Schrift geenngeineh, | 


DIRER als Ergänzung der im . damit ſtehende Text in * angefügt iſt: 


Linker T ext: 


Wer ſolch Sache tut, derentwegen die Acht zu Recht ergehen 
ſoll, will er nicht hervorkommen, und gelangt er hinweg in das 


Haus oder den Hof von ihm ſelbſt oder in (das) irgend eines 
ſeiner Nachbarn — denn wir alle heißen Nachbarn, die 


in dieſer Stadt hier zu Mühlhauſen find - da ſoll 
ihn niemand darin feſtnehmen, (weder) innerhalb 


des Tages noch innerhalb der Nacht, weder (der) 
Richter noch ſonſt jemand. 

Kommt er dann hinweg, fo ſoll man feine Erben 
laſſen ſitzen mit ſeinem Gute, das er hinter ſich ge⸗ 
laffen hat, (fo) daß niemand fie daran hindern ſoll. 
Kommt er dann hinweg und wird er ſpäter ergriffen, 


nachdem die Acht über ihn ergangen iſt, ſo ſoll man 


ihm wegen der Wunde die Hand abſchlagen und 
wegen der toten Hand den Hals. 


Hier ſoll Friede haben ein 
jeglicher Mann in ſeinem Haus. 


giernach iſt geſchrieben, daß ein jeglicher Mann hier 
zu Mühlhauſen in des Reiches Stadt Joll Friede 
haben in ſeinem Haus, für das er entweder Zins 
zahlt oder für das er Dienſte leiſtet. Wenn irgend 


jemand den da heimfucht, ſei es Nacht oder Tag, 
mit unrechter Gewalt mit fo beſchaffenen Dingen, 


mit denen ein Menſch Willen hat, dem andern Leben 


und Ehre zu nehmen, entspringt aber der Mann, 


und beſchrelet den (andern) Mann, jo daß es feine 
Nachbarn hören — denn wir alle heißen Nachbarn, die in 
dieſer Stadt ſind — ſo ſoll er dann nach dem Richter ſenden 
oder nach ſeinem Vertreter und ſoll den Mann feſthalten, ge⸗ 
bunden und gefangen, und ſoll ihn alſo gebunden und gefangen 
vorbringen und mit Geſchrei bis vor den Richter. 
Will es dann der Mann leugnen (wegen) der Heimſuchung, 


und kann jener es beweiſen mit den Leuten, die auf ſein Geſchrei 


herbeigekommen ſind, die ihre Treue und ihre Ehre behalten 
haben, ſelbdritt, ſo geht es ihm an ſeinen Hals. 


Rechter Text: 

Iſt (es) aber, daß dem Mann, der die Heimſuchung getan hat, 
Gott dabei hilft, daß er (von) dannen kommt, es ſei 
mit Wunden oder ohne Wunden, fo kann es ſpäter 
niemand gegen ihn bezeugen; vielmehr kann er 
ſelbſt oͤafür wohl einſtehen mit feinem Eide auf die 
Heiligen, iſt (es), daß er ſeine Treue und feine ie 
und fein Lanoͤrecht behalten hat. 
It (es) aber, daß der Wirt den Mann ergreift und 
erſchlägt oder onſt) tötet, der ihn da heimgeſucht 
hat, ſo ſoll er ihn alfo tot vor Gericht bringen und 
ſoll ihm ſeinen Hals abſchlagen, iſt (es jo), daß er 
es mit den Nachbarn erweisen kann, wie es recht 
iſt, daß er ihn heimgeſucht habe. 
Wären aber die Leute und die nachbarn, die die 
Heimfuchung gehört hätten, fo, daß fie es nicht be= 
kennen wollten, durch welcherlei Begünſtigung es 
auch immer wäre, fo ſoll fie der Richter holen laſſen 
und ſoll ſie bezwingen durch den Eid, daß ſie die 
Wahrheit bekennen, jo wie fie geſehen und gehört 5 
haben. | 

Hier findet man notzucht. 


Liegt ein Mann bei einer Weibsperſon ohne ihre 
Zuſtimmung und gegen ihren Willen, iſt (es) ihr 
dann leid, ſo ſoll ſie ſich wehren mit Geſchrei, und ſoll es 
danach ſofort verkündigen mit zerriſſenem Gewand und mit 
gerungenen Händen und mit weinenden Augen und mit zer⸗ 
zauſtem Haare. Mit den vier Dingen ſoll dieſer ganze Gerüft 
(szug) ihr nachfolgen bis zu dem Richter, wo immer ſie den 


findet. 


Wird aber der Mann ergriffen bei der friſchen Tat, und kann 
es dann die Frau ſelbdritt mit ihren Geſchreigenoſſen erweiſen, 
es ſeien Frauen oder Männer, die ihre Treue und Ehre be⸗ 
halten haben, ſo geht es ihm an ſeinen Hals. 


Fir die ſtarke Kraft oͤieſes Rechtes, gemeinſchaſtsbiloͤend zu wirken, zeugt die immer 


wiederkehrende Kennung der Nachbarn (naciburi) und der Furchgenoſſen bzw. Anlieger 
(givorin) ſowie die auch oben erſichtliche Wichtigkeit der Geſchreigenofſen bzw. Ohren⸗ 
zeugen (screignozin). Ebenſo bezeichnend iſt die rückſichtsloſe Ahnoͤung einer Störung 
der Blutsreinheit ’e Sippe. — 
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88 HANS FRANK? 


‚Wir fordern Erſatz für das der materialiſtiſchen Weltoroͤnung 
dienende römiſche Recht durch ein deutsches Gemeinrecht. 


em Recht kommt eine ganz eigenartig bedeutſame 

Stellung im Aufbau unſeres nationalſozia⸗ 
liſtiſchen Reiches und einer allumfaſſenden national⸗ 
ſozialiſtiſchen Volks⸗, Staats⸗ und Gemeinſchafts⸗ 
ordnung zu. Das Recht iſt für uns National⸗ 
ſozialiſten der Ausdruck einer aus den unzerſtör⸗ 
baren Urwerten unſeres völkiſchen Da⸗ 
ſeins aufſteigenden Gemeinſchaftsregelung zum 
Zwecke der Erhaltung der im vorigen Heft der 
„Schulungsbriefe“ dargeſtellten raſſiſchen Werte 
unſeres Volkes im Ringen der Völker und im 
Wettſtreit der Kulturen. Dieſe Urwerte unſerer 
Nation ſieht der Nationalſozialismus dem Recht 
anheimgeſtellt nicht als einer Geſamtheit formaler 
Kategorien, die in ſich ſelbſt eine paragraphierte 
Eigenordnung darſtellen, ſondern dem Recht als 
dem formulierten Niederſchlag unabdingharer, 
letzter Erkenntniſſe. 


Das Recht hat keinen Eigenwert an ſich. Es 
kann nur dienen als Mittel zu dem Zwecke 
der Aufrechterhaltung der Gemeinſchaft. 


Das formale Recht wurde durch die ſteigende 
Entfremdung von Volk und Juſtiz der völkiſchen 
Ordnung ſchädlich. Das Recht aber iſt ein un⸗ 
zerſtörbarer Kulturbeſtandteil unſeres Volkes. Die 
Wahrung des Rechtes iſt eine der großen Auf⸗ 
gaben der NSDAP. Die Schaffung des Rechtes 
gehört zu den ſtaatspolitiſch charakteriſtiſchen Be⸗ 
fugniſſen und Vollmachten unſerer Bewegung. 


Staatsformen kommen und gehen. Geſetze find 


vergänglich. Juriſtengenerationen kommen und 
gehen. Das Volk aber als Urwert mit den ihm 
vom Schöpfer anvertrauten Merkmalen und Eigen⸗ 
ſchaften bleibt. Daher kann nur jenes Recht 
bejaht werden, das in ſeinen Geſetzen der 
Ausdruck des völkiſchen Lebens iſt und 
deſſen naturgeſetzlichen Lebensbedingun⸗ 
gen entſpricht. 

Der Durchbruch der nationalſozialiſtiſchen Revo⸗ 


lution auf dem Gebiete des Rechtes liegt in der 
endlichen 
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Bereinigung der kriſenhaften Aufgeſpaltenheit 
der völkiſchen Gemeinſchaft in das juriſtiſche 
und das volksgenöſſiſche Denken um die 
Gemeinſchaftsordnung, 
liegt in der Hineinbeziehung auch der Rechts⸗ 
ordnung in den Geſamtbereich völkiſcher Gemein⸗ 
ſchaftserlebniſſe, kurz geſagt, in der Entjuriſtung 
des Rechtes zum Vorteil ſeiner Volksverbunden⸗ 
heit. Das Recht des nationalſozialiſtiſchen Reiches 


muß ſomit der Ausdruck des neugermaniſchen 


Lebens⸗ und Raumgefühls ſein, es muß in ſeinem 
klaren Stilgefüge den grandioſen Bauten des 


Dritten Reiches entſprechen. 


Das Einzelſchickſal des Individuums wird vom 
nationalſozialiſtiſchen Recht betreut als Sonderfall 
des Gemeinſchaftsſchickſals. Der Volksgenoſſe hat 
Anteil an der Lebensgeſtaltung in Reich, Partei, 
Weltanſchauung, Kultur, Arbeit, Wehrmacht uſw. 


Wir zerſchlugen die liberaliſtiſche Überheblichkeit 


des individualiſtiſchen Rechtsdenkens, das letzten 
Endes auf eine völlige Atomiſierung und Zerſetzung 
des Gemeinſchaftsdenkens und Gemeinſchafts⸗ 
handelns hinauslief. Glück und Freiheit des Volks⸗ 
genoſſen ſind keine Eigenwerte. Sie ſind aber 
Höchſtſchutzgüter der Volksführung. Die 
Freiheit des einzelnen ſoll der ihm zukommende 
Gegenwert für ſeine Bereitſchaft ſein, für die 
Freiheit des Volkes ſich einzuſetzen; ſein Eigentum 
ſoll der ihm für ſeine Arbeit zukommende Anteil 
an den Gütern der Volksgemeinſchaft ſein. Dem⸗ 
nach wird die Rechtsſphäre des einzelnen Volks⸗ 
genoſſen genau beſtimmt durch den ihm im Rahmen 
der Gemeinſchaft aufgegebenen Pflichtenkreis. 

Dieſer Umbruch vom individualiſtiſch⸗liberaliſti⸗ 
ſchen Rechtsdenken, in dem der Privatvorteil, das 
Privatrecht, die rückſichtsloſe perſönliche Rechts⸗ 
ſphäre gegenüber den Gemeinſchaftsbelangen über 
Gebühr hervorgehoben waren, führt nunmehr zu 
den großen Schlußfolgerungen der nationalſozia⸗ 
liſtiſchen Geſetzgebung: 

Raſſe — Boden — Arbeit 
Reich und Ehre. 


REICHSLEITER UND REICHSMINISTER 


Eine Sitzung gelehrter Richter unter der Karolina, der 
peinlichen Halsgerichtsoroͤnung Karls V. (1519 - 1556) 


Nur der blutsmäßige deutſche Volksgenoſſe kann 
Träger des deutſchen Schickſals ſein. Er allein, 
der ſeine Pflichten gegenüber der Gemeinſchaft 


jederzeit mit Gut und Blut erfüllt, kann Rechte 


als Staatsbürger auf deutſchem Boden haben. 
Das iſt der Sinn der Raſſegeſetze. 

Das Bodenrecht des Nationalſozialismus 
heiligt den deutſchen Volksboden als eines der 
großen, uns anvertrauten Kulturgüter. Es ſchafft 


im Erbhofbauern den Typ des ſelbſtſicheren 


Repräſentanten der Arbeit am Boden und für die 
Ernährung unſerer Gemeinſchaft. 

Das Recht der Arbeit hat in Deutſchland 
dem Arbeiter der Stirn und der Fauſt wieder die 


Stellung als weſentlichen Geſtalter des deutſchen 


wirtſchaftlichen und ſozialen Schickſals anvertraut 
und ihn zum volltätigen, vollberufenen Mit⸗ 
glied der völkiſchen Gemeinſchaft gemacht 
und ihn befreit von der klaſſenkämpferiſchen Ver⸗ 


ſtricktheit in den von falſchem Standesdünkel 


bürgerlicher Überheblichkeit zuerſt verſchuldeten 
Zerſetzungstendenzen. 

Über dieſem nach dem Geſetz der Raſſe auf 
ſeinem Boden ſelbſtſicher lebenden, in ſeiner Arbeit 
kameradſchaftlich geſchloſſenen Volk erhebt ſich das 
Deutſche Reich Adolf Hitlers in ſeiner ein⸗ 
heitsrechtlichen Struktur. Es dient unter Bei⸗ 
ſeiteſchiebung aller Überbleibfel unſerer ſtaatlichen 
Geſchichte dem großen Urgut der völkiſchen Ehre 
unſerer Nation, wobei unter Ehre unſeres Volkes 
die Geſamtheit der weltpolitiſchen Geſtaltungsmög⸗ 
lichkeiten beinhaltet iſt. 

Dieſe Syſtematik unſeres Rechtes nach den 
großen Geſichtspunkten der fünf Subſtanzwerte: 
Raſſe, Boden, Arbeit, Reich und Ehre ſtelle ich 
den alten, methodiſch völlig verwahrloſten, ſyſte⸗ 
matiſch umſtrittenen, begrifflich zerfetzten Rechts⸗ 
ſyſtemen der abgeklungenen Periode in ſchärfſter 
Frontſtellung gegenüber. Im Namen der Be⸗ 
wegung Adolf Hitlers rufe ich alle Parteigenoſſen 
auf, ſich dieſe Arbeit am Rechte des National⸗ 
ſozialismus angelegen ſein zu laſſen. Die Welt⸗ 
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geſchichte enthält eine ernſte Mahnung: Viele 
Reiche ſind durch die geniale Tat großer Männer 
ſchon geſchaffen worden, dann aber zugrunde 
gegangen, weil man zu wenig bedachte, daß ein 
Machtſyſtem volle Wirkſamkeit und die 
Kraft der Dauer nicht zuletzt nur dann 
beſitzt, wenn es verbunden iſt mit einer 
rechtlichen Lebensordnung für die größ⸗ 
ten und kleinſten Ereigniſſe im Leben 
jedes Volksgenoſſen. Weltanſchauliche Syſteme 
werden nach großen, logiſch gefolgerten Geſichts⸗ 
punkten aufgebaut. Die Verwirklichung der Welt⸗ 
anſchauung in einem Volk wird aber vor allem 
ſichergeſtellt durch den Umſtand, daß in jeder Form 
des völkiſchen Gemeinſchaftslebens, in den kleinſten 
wie in den größten Vorgängen, das Recht der 
klarſte Ausdruck des Machtwillens völkiſcher Schick⸗ 
ſalsgeſtaltung iſt. Keine Macht ohne Recht, ſowie 
andererſeits natürlich kein Recht durchgeſetzt werden 
kann ohne Macht. 


H. 
Der Programmpunkt 19 


Für uns Nationalſozialiſten ergibt ſich daraus 
die unabweisbare Notwendigkeit, daß dem Punkt 19 
unſeres nationalſozialiſtiſchen Parteiprogramms 
nicht etwa eine abſtrakte, rechtsformulierende Be⸗ 
deutung zukommt, ſondern daß die Forderung nach 
der Durchſetzung des deutſchen Gemeinrechts die 
Verwirklichung des Nationalſozialismus ſelbſt in 
der kleinſten Sphäre des volksgenöſſiſchen Daſeins 
bedeutet. | 

Die Partei hat im Punkt 19 ihres Programms 
vom Führer ſelbſt die Verpflichtung erhalten, den 
Kampf um die Durchſetzung des deutſchen Gemein⸗ 
rechts mit derſelben Entſchiedenheit zu führen, mit 
der alle weltanſchaulichen, ſtaats⸗, kultur⸗ und ſozial⸗ 
politiſchen Belange des deutſchen Volkes von der 
NSDAP. verfochten werden ſollen“). 


Punkt 19 des Parteiprogramms enthält in ſeiner 
Formulierung „Wir fordern Erſatz für das der 


materialiſtiſchen Weltordnung dienende römi⸗ 


ſche Recht durch ein deutſches Gemeinrecht“ einen 
Hinweis auf einen für Jahrhunderte deutſcher 
Rechtsgeſchichte entſcheidenden Vorgang, nämlich 
die „Rezeption“, d. h. 


die Übernahme fremden Rechts, 


des Rechtes des ſpäten römiſchen Weltreichs und 
des kanoniſchen Rechts, d. h. des katholiſchen 
Kirchenrechts. 

Seine Wurzel hatte dieſer ſchickſalsſchwere Vor⸗ 
gang in der Entſtehung eines rechtsgelehrten 
Richtertums. Die Kenntnis des fremden Rechts 

*) Eine zuſammenfaſſende Darſtellung der Rechtsaufgaben, 
die der Nationalſozialismus bereits erfüllt hat, und der Pro⸗ 


bleme, die noch zu löſen bleiben, habe ich in meinen im Zentral⸗ 
Verlag der NSDAP. erſchienenen Schriften „Rechtsgrund⸗ 


legung des nationalſozialiſtiſchen Führerſtaates“, „National⸗ 


ſozialiſtiſche Strafrechtspolitik“ und „Recht und Verwaltung“ 
gegeben. Ich kann an dieſer Stelle nur darauf verweiſen. 


83 


wurde durch die Rechtsſchulen Italiens vermittelt, 
deren Weltruf auch aus Deutſchland zahlreiche 
Schüler anzog. Die hier fremdrechtlich geſchulten 
Juriſten gelangten bald am Hofe des Königs zu 
Einfluß; er hörte in Angelegenheiten, die er perſön⸗ 
lich entſchied, ihren Rat; ſpäter aber wählte er 
auch die Räte, mit denen er ſein Kammergericht 
beſetzte, zum Teil aus den Kreiſen der Rechts⸗ 
gelehrten aus. Als im Jahre 1495 das Reichs⸗ 
kammergericht gegründet wurde, ließ man die Bei⸗ 
ſitzer, die zur Hälfte Rechtsgelehrte ſein ſollten, 
ſchwören, zu richten „nach des Reichs gemeinen 
Rechten“, eine Formel, in der das römiſche Recht 
inbegriffen iſt. Nachdem das oberſte Reichsgericht 
vorangegangen war, mußten die Territorial⸗ und 
Stadtgerichte in ihrer Eigenſchaft als untere In⸗ 
ſtanzen notgedrungen nachfolgen. Das fremde Recht 
fand dann ſpäter vor allem Unterſtützung an den 
Univerſitäten, die in Deutſchland ſeit der 
Mitte des 14. Jahrhunderts entſtanden waren. 


Die Lehrer an dieſen Univerſitäten widmeten 

ſich nur dem fremden, zunächſt dem kanoni⸗ 

ſchen, ſeit dem 15. Jahrhundert auch dem 
römiſchen Recht. 


Auf dem fremden Recht beruhte die Spruch⸗ 
praxis der juriſtiſchen Fakultäten, mit der dieſe 
zum Teil an die Stelle der alten Oberhöfe traten. 
Zugunſten des fremden Rechtes wirkte weiterhin 
eine ausgedehnte juriſtiſche Literatur. Schließlich 
aber wurde das fremde Recht auch vor allem von 
den Königen gefördert, die in einem univerſaliſti⸗ 
ſchen Recht ein Gegengewicht gegen den immer 
gefährlicher um ſich greifenden Partikularismus der 
Stammesfürſten erblickten. 


Nicht die inhaltliche Dürftigkeit des deutſchen 
oder die Überlegenheit des römiſchen Rechts bildete 
die eigentliche Triebfeder der Übernahme fremden 
Rechts; das zeigt der Widerſtand, den gerade die 
wirtſchaftlich bedeutenden und politiſch unabhän⸗ 
gigen Städte, wie Lübeck, Bremen, Hamburg, 
Magdeburg und Braunſchweig, dem Eindringen 
des fremden Rechts entgegenſetzten. Wohl aber 
findet ſie zum Teil ihre Erklärung in dem äußeren 
Zuſtand des deutſchen Rechts, das eine unheilvolle 
Zerſplitterung aufwies, während die Entwicklung 
des größeren Verkehrs ein einheitliches Recht 
fordert. 


Wie aber konnte es überhaupt dazu kommen, 
daß man fremdes, nicht heimiſches Recht an wandte? 
Es lag das hiſtoriſch vor allem an dem Aufkommen 
der Überzeugung, daß das römiſche Recht auch in 
Deutſchland Anſpruch auf Geltung habe, weil das 
Heilige Römiſche Reich Deutſcher Nation eine 
Fortſetzung des alten römiſchen Reiches bilde, daß 
demnach die Geſetze der römiſchen Kaiſer neben 
den Geſetzen der deutſchen Könige Kraft hätten. Im 
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übrigen aber beruhte der Vorgang der Rezeption 
auf der Vorſtellung, daß es ein für alle Völker 
gleichmäßig geltendes Recht geben könne, das der 
gelehrte Juriſt der damaligen Zeit eben im „Cor- 
pus Juris“ zu finden vermeinte. 


Durch den Punkt 19 des Partei⸗ 
programms wird der Idee eines 
univerſaliſtiſchen Weltrechts der 
Kampf angefagt und ihr der Ge⸗ 
danke einer nationalſozialiſtiſchen 
Rechtsoroͤnung, die aus eigener 
völkiſcher Art erwachſen iſt, eben 
die Idee eines, Deutſchen Gemein⸗ 
rechts“ entgegenfeßt. 

Denn die größte Gefahr der Rezeption erwuchs 
aus der Tatſache, daß die Übernahme dieſes für 
viele Völker und Raſſen geltenden Verkehrsrechtes 
den Gedanken zerſtörte, daß jedes Recht, das vom 
Volke verſtanden und anerkannt werden ſoll, art⸗ 
gebunden ſein muß. Die Übernahme des fremden 
Rechts in Deutſchland bereitete damit den Boden 
für jene Gedankengänge vor, die ſpäter in Aus⸗ 
wirkung der Franzöſiſchen Revolution in das 
deutſche Rechtsleben eindrangen und die vielfach 
erſt vollendeten, was die Übernahme des römiſchen 
Rechts im 15. und 16. Jahrhundert nur vorberei⸗ 
tet hatte. > 

Die Überfremdung unſeres Rechtsdenkens be⸗ 
ſchränkte ſich nicht auf die Übernahme des römi⸗ 
ſchen Rechts, ſondern erſtreckte ſich auch auf das 
kanoniſche Recht. Einen ganz beſonders un⸗ 
heilvollen Einfluß hatte die ſich um die Wende 
des 15. und 16. Jahrhunderts vollziehende Über⸗ 
nahme der Grundſätze des kanoniſchen Inquiſitions⸗ 
prozeſſes, die in der Constitutio Criminalis 
Carolina (1532) ihren Niederſchlag fanden und 
durch die jene undeutſche Form eines heimlichen 
und ſchriftlichen Strafprozeſſes geſchaffen wurde, die 
ſich am unglückſeligſten in den Hexen⸗ und Ketzer⸗ 
prozeſſen der nachfolgenden Jahrzehnte auswirkte. 

Als man um die Mitte des vorigen Jahrhunderts 


daranging, den Strafprozeß zu reformieren, bekam 


das deutſche Volk wiederum nicht etwa ein Geſetz, 
das deutſchem Weſen und deutſchen Grundanſchau⸗ 
ungen entſprach, ſondern ein Geſetz, das von den 
aufkläreriſchen liberaliſtiſchen Gedankengängen der 
Franzöſiſchen Revolution erfüllt war. Im Weſten 
unſeres Reiches aber galten viele Jahrzehnte hin⸗ 


durch ſogar franzöſiſche Geſetze. Wenn wir etwa 


das Generalregiſter zum 30. bis 40. Band der 
Reichsgerichtsentſcheidungen zur Hand nehmen, fo 
finden wir darin eine ungeheure Fülle von Ent⸗ 
ſcheidungen, die auf Grund des römiſchen Rechts, 
des Code eivil, Code de commerce und anderer 
fremder Rechte ergangen ſind. ’ 


Der Gedanke an die Artgebundenheit 
des Rechts war verlorengegangen. So 
konnte der Jude im vorigen Jahrhundert ſeinen 
unheilvollen Einfluß auf das deutſche Rechtsleben 
auszuſtrahlen beginnen. Das Eindringen des Juden⸗ 
tums — zunächſt und zahlenmäßig am ſtärkſten in 
den Beruf des Rechtsanwalts und in die juriſtiſche 
Fachliteratur, dann aber auch in den Beruf des 
Richters — brachte hier die Entwicklung der Ent⸗ 
fremdung von Volk und Recht zur Vollendung. 


III. 


Inwiefern konnte nun Punkt 19 des Partei⸗ 
programms von einem „der materialiſtiſchen Welt⸗ 
anſchauung dienenden Recht“ ſprechen? Soweit in 
dem Parteiprogramm vom „römiſchen Recht“ die 
Rede iſt, bedarf es einer Klarſtellung: Ebenſowenig 
wie das deutſche Recht vor 1933 und nach 1933 
auf einen Nenner gebracht werden kann, ebenſo⸗ 
wenig iſt dies auch mit dem römiſchen Recht der 
Frühzeit und dem der ſpäteren Jahre möglich. Das 


Römiſche Reich war in feinem Anfang und feiner 


großartigen Entwicklung eine Schöpfung nordi⸗ 
diſcher Menſchen, die gleichen Blutes und 
gleicher Raſſe waren wie der beſte Teil unſeres 
eigenen Volkes und aller abendländiſchen Kultur⸗ 
völker. Solange dieſes nordiſche Blut noch vor⸗ 
herrſchend war, ſolange war auch das römiſche 
Recht Ausdruck der nordiſchen Führerſchicht und 
mit unſerem eigenen Weſen verwandt. Mit der 
immer größeren Ausdehnung des Römiſchen Reiches 
und infolge der nie abreißenden Kriege an ſeinen 
Grenzen war es unvermeidlich, daß das nordiſche 
Blut ſich immer mehr verbrauchte und dement⸗ 
ſprechend immer größere Zugeſtändniſſe an die 
unterworfenen Völkerſchaften gemacht werden 
mußten. Nun bildete nicht mehr die einander art⸗ 
gleiche nordiſche Führerſchicht die Klammer des 
römiſchen Imperiums, ſondern ein ſtaatlicher 
Machtapparat und ein Weltrecht, das für das 
ganze Reich Gültigkeit haben ſollte. Nachdem alle 
raſſiſchen Schranken gefallen waren (ſiehe u. a. 
„Schulungsbrief“ 4/39, Bildſeite 3), hatte dieſes 
Weltrecht nur noch die Aufgabe, Handel und Wan⸗ 
del, Güterverkehr und Leiſtungsaustauſch innerhalb 
des Rieſenreiches in geordneten Bahnen zu lenken. 


Um die rechtliche Klammer des zerfallenden Reiches 
zu ſtärken, wurde das ſo geſchaffene Verkehrsrecht 
in einer einheitlichen Kodifikation zuſammengefaßt, 
die zu Beginn des 4. Jahrhunderts n. Ztr. ge⸗ 
ſchaffen wurde: 

Das Corpus Juris. 


Dieſes von allen raſſiſchen Bindungen gelöſte 
ſpätrömiſche Verkehrsrecht wurde dann in der 
ſpäteren Zeit und namentlich von einzelnen Schrift⸗ 
ſtellern zu einem abſtrakten Begriffsſyſtem über⸗ 
ſteigert, das aus den römiſchen Quellen abgeleitet 
wurde und zu einer Überſchätzung des Begriffes 
führte, der, jeder rechtspolitiſchen Wertung ent⸗ 
kleidet, in der deutſchen Rechtslehre zur Grundlage 
für die Gewinnung neuer Rechtsſätze erhoben 
wurde. Das hat in Deutſchland zu einem Siege 
der formalen Rechtshandhabung auf Koſten der 
rechtspolitiſchen Wertung geführt. Eine Berück⸗ 
ſichtigung der letzteren erſchien als unwiſſenſchaft⸗ 
licher Dilettantismus. Die wertfreie Begriffswelt 
des Pandektenſyſtems wurde damit zum Inſtru⸗ 
ment, mit dem jede politiſche Strömung nach Be⸗ 
lieben in ihrem Sinne zu verfahren vermochte, da 
das Recht als formales Begriffsſyſtem in völlige 
Unabhängigkeit von der materiellen Gerechtigkeit 
geraten war. Ein ſolches Rechtsſyſtem konnte aber 
weder ein Bollwerk gegen die Überſteigerungen des 
Liberalismus, noch ein ſolches gegen andere zer⸗ 
ſetzende Einflüſſe ſein, da jede politiſche Strömung 
in der Lage war, die leeren Begriffsſchablonen in 
ihrem Sinne auszufüllen und auszulegen. Das iſt 
alſo das materialiſtiſche römiſche Recht, gegen das 
ſich das Parteiprogramm ausſpricht und gegen das 
der Rechtskampf der nationalſozialiſtiſchen Bewer 
gung ſich richtet. 

— 


Im Jahre 1920, als der Führer ſein Pro⸗ 
gramm verkündete, galt in Deutſchland römiſches 
Recht nicht mehr in der Form, daß es von den 
Gerichten unmittelbar angewandt worden wäre. 
Geblieben war aber jener unſelige Geiſt 
der Abſtraktheit, des Formalismus, der 
Lebensfremdheit, der das ganze Volk von 
vornherein mit größtem Mißtrauen erfüllte gegen 
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Ea alter indiſcher Rechtsgrund ſatz aus nord iſcher Vorzeit lautet: Recht und Anrecht 
gehen nicht umher und Jagen: das ſind wir. Recht iſt das, was ariſche Männer für 
recht finden.“ Dadurch iſt die heute vergeſſene Urweisheit angedeutet, daß Recht ebenſo⸗ 
wenig ein blutleeres Schema iſt wie Religion und Kunſt, ſondern für ewig an ein 
gemwiffes Blut geknüpft ift, mit dem es erſcheint und mit dem es vergeht. | 
Alfred Rofenberg, „Der Mythus des 20. Jahrhunderts“ 
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Richter und Urteiler bei der Tagung 

Sie deuten auf die Sonne, zum Zeichen, daß fie bis zu deren 

Untergange warten müſſen. Zeichnung aus dem Heidelberger 
Sachſenſpiegel. Handfchrift 13. Jahrhundert. 


alles, was mit dem Recht zuſammenhing. Es galten 
Geſetze, die zwar in deutſcher Sprache geſchrieben 
waren, die aber in großem Maße von fremd⸗ 
rechtlichen und insbeſondere ſpätrömiſchen Rechts⸗ 
gedanken beeinflußt waren. Um dieſen Einfluß des 
römiſchen Rechts auf die deutſche Geſetzgebung feſt⸗ 
zuſtellen, brauchen wir lediglich etwa die Motive 
zum Bürgerlichen Geſetzbuch zur Hand zu nehmen, 
um hier zu ſehen, wie viele Rechtsgedanken, die nicht 
deutſchrechtlicher Natur waren, ihren Niederſchlag 
in dem am 1. Januar 1900 in Kraft getretenen 
Bürgerlichen Geſetzbuch gefunden haben. 


Was aber beinahe noch weſentlicher war, iſt, daß 
nach dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buches ſich auf ſeiten des Juriſten keine weſentliche 
Anderung vollzog. Vom Studiengang angefangen 
bis zur juriſtiſchen Praxis des täglichen Lebens 
blieb alles beim alten. Der Jünger der Rechts⸗ 
wiſſenſchaft mußte nach wie vor ſein Studium mit 


dem Corpus Juris als dem vermeintlich ewig 


gültigen Vorbild beginnen. Seine Gedankengänge 
wurden dadurch in Bahnen gelenkt, die mit deut⸗ 
ſcher Art nichts gemein hatten; und der „juriſtiſche 
Stil“, den er ſich auf der Hochſchule zulegte, mußte 
dem Verſtändnis des deutſchen Volkes ewig fremd 
bleiben. Und geblieben war vor allem — der 
Jude! 


IV. 


Dieſe Zeit iſt nun vorbei. Die Macht des 
Juden in Deutſchland iſt gebrochen. Im Dienſte 
der großen Werte unſeres Volkes wird die neue 
deutſche Rechtsordnung beherrſcht werden von dem 
in unſerer nationalſozialiſtiſchen Weltanſchauung 
liegenden Prinzip der Volksgemeinſchaft. 
Damit erhalten die Gemeinſchaftsintereſſen wieder 
ihren Vorrang vor den Belangen des einzelnen, 
gemäß der Forderung des Parteiprogramms: Ge⸗ 
meinnutz geht vor Eigennutz. Die Gemein⸗ 
ſchaft ſelbſt aber findet ihre natürliche Gliederung 
nach dem germaniſchen Prinzip von Führung und 
Gefolgſchaft. Dem Gedanken, daß alle Ehre 


386 


von der Treue kommt, iſt wieder ſein beherr⸗ 


ſchender Einfluß geſichert. Neue volkstümliche Ge 


ſetze werden die Kluft zwiſchen Volk und Recht 
ſchließen. Aus dem Rechtswahrerſtande iſt auch 


der letzte Jude ausgemerzt, ſo daß dieſes deutſche 


Recht auch von deutſchen Rechtswahrern angewandt 
wird. Dem nationalſozialiſtiſchen Volksrichter als 
Verwirklicher der Rechtsordnung hat als das 
höchſte Ideal vorzuſchweben der Gedanke der Ge⸗ 
rechtigkeit, denn ohne Gerechtigkeit iſt keine Ge⸗ 
meinſchaft denkbar. Für dieſe Gerechtigkeit iſt aber 
nicht der Grundſatz des Marxismus beſtimmend 
„Allen das Gleiche“, ſondern der Grundſatz „Jedem 
das Seine“. Was aber Recht und Unrecht iſt, 
beſtimmt ſich nach dem Grundſatz: 


„echt iſt, was dem Volke nützt, Unrecht, 
was ihm ſchaodͤet.“ 


Alfred Roſenberg: 


Hi: man fi) vor Augen, wie fruchtbar und 
lebenſpend end einſt altgermaniſches Recht ge⸗ 
weſen iſt, ſo wird man die Droſſelung der rechts⸗ 
ſchöpferiſchen Kräfte des deutſchen Volkes in feinem 
ganzen unheilvollen Umfange erſt recht würdigen. 


643 erſchien das Langobardenreht König Rotha⸗ 
ris und zeugte eine große Anzahl blühender Rechts⸗ 
ſchulen mit dem Zentrum in Pavia. Die Rechts⸗ 
verfaſſungen der ſpäteren Städteverbände der Lom⸗ 
bardei und in Deutschland gehen auf dieſe Lango⸗ 
bardenſchöpfung zurück. Die Franken, Alemannen 
uſw. trugen bei ihren Wanderungen auch ihre 
raſſiſchen Rechtsauffaſſungen mit ſich und ver⸗ 
oͤrängten das altrömiſche Recht. Späteres Ver⸗ 
ſickern des fränkiſchen und bayeriſchen Blutes för⸗ 
derte das ſpätrömiſche Recht erneut. Die „große“ 
Franzöſiſche Revolution bedeutete die Vernichtung 
der germanischen Beſtanoͤteile und Rechtsauf⸗ 
faffungen. Seitdem iſt „Frankreich“ jüdiſch⸗römiſch 
beſtimmt. Sachſenrecht ſchuf England. Norman⸗ 
niſches Recht bildete die Grundlage des altruſſiſchen 
Staates. Germaniſches Recht ſchuf Leben und 
Sitte in den Oſtſiedelungen des Ritterordens, 


ſpäter der Hanfa. Deutſche Städteverfaflung formte 


das kommunale Weſen felbft in der Ukraine. 
Lübiſches Recht beherrſchte und kultivierte Reval, 


Riga, Nowgoroò am Wolchow. Das Magdeburger 


Recht ſchuf den Unterbau des polniſchen Staates. 


Jo 


— . —— —— — U — 


Die feit der Aufnahme des römiſchen Rechts 
in Deutſchland beſtehende Spaltung zwiſchen dem 
geſchriebenen Recht der Geſetze und der Rechts⸗ 
auffaſſung des Volkes führte in den Nachkriegs⸗ 
jahren durch das völlige Verſagen unſerer Geſetze 
gegenüber dem ſich hemmungslos austobenden, die 
Volksgemeinſchaft aufs ſchwerſte bedrohenden Libe⸗ 
ralismus kultureller und wirtſchaftlicher Prägung 
zu einer Juſtizkriſe größten Ausmaßes. 

Die deutſche Rechtswiſſenſchaft hatte die Er⸗ 
kenntnis der gegenſeitigen Abhängigkeit von Raſſe, 
Sitte und Recht verloren, ſie war rettungslos dem 
ſogenannten „Geſetzespoſitivismus“ verfallen und 
entwürdigte das Recht zu einem abſtrakten Be⸗ 
griffsſyſtem. | 

So war die Lage, als der Führer am 20. Fe⸗ 
bruar 1920 in einer Maſſenverſammlung im Hof⸗ 
bräuhaus zu München die 25 Punkte des natio⸗ 


nalſozialiſtiſchen Parteiprogramms zum erſtenmal 


verkündete und in Punkt 19 den Erſatz des römi⸗ 
ſchen Rechtes durch ein deutſches Gemeinrecht for⸗ 
derte. Damit hatte auch auf dem Sektor Recht 
der Kampf um die Neugeſtaltung des deutſchen 
Lebens nach den Grundfolgen der nationalſozia⸗ 
liſtiſchen Weltanſchauung begonnen. 


Neben der ideologiſchen Seite iſt für die Auf⸗ 


nahme der Forderung nach einem deutſchen Ge⸗ 


meinrecht in das Programm der Partei auch die 


geſchichtliche Erkenntnis maßgebend geweſen, die 
Reichsleiter Dr. Frank einmal in einer Rede wie 
folgt umſchrieben hat: 

„Revolutionen laſſen ſich ſehr viel bequemer und 
im Augenblick vielleicht auch nachdrücklicher mit Ge⸗ 
waltanwendung durchſetzen als in Form des Rechts⸗ 
ſatzes, aus dieſer Bequemlichkeit der Methodik fol⸗ 
gen viele geſchichtliche Fehler, die zur Folge hatten, 
daß große revolutionäre Unternehmungen, die mit 
großem Elan unternommen wurden, untergingen, 
weil die Gewalt als Ausdruck der Stärke mit dem 
Alterwerden des dieſe Gewalt ausübenden Armes 
ſchwächer wird, und weil im gleichen Maße der 
Widerſtand der traditionellen, konſervativen Macht 
zunimmt. Es iſt Aufgabe der Partei, die revolu⸗ 
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tionären Willensinhalte des Nationalſozialismus 
in Form des Rechtsſatzes zur ſelbſtverſtändlich 
geübten, allgemein anerkannten und durchſetzbaren 


Gemeinſchaftsordnung unferes Volkes in die Zu · 


kunft hinein auszubauen.“ 


So iſt der Rechtskampf der Partei von einer 
unerhört wichtigen Bedeutung für den Beſtand 


des Dritten Reiches. 


Träger dieſes Kampfes ſind Männer der natio⸗ 
nalſozialiſtiſchen Bewegung, die genau ſo wie 
unzählige andere ihr Vermögen, ihren Beruf, 
ihr Blut und ſogar ihr Leben opferten für den 


Führer und ſeine Idee. Theodor von der 


Pfordten iſt der Blutzeuge der nationalſozia⸗ 
liſtiſchen Rechtskämpfer. Er iſt ihr Vorbild und 
Ziel. Denn das deutſche Recht, wie wir Natio⸗ 
nalſozialiſten es fordern, kann nur die Schöpfung 
von Männern ſein, die mitten im Leben der deut⸗ 
ſchen Volksgemeinſchaft ſtehen und als aktive 
Nationalſozialiſten die Notwendigkeiten des völ⸗ 
kiſchen Zuſammenlebens kennen. 

Aber der Rechtskampf der Bewegung vor der 
Machtergreifung hatte noch eine andere Bedeutung, 
nämlich die des Kampfes der Bewegung um ihr 
Recht, das heißt um das Recht als politiſche Partei 
in der „freieſten der Demokratien“, genau ſo wie 
alle übrigen Parteien, ihre Lehren und ihre Ziele 
zu verfolgen. Uns allen iſt noch in Erinnerung, 
wie ſchamlos die damaligen Machthaber das Recht 
mißbrauchten, um mit Hilfe von Geſetzen den 
Siegeszug der Partei aufzuhalten und zu bekämp⸗ 
fen. Uns allen ſind noch die Notverordnungen 
bekannt, die ſich ausſchließlich gegen die Partei 
richteten und die es dem einzelnen nationalſoziali⸗ 
ſtiſchen Kämpfer durch Androhung brutaler Strafen 
unmöglich machen ſollten, ſeinen Kampf zu führen. 
Es gehörte ſchon der fanatiſche Glaube an den 
Führer und ſeine Bewegung dazu, ſich damals als 
Rechtswahrer auf die Seite der Partei zu ſtellen. 
Und es waren auch nur wenige Kämpfer, die dieſen 
Kampf als Vertreter und Verteidiger der Partei 
führten. Mit der Deviſe „Über der Unabhängig⸗ 
keit der Gerichte ſteht die Staatsräſon“, wurden 
Richter und Staatsanwälte zu Urteilen gezwungen, 
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die nichts anderes als bitterſtes Unrecht waren. 
Die wenigen nationalſozialiſtiſchen Anwälte damals 
verteidigten Tauſende und aber Tauſende Partei⸗ 
genoſſen gegenüber dieſer Willkür. Sie hatten da⸗ 
bei gegen den ſofort von der anderen Seite durch⸗ 
geführten Boykott zu kämpfen und brachten Opfer, 
mit denen ſie ſich ruhig zu den übrigen Kämpfern 
der Bewegung ſtellen können. 


Die Parteiführung hat die Bedeutung dieſes 
gegen die Bewegung und ihre Glieder entfachten 
Kampfes natürlich ſofort erkannt, und ſo beauf⸗ 
tragte der Führer ſeinen Rechtsberater in vielen 
Prozeſſen, den damaligen Rechtsanwalt Dr. Hans 
Frank II, am 31. Oktober 1930 mit der Lei⸗ 
tung der neu errichteten Rechtsabteilung der 
Reichsleitung der NSDAP. 

Aufgabe dieſer Abteilung war: 

1. Die zivile, ſtraf⸗ und verwaltungsrechtliche 
Vertretung der Reichsleitung der NSDAP. und 
des Vereins Nationalſozialiſtiſcher Deutſcher Ar⸗ 
beiterverein e. V., 

2. die Dune laden und Leitung des Rechts⸗ 
ſchutzes für die Mitglieder der Bewegung. 

Inſoweit rechtliche Intereſſen der Geſamtbewe⸗ 
gung, der Reichsleitung oder des Nationalſozia⸗ 
liſtiſchen Deutſchen Arbeiter⸗Vereins in Frage 


kamen, unterſtanden ſämtliche Gliederungen und 


Einrichtungen der Partei der Reichsleitung-Rechts⸗ 
abteilung und hatten ihr alle notwendigen Aus⸗ 
künfte zu erteilen und rechtliche Stellungnahmen 
zu ermöglichen. 

Die Bedeutung, die man der Rechtsabteilung 
der Reichsleitung beilegte, geht aus der unmittel⸗ 
baren Unterſtellung ihres Leiters unter den Führer 
hervor. 

Mit der Verſchärfung des politiſchen Kampfes 
in den Jahren 1931 und 1932 wuchs die Be⸗ 
deutung des Rechtsſchutzes immer mehr. Die 
Rechtsabteilung der Reichsleitung führte mit Hilfe 
einiger weniger Rechtsanwälte im ganzen Reich 
in Zehntauſenden von Fällen die Verteidigung von 
angeklagten Kämpfern der Bewegung durch. Für 
die Finanzierung brachte die Partei damals be- 
trächtliche Geldſummen auf. 

Noch gefährlicher als dieſer Kampf gegen den 
einzelnen Parteigenoſſen waren die Angriffe, die 
darauf abzielten, die Partei in eine Lage hineinzu⸗ 
führen, die es geſtattete, ſie für illegal zu erklären 
und damit zu verbieten. Auch dieſer Kampf wurde 
von den Gegnern geführt mit Hilfe des Miß⸗ 
brauchs der Geſetze und der Gerichte. Zahlreiche 
Prozeſſe gegen führende Parteigenoſſen dienten 
ausſchließlich dieſem Zweck. Es ſollen hier nur 
ganz kurz zwei der bedeutendſten Prozeſſe dieſer Art 


geſtreift werden: der „Schweidnitzer Prozeß“ und 


der „Reichswehr⸗Prozeß“. 

Vor dem großen Schöffengericht in Schweidnitz 
begann am Vormittag des 3. Dezember 1929 der 
Rieſenprozeß gegen eine größere Anzahl von Natio⸗ 
nalſozialiſten, denen ſchwerer Landfriedensbruch, die 
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Sprengung einer Verſammlung und blutige Ge⸗ 
walttaten zur Laſt gelegt wurden. Bei dem Land⸗ 
friedensbruchprozeß handelte es ſich um ſchwere 
tumultuariſche Vorgänge, die ſich am 27. Septem⸗ 
ber 1929 in Schweidnitz abgeſpielt hatten und da⸗ 
mals zu blutigen Zuſammenſtößen zwiſchen Natio⸗ 
nalſozialiſten und dem Reichsbanner führten. Die 
weitere Folge dieſer Vorgänge war das von der 
Regierung ergangene Verbot und die Auflöſung 
der Ortsgruppen Schweidnitz, Breslau, Walden⸗ 
burg, Freiburg, Strehlen und Striegau der Natio⸗ 
nalſozialiſtiſchen Arbeiterpartei, die großes Auf⸗ 
ſehen erregten, da zur Begründung dieſer Verbote 
angeführt wurde, daß die betreffenden Ortsgruppen 
bewußt und gewollt ſich zur Begehung von Gewalt⸗ 
taten zuſammengeſchloſſen und dieſe Gewalttaten 
ſyſtematiſch vorbereitet hätten. Um dieſe Feſtſtel⸗ 
lung ſollte es ſich auch in dem großen Prozeß in 
Schweidnitz handeln und weitergehend auch zugleich 
die Frage aufgerollt werden, wie weit die Hitler⸗ 
Partei im Prinzip ihre geheimen Loſungen zur Be⸗ 
gehung von Gewalttaten ausgegeben hatte; denn 
darauf nahm die von der Staatsanwaltſchaft aus⸗ 
gearbeitete Anklageſchrift unter wörtlicher Anfüh⸗ 
rung der betreffenden Allgemein - Befehle der 
NSDAP. beſonders Bezug. So gewann der 
Schweidnitzer Prozeß aus drei ir von vorn⸗ 
herein eine beſondere Bedeutung: 1. es handelte 
ſich um einen Rieſenprozeß mit 16 Angeklagten 
und über 200 Zeugen, der größte Beachtung in 
der geſamten deutſchen Preſſe fand, 2. der zugrunde 
liegende Sachverhalt war geradezu ein Muſterfall 
einer Saalſchlacht, 3. es ſtand die Frage zur Ent⸗ 
ſcheidung, ob die NSDAP. generell geheime Lo⸗ 
fungen zur ſyſtematiſchen Begehung von Gewalt: 
taten ausgegeben hatte. Schon aus dem letzten 
Grunde zeigt es ſich, daß der Prozeß nicht nur gegen 
die angeklagten Parteigenoſſen geführt wurde, fon- 
dern die Verhandlung eigentlich gegen die national⸗ 
ſozialiſtiſche Arbeiterpartei ſelbſt gerichtet war, um 
in dieſem Verfahren Tatſachen zu entdecken, die ſich 
zu einem Vorgehen gegen die NSDAP. in ganz 
Deutſchland eigneten. 


Es war klar, daß die Partei ebenfalls die Ab- 
ſichten der Staatsanwaltſchaft erkannte. Sie 
beauftragte deshalb Dr. Frank mit der Übernahme 
der Verteidigung. Auch Dr. Frank ließ keinen 
Zweifel über den eigentlichen Sinn und Zweck der 
Verhandlung: „Dieſer Prozeß wird nicht gegen 
die Angeklagten geführt, ſondern gegen den Natio⸗ 


nalſozialismus für den Novemberſtaat“, fo ſagte 


Dr. Frank einmal im Laufe der Hauptverhandlung. 
Rechtsanwalt Dr. Frank ſetzte in dieſem Pro⸗ 


zeß die Vernehmung des Führers durch, und am 


13. Dezember machte der Führer ſeine Ausſage. 
Der Führer gab eine Erklärung über den Sinn 
und den Charakter der von ihm an die Sport⸗ 
abteilungen erteilten Befehle. Er ſprach vom all⸗ 
mählichen Werden der Bewegung und ihrem Kampf 
gegen die politiſche Zerriſſenheit des Reiches: 
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„Wir waren politiſch nicht belaſtet, aber trotz⸗ 
dem richtete man damals ſtarke Angriffe gegen 
uns. Eine ſtaatliche Hilfe war nicht zu erhoffen. 
Wir waren zum Selbſtſchutz gezwungen. Es 
war notwendig, die Hilfe Jo zu organiſieren, 
daß daraus kein ungeſetzlicher Wioͤerſtand gegen 
den Staat zuftande kam. Ich bin ſelbſt zu ſehr 
Soldat, um mit Gewalt gegen eine Staats⸗ 
organiſation anzukämpfen. Es wäre ein uner⸗ 
hörter Wahnſinn, gegen diefe Organiſations⸗ 
gewalt eine Gegengewalt einzuſetzen. Indeffen: 
die Staatsgewalt verſagte vollkommen, wenn 
es ſich um den öffentlichen Schutz des Staats⸗ 
bürgers handelte. Wenn Verſammlungen oͤurch 
Störenfriede geſprengt wurden, Jo griff die 
Staatsgewalt erſt nachträglich ein. Die Stören⸗ 
friede hatten aber ihren Zweck erreicht. Das 
aber wollen wir verhüten. In gewiſſer Hinficht 
hat die nationalſozialiſtiſche Bewegung von dem 
Schickſal anderer Parteien lernen müſſen. Der 
Marxismus verftand es, mit Hilfe weniger 
Bataillone einen ausgeſprochenen Terror aus⸗ 
zuüben. Die Verſammlungen der Nationalſozia⸗ 
liften wurden als eine Provokation des Proleta⸗ 
riats angeſehen und verboten. Auch in anderen 
dällen wurde das „Proletariat“ gegenüber den 
Nationalſozialiſten einſeitig bevorzugt und be⸗ 
ſchützt. Die Erziehung der Partei ging darauf 
hinaus, den Bürger zu ſchützen, ſich nicht wehr⸗ 
los von ihren Rechten wegoͤrängen zu laſſen. 
Die Organiſation will das Recht der Straße 
verhindern, und aus diefem Grunde muß fie 
ſich ſelbſt wehren. Es iſt unerhört, wenn man 
glaubt, daß Menſchen, die im Krieg ihre 
Pflichten getan haben, verpflichtet find, ſich wehr⸗ 
los niederſchlagen zu laſſen, ohne vom Staat 
beſchützt zu werden. Die Organiſation zählt 
gegenwärtig ungefähr 130000 Mitglieder. Ich 
bin für alle diefe Mitglieder verantwortlich und 
trete für fie ein. Jede Gruppe hat das Recht 
der Propaganda, ſolange ſie nicht gegen die 
Geſetze von Moral, Religion und ſtaatliche 
Organiſation verftößt. Es ftand uns von Anfang 
an fern, eine Geheimorganiſation zu gründen, 
ſonoͤern eine Organiſation, die für jedermann 
offen ſichtbar war, eine Organiſation, die nicht 
hinter verſchloſſenen Türen berät, wie man eine 
Regierungskriſe beſeitigen kann. Die Organi⸗ 
ſation kann von jedem ftudiert werden. Es iſt 
eine meiner Hauptaufgaben, daß die Organi⸗ 
ſation ſich keinen Mord oder ſonſtige Gewalt⸗ 
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taten zufchulden kommen läßt. Querköpfe, die 
dagegenarbeiten, werden rückſichtslos aus der 
Partei ausgeſtoßen. Das iſt das Ziel oͤer National⸗ 


ſozialiſten: Der Grunoͤſatz unſerer Partei iſt 


nicht, andere Parteien zu hemmen, ſondern die 
eigene zum Aufſtieg zu bringen / nicht andere 
Parteien zu ſprengen, fondern der eigenen 
Partei Gehör zu verſchaffen. Ich will alle 
Deutſchen gewinnen, die mit Herz, Seele und 
Derftand zu unſerer Organiſation gehören. Die 
Idee der nationalfozialiftifhen Partei iſt un⸗ 
wioͤerſtehlich, weil fie eine Idee der nackten 
Vernunſt und des reinſten Idealismus iſt.“ 


Vorſitzender: „Ihre Organiſation iſt alſo keiner⸗ 
lei Geheimorganiſation? Sie teilt ihre Arbeit in 
Selbſtſchutz und Propaganda?“ 


Hitler: „Ja.“ 


Das Ergebnis des Prozeſſes war ein vollendeter 
Triumph für die Verteidigung. Angeſichts der 
ſchweren Anklage war der Urteilsſpruch ein 
ſchwacher Kompromiß, um zu retten, was noch zu 
retten war. Neun Angeklagte wurden frei⸗ 
geſprochen, drei Angeklagte zu Geldſtrafen verur⸗ 
teilt, während nur vier Angeklagte zu verhältnis⸗ 
mäßig bedeutungsloſen Gefängnisſtrafen verurteilt 
wurden. Der eigentliche Zweck des Prozeſſes, der 


Partei die Illegalität nachzuweiſen, war Überhnupt 


nicht erreicht. 


Noch gefährlicher für die Bewegung war der 
Leipziger „Reichswehr⸗Hochverratsprozeß“ . 

Im September 1930 hatten ſich vor dem 
4. Senat des Reichsgerichts drei junge Reichs⸗ 
wehroffiziere zu verantworten, die im Verdacht 
ſtanden, im Auftrag der Nationalſozialiſtiſchen 
Deutſchen Arbeiterpartei den Verſuch gemacht zu 
haben, nationalſozialiſtiſche Zellen in der Reichs⸗ 
wehr zu bilden. Der Zweck dieſes Prozeſſes war, 


den vernichtenden Schlag gegen die NSDAP. 


und gleichzeitig gegen die verhaßte Reichswehr zu 
führen. Der Leipziger Reichswehrprozeß mußte 
den Beweis der Illegalität der NSDAP. 


erbringen, die Partei des Führers mußte verboten 
werden, nur ſo war das ſtürzende ze ju 


retten. 


Auch dieſer unerhört gefährliche Angriff gegen 
die Bewegung wurde abgewehrt. Dem Rechts⸗ 
berater Adolf Hitlers, Rechtsanwalt Dr. Hans 
Frank II, gelang es wiederum, die Vernehmung 
des Führers durchzuſetzen, und am 25. September 
beſchwor der Führer nach den bekannten, längeren, 
eindringlichen Ausführungen die Legalität der Be⸗ 
wegung. 

So ſahen ſich die Gegner der NSDAP. in 
ihren Hoffnungen wiederum betrogen, und der 
Kampf gegen die Bewegung verlor allmählich auch 
jeden Schein von Recht. Brutalſte Polizeiaktionen, 
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durch keine Geſetze und Paragraphen begründet, 
wurden gegen die Führer und die Einrichtungen 
der Bewegung durchgeführt. Die Zentrale der 
Bewegung, das Braune Haus, wurde zweimal von 
der Polizei beſetzt, alles beſchlagnahmt, und end⸗ 


lich, im Jahre 1932, entſchloß man ſich, die SA. 


einfach zu verbieten, obwohl auch hierfür nicht der 


geringſte Rechtsgrund vorlag. Auch in dieſem 
Kampf, der ſich bis in die kleinſte Ortsgruppe 
erſtreckte, ſtanden die Rechtswahrer der Partei in 
vorderſter Linie. Ihre größte Genugtuung war 
der Sieg des Führers und ſeiner Bewegung, der 
Sieg des deutſchen Lebensrechtes über ein volks⸗ 
fremdes Syſtem. | | 


B. Franklin forderte Judengeſetze 


Forderungen auf geſetzliche Ausſchaltung des 
Judentums aus dem Lebensbereich der anderen 
Völker (ſ. SB. 4/39) ſind ſo alt wie das Juden⸗ 
tum ſelbſt und ſo wenig wie die Raſſenfrage eine 
nationalſozialiſtiſche Erfindung. Wie zeitnah er⸗ 
ſcheinen uns die Worte Platons: „Die natür⸗ 
liche Blutsgleichheit zwingt uns, die ge⸗ 
ſetzliche Rechtsgleichheit zu ſuchen.“ Wenn 
wir dem einen der wichtigſten Punkte der franzöſi⸗ 
ſchen Revolutionsverfaſſung entgegenhalten, ſehen 
wir den Gegenſatz zweier Welten. In dieſer Ver⸗ 
faſſung heißt einer der markanteſten Sätze: 


„Jeder Menſch, von welcher Farbe er 
auch fei, genießt in Frankreich alle Rechte 
eines Staatsbürgers, wenn er die durch 
die Verfaſſung vorgeſchriebenen Fähig⸗ 
keiten, ſie auszuüben, beſitzt.“ 


Doch mit der Erringung des Staatsbürgerrechts 
iſt das Ziel des Juden in keiner Weiſe erreicht. Er 
will die Macht über die Völker, und dort, wo er 
ſie hat, bedroht er all die, die ſich nicht durch ihn 
knechten laſſen wollen, in der brutalſten Weiſe. 
So wird in der Sowjetunion der Antiſemitismus 
mit dem Tode beſtraft. Stalin, als Handlanger 


ſeiner jüdiſchen Drahtzieher, ſchreibt darüber in der 


„Prawda“ vom 30. November 1936: 


„In der Sowjetunion wird der Anti⸗ 
ſemitismus als eine dem Sowjetregime 
todfeindliche Bewegung ſtrengſtens ver⸗ 
folgt. Die aktiven Antiſemiten werden 
nach den Geſetzen der UdSSR. mit dem 
Tode beſtraft.“ 

Wo bleibt hier die demokratiſche, liberaliſtiſche 
Humanität? 

In dieſer wie in vielen anderen Fragen befinden 


ſich Stalin und der gegenwärtige US A.⸗Präſident 
Rooſevelt in einer geiſtigen Front. Beide ſind 
Statthalter des Judentums. — Wie anders ſahen 
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jedoch die Männer, welche die Vereinigten Staaten 
ſchufen, die Judenfrage. Beſonderes Intereſſe ver⸗ 
dient das Urteil Benjamin Franklins aus 
dem Jahre 1789: 


„Es gibt eine größere Gefahr für die Ver⸗ 
einigten Staaten von Amerika, dieſe größere 
Gefahr, meine Herren, find die Juden. In 
welchem Lande ſich die Juden auch in größerer 
Anzahl je niedergelaſſen haben, haben ſie das 
moraliſche Niveau herabgedrückt, haben fie die 


Redlichkeit im Handel geſchmälert. Sie haben 


ſich abgeſondert und nicht aſſimiliert. Sie haben 
über die chriſtliche Religion, auf die ſich dieſe 


Nation gründet, geſpottet und verſucht, ſie zu 


unterminieren. Sie haben einen Staat im 
Staate errichtet, und wenn man ſich ihnen ent⸗ 
gegenſetzte, verſuchten ſie, das Land finanziell 
abzuwürgen, wie im Falle Spanien und Por⸗ 


tugal. 


Mehr als 1700 Jahre haben die Juden ihr 
trauriges Schickſal bewehklagt, nämlich, daß ſie 
von ihrem Mutterlande vertrieben worden 
ſeien; aber, meine Herren, hätte die ziviliſierte 
Welt von heute ihnen Paläſtina zurückgegeben 
als Eigengut, ſo würden ſie ſofort einen 
zwingenden Grund gefunden haben, 
nicht dorthin zurückzukehren. Warum? 
Weil ſie Vampire ſind, und Vampire leben nicht 
von Vampiren, ſie können nicht unter ſich ſelbſt 


leben. Sie müſſen von Chriſten oder anderen 
Völkern, die nicht ihrer Raſſe angehören, leben. 


Wenn man ſie nicht durch dieſe Verfaſſung aus 
den Vereinigten Staaten ausſchließt, werden 
ſie in weniger als 200 Jahren in ſolcher Menge 
ins Land hereingeſtrömt ſein, daß ſie uns be⸗ 
herrſchen und freſſen werden, und werden unſre 
Regierungsform ändern, für die wir Ameri⸗ 
kaner unſer Blut vergoſſen, unſer Leben, unſe⸗ 
ren Beſitz, unſere Freiheit hingegeben haben. 


Wenn Sie die Juden nicht ausſchließen, 


werden in weniger als 200 Jahren unſere 


Nachkommen auf den Feloͤern arbeiten, um die 
Juden zu erhalten, während ſich diefe in den 
Kontoren befinden und fröhlich die Hände 
reiben werden.” — 
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Als die nationalſozialiſtiſche Bewegung am 
30. Januar 1933 den Weg in die politiſche Macht 
antrat, fand ſie auf dem Gebiete des Rechts und 
der Rechtspflege eine ebenſo große Verwirrung 
und Unſicherheit vor, wie auf allen anderen Ge⸗ 
bieten des völkiſchen Lebens. Die verhängnisvolle 
Auswirkung dieſes Zuſtandes war die eingetretene 


Entfremdung zwiſchen Volk und Recht, 
die ihren Ausdruck ebenſoſehr in einer unheilvollen 


Rechtsfremdheit des Volkes wie in der völligen 


Volksfremdheit von Geſetz und Rechtspflege fand. 

Dieſe Entfremdung war zu allen Zeiten von 
einſichtigen Rechtswahrern als gefahrbringend und 
unhaltbar empfunden worden. Immer wieder wurde 
daher die Forderung aufgeſtellt, zu den Quellen 
des deutſchen Rechts zurückzukehren und ſtärkeren 
Anteil am Leben des Volkes zu nehmen. Ebenſooft 
aber mußte dieſer Ruf wirkungslos verhallen, da 
es an den erforderlichen Vorausſetzungen einer 
Wandlung, vor allem an einer ſicheren welt- 
anſchaulichen Grundlage fehlte. So konnte 
Theodor v. d. Pfordten, der Vorkämpfer eines 
deutſchen Gemeinrechts, im Jahre 1921 ſchreiben: 
„Die allgemeine Unſicherheit in den letzten Zielen 
muß ſich auch in Rechtswiſſenſchaft und Rechts⸗ 
pflege übel bemerkbar machen. Zwar wird mit 
hohem Eifer nach neuen allgemeinen Grundlagen 
geſucht, und der lebhafte Kampf der Meinungen 
ſcheint auf große geiſtige Regſamkeit zu deuten. 
Aber der Mangel feſter Grundanſchauungen führt 


gegenüber den zahlreichen ſchweren Tagesfragen zu 


einer völligen Zerſplitterung und raubt dem 
Juriſtenſtand die Geſchloſſenheit, die er als bedeut⸗ 
ſamſtes Glied des Staatskörpers in einer Zeit tief⸗ 
greifender Erſchütterungen beſonders nötig hätte ...“ 
Und Reichsleiter Dr. Hans Frank ſagte in ſeinem 
Aufruf vom Oktober 1930 „Der Kampf um deut⸗ 
ſches Recht“: „Der Gedanke der Zurückholung des 
deutſchen Rechtslebens auf die unverrückbar ſtehen⸗ 
den Grundlagen unſerer völkiſchen Eigenarten und 
Bedürfniſſe prägte ſich ſeit langem ſchon ſeine 
Kampfrufe. Aber das ‚Fort mit dem römiſchen 
Recht! oder ‚Fort mit der Trennung von Recht 
und Sitte!” oder „Her mit dem endlich wieder deut⸗ 
ſchen Recht!“ uſw. blieb eben leere Ideologie, fo- 
lange die äußeren, insbeſondere lehrbeherrſchten 
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Machtmittel der Rechtsgegenwart ſich der Tat einer 
grundſätzlichen, univerſal geſchloſſenen deutſchen 
Rechtserneuerung verſagen.“ 

Auch für die Wiedergeſundung des Rechtslebens 
war die Beſinnung des deutſchen Volkes auf den 
Urſprung und die Quellen ſeiner Kraft notwendig. 
Es mußten weiter erſt die organiſatoriſchen Vor⸗ 
ausſetzungen geſchaffen werden. Daher gibt es auf 
dem Gebiete des Rechtslebens keine „Vorläufer“ 
in dem Sinne, daß der Nationalſozialismus ihre 
Grundſätze als Grundlage ſeines rechtspolitiſchen 
Wollens einfach übernehmen könnte. Weder die 
Naturrechtslehre noch die hiſtoriſche Schule, weder 
die ſoziologiſche Rechtsſchule noch die Freirechts⸗ 
lehre oder ſonſt ein Syſtem iſt für die national⸗ 
ſozialiſtiſche Rechtspolitik verwendbar. Daher ſteht 
auch am Beginn der Neuſchöpfung unſeres Rechts⸗ 
lebens ausſchließlich der Kampf Adolf Hitlers, der 
auf dem Gebiete des Rechts ſeinen verbindlichen 
Ausdruck findet in Punkt 19 des Parteiprogramms: 
„Wir fordern Erſatz für das der materialiſtiſchen 
Weltanſchauung dienende römiſche Recht durch ein 
deutſches Gemeinrecht.“ 


Deutſches Gemeinrecht — 
raſſegebundenes Recht 

Mit der Zielſetzung der Schaffung eines deut⸗ 
ſchen Gemeinrechts, alſo eines wirklichen Volks⸗ 
rechts, iſt uns die Aufgabe geſtellt worden, jenen 
Zuſammenhang zwiſchen Raſſe und Recht herzu⸗ 
ſtellen, deſſen Kenntnis in der Vergangenheit ver⸗ 
lorengegangen war. 

Die Erkenntnis der Notwendigkeit eines blut⸗ 
gebundenen Rechts war früher Gemeingut des 
ganzen Volkes. Sie kommt in unzähligen Rechts⸗ 
ſprichwörtern und Rechtsgedanken deutlich zum 
Ausdruck. Sie iſt auch die Grundlage des 
Sachſenſpiegels, des Schwabenfpiegels!) 

1) Schwabenſpiegel, ſeit 17. Jahrhundert übliche 
Bezeichnung für das große ſüddeutſche Rechtsbuch, das in den 
Handſchriften „Kaiſerl. Land⸗ und Lehnrecht“ oder „Kaiſer⸗ 
recht“ genannt wird. Der Schwabenſpiegel iſt nach herrſchen⸗ 


der Anſicht um 1275 zu Augsburg von einem unbekannten 
Verfaſſer geiſtlichen Standes auf der Grundlage der im 
Deutſchenſpiegel vorliegenden Umarbeitung des Sachſen⸗ 
ſpiegels verfaßt worden. Wie der Sachſenſpiegel errang auch 
der Schwabenſpiegel bald großes Anſehen und weite Ver⸗ 
breitung; er wurde ins Lateiniſche, Franzöſiſche und Tſchechiſche 
überſetzt. 
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und aller anderen älteren Aufzeichnungen deutſche 
Rechte. | 5 

Urſache und Folge des Verluſtes dieſer raſſen⸗ 
geſetzlichen Zuſammenhänge war die Übernahme 
fremden Gedankengutes in das deutſche Rechts⸗ 
leben, wie ſie Reichsleiter Dr. Frank in dieſem 
Heft darſtellt. Nicht zuletzt das Eindringen des 
jüdiſchen Elementes in die deutſche Rechtspflege 
war entſcheidend für die Entfremdung zwiſchen 
Volk und Recht. Wie der Jude planmäßig das 
Bewußtſein untergrub, daß jedes Volk mit ſeiner 
eigenen Seele empfindet, ſo vernichtete er auch 
planmäßig die Erkenntnis, daß jedes Volk ſein art⸗ 
eigenes Recht haben muß. Die Idee eines uni⸗ 
verſaliſtiſchen Weltrechts iſt in ihrem Gehalt ebenſo 
jüdiſchen Urſprungs wie alle anderen Univerſalis⸗ 
men. Jedes Volk muß ein ſolches Recht als fremd 
empfinden und ablehnen. Denn ein Rechtsſatz, der 
nicht im Gewiſſen und in der Seele des Volkes 
verankert iſt, kann nicht von ihm verſtanden werden. 
Es wird daher eine ſolche Rechtspflege letztlich 


ablehnen. 


Ging das Bewußtſein des Zuſammenhanges 
zwiſchen Naſſe und Recht als eine allgemein be⸗ 
wußte und praktiſch angewandte Erkenntnis ver⸗ 
loren, im Gefühl des Volkes kamen immer wieder 
einzelne Stimmen, die erkennen laſſen, daß das 


Gefühl für die Artgebundenheit des Rechts erhalten 


geblieben war. Dieſes Gefühl hat ſich heute dank 
des Kampfes der nationalſozialiſtiſchen Bewegung 


wieder zur bewußten Erkenntnis verdichtet. 


Recht, Weltanſchauung, Sittlichkeit 


Wenn wir vom deutſchen Volksrecht oder vom 
deutſchen Gemeinrecht ſprechen, ſo verſtehen wir 
darunter ein Recht, das aus der Seele des deut⸗ 
ſchen Volkes kommt, das mit dem Gewiſſen des 
Volkes in Einklang ſteht und ſeinem Empfinden 
entſpricht. Was aber bedeuten „Volksgewiſſen“ 
und „geſundes Volks empfinden“, auf die 
ſelbſt in Geſetzen ausdrücklich Bezug genommen 
wird? Wir hören oft den Hinweis, daß es in der 
oder jener Frage gar kein einheitliches Volks⸗ 
empfinden gebe, weil der Katholik hier anderer 
Auffaſſung ſei als der Proteſtant, der Süddeutſche 
anderer Auffaſſung als der Norddeutſche, die „ein⸗ 
fachen Kreiſe des Volkes“ anderer Auffaſſung als 
die „Gebildeten“. Aus dem gemeinſamen nordi⸗ 
ſchen Anteil unſeres Blutes kommt ein gemein⸗ 
ſames Rechtsgefühl. Zu dieſem vom National⸗ 
ſozialismus zum Erwachen gebrachten gemeinſamen 
Erbgut aber müſſen wir bei der Schaffung des 
deutſchen Gemeinrechts und bei der Rechtsfindung 
im Einzelfall zurückkehren. Daher kann die letzte 
Entſcheidung in dieſen Fragen auch immer nur von 
der nationalſozialiſtiſchen Bewegung getroffen 
werden. Denn ſie iſt als der Führerorden der 
Nation die bewußte Trägerin der nationalſozia⸗ 
liſtiſchen Weltanſchauung und der Zuſammenſchluß 
derjenigen, in denen ſich die urſprünglichen raſſi⸗ 


E 


ſchen Kräfte des deutſchen Volkes am reinſten 
widerſpiegeln und verkörpern. | 


So gelangt der Nationalſozialismus zum Ein- 


klang von Recht und Weltanſchauung. Dieſer Ein⸗ 


klang muß notwendig vorhanden ſein: Denn, wie 
ſich Raſſe und Recht nicht voneinander trennen 
laſſen, ſo iſt auch jede Weltanſchauung Ausfluß 
raſſiſchen Denkens. Im Blute, als der Quelle 
allen menſchlichen Seins und Handelns, treffen 
ſich alſo Recht und Weltanſchauung. 


Damit iſt zugleich die entſcheidende Abkehr vom 
Recht des liberaliſtiſchen Staates vollzogen. Der 
liberaliſtiſche Staat glaubte weltanſchaulich neutral 
ſein zu können; er glaubte, in ſich nationale und 
internationale, bürgerliche und marxiſtiſche, mon⸗ 
archiſtiſche und republikaniſche, demokratiſche und 
autokratiſche, ultramontane, jüdiſche, pazifiſtiſche 
und ſonſtige Auffaſſungen vereinigen zu können. 
Das gilt auch für ſeine Rechtsordnung. Schon ihr 
Zuſtandekommen im Wege des Kompromiffes 
zwiſchen all dieſen widerſtreitenden Intereſſen und 
Auffaſſungen iſt bezeichnend. Daß hier nicht von 
einer weltanſchaulichen Haltung des Geſetzes, von 
einem Einklang zwiſchen Weltanſchauung und Recht 
die Rede ſein konnte, liegt auf der Hand. Jene 
weltanſchauliche Ungebundenheit des Rechts aber 
mußte das Recht notwendig in die Arme aller 
möglichen Intereſſenten und Intereſſengruppen 
treiben. Der Ruf nach der „Unabhängigkeit des 
Rechts“ war die notwendige Reaktion. Ihm hat 
Alfred Roſenberg in ſeinem Mythus die Forde⸗ 
rung nach feſten weltanſchaulichen Bindungen ent⸗ 
gegengeſtellt: „Viele ob dieſer heute offenſichtlich 
gewordenen Dinge Entſetzte verſuchen ſich nun da⸗ 
durch zu retten, daß fie nach „Unabhängigkeit des 
Rechts von Partei, Geld und ſonſtigen Mächten 
rufen. Sie überſehen aber dabei, daß dieſer ſoge⸗ 
nannten Freiheit, d. h. Unbezogenheit auf ein ge⸗ 
ſtaltendes Zentrum, gerade der heutige Zuſtand 
der Rechtsloſigkeit zu verdanken iſt.“ Jene welt⸗ 
anſchaulichen Grundlagen, auf denen ſich heute das 
Recht des Nationalſozialismus erhebt, ſind die 
„feſten Grundanſchauungen“, über deren Mangel 
Theodor von der Pfordten klagte, die „unverrückbar 
ſtehenden Grundlagen unſerer völkiſchen Eigenarten 
und Bedürfniſſe“, von denen Reichsleiter Dr. Hans 
Frank in ſeinem Aufruf von 1930 ſpricht. 


Die Verbundenheit des Rechts mit den raſſiſchen 
Grundlagen des Volkes führt weiter aber auch zum 
Einklang von Recht und Sittlichkeit. Das Recht 
iſt für den germaniſchen Menſchen nicht bloß ein 
zweckgebundenes Normengebilde, ſondern es iſt zu⸗ 
tiefſt verankert in dem ſittlichen Urquell des Volks⸗ 
tums. Im Recht erfährt das Rechtsgewiſſen des 
Volkes ſeine Geſtaltung und Durchſetzung. Auf 
dem Juriſtentag des Jahres 1933 hat der Führer 
dieſen untrennbaren Zuſammenhang von Recht und 
Sittlichkeit verkündet und damit jene urdeutſche 
Auffaſſung wieder zur Geltung gebracht, nach der 
es unmöglich iſt, daß etwas zugleich unſittlich und 
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fand abſtrakter Konſtruktionen und 


recht, zugleich ſittlich und unrecht fein 
ſoll. g 

Hiermit vermeidet der National⸗ 
ſozialismus eine Gefahr, der jene 
Rechtsauffaſſung der Vergangenheit 
ausgeſetzt waren. In einer von allen 
raſſiſchen Bindungen befreiten Rechts⸗ 
ordnung kann niemals Einheit zwiſchen 
Recht und Moral beſtehen. Wo aber 
die — ihrerſeits raſſiſch bedingte — 
Sittlichkeit nicht Grundlage des Rechts 
iſt, da wird das Recht als geſetzte 
Regel und Norm entweder den Ein⸗ 
flüſſen einer volksfremden Moral an⸗ 
heimfallen oder zumindeſt zum Gegen⸗ 


zum bloßen Machtinſtrument ſtaatlicher 
oder gar volksfremder Machthaber 
entwertet, das ſo oder ſo gehandhabt 
werden kann, mit dem man ſchwarz 
als weiß und weiß als ſchwarz beweiſen kann. Für 


ein nationalſozialiſtiſches Recht iſt dieſe Einfluß⸗ 


nahme volksfremder Moral- oder Sittlichkeits⸗ 


- auffaffungen undenkbar, mag es ſich um Moral⸗ 


begriffe des Juden oder um Gebote ultramontaner 
Moraltheologen handeln. | 
Hier kann nur das Gültigkeit haben, was die 
deutſche Seele in ihrer von Gott geſchaffenen 
Eigenart als rechtlich und ſittlich empfindet und 
fordert. Daher kann es auch keinen im liberalen 
Sinne „unabhängigen“ oder „objektiven“ Richter 
geben. In ſeiner liberalen Überſteigerung wurde 
der Grundſatz der Unabhängigkeit der Rechtspflege 
dahin verſtanden, daß ſie grundſätzlich in jeder Be⸗ 
ziehung bindungslos ſein müſſe. Denn der Staat, 
der ſelbſt weder eine weltanſchauliche Grundhaltung 
kannte noch forderte, konnte und wollte ſie auch 
von ſeinen Richtern nicht fordern. Daß dieſer 
Standpunkt für den nationalſozialiſtiſchen Staat 
untragbar iſt, liegt auf der Hand. Ein Richter⸗ 
ſtand, der in dieſem Sinne unabhängig wäre, 
müßte zwangsläufig zum Staat im Staate werden. 


Aus der weltanſchaulichen Gebundenheit unſeres 


Volkslebens kann ſich ein einzelner Aufgabenbereich 
nicht löſen, ohne zu einer Gefahr für das Ganze 
zu werden. Mit dem Schlagwort von der 
Objektivität wollte man den Richter ver⸗ 
pflichten, aus ſeinen Betrachtungen alle 
Wertungen weltanſchaulicher Natur her⸗ 
auszulaſſen. Für alle die im liberalen Staat 
wirkenden Auffaſſungen war nämlich doch eins ge⸗ 
meinſam: Sie gingen vom Individuum als dem 
Mittelpunkt einer „Geſellſchaft“ aus, die mit dem 
lebendigen Organismus „Volk“, wie ihn der 
Nationalſozialismus in den Mittelpunkt ſeiner Be⸗ 
trachtungen ſtellt, nichts gemein hatte. Auch der 
Richter mußte ſich daher jener öden Gleichmacherei 
beugen, deren Parole das marxiſtiſche „Menſch 
gleich Menſch“ war. Als objektiv wurde nur der 
Richter anerkannt, der das Geſetz in jedem Falle 
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golzſchnitt nach einem Relief an der Collonna Antonia zu Rom 


gleichförmig anwandte. Daß für eine Objektivität 


dieſer Prägung in dem weltanſchaulich gebundenen 


nationalſozialiſtiſchen Reich kein Raum mehr iſt, 
in dem alle Lebensvorgänge, alle tatſächlichen Be⸗ 
gegnungen einer Wertordnung der Leiſtung und des 
Blutes unterliegen, iſt ſelbſtverſtändlich. Daher 
kann die Objektivität, die der Nationalſozialismus 
vom nationalſozialiſtiſchen Richter fordert, nur be⸗ 
deuten: gleiche Dinge gleich, ungleiche aber ungleich 
zu behandeln, jedem das Seine zu geben, nicht allen 
das Gleiche. Die nationalſozialiſtiſche Weltanſchau⸗ 
ung hat ihm den Boden vermittelt, auf dem er 
ſicher und gerecht arbeiten kann. Sie hat als un⸗ 
verrückbaren Ausgangspunkt unſeres ganzen Lebens 
das Volk beſtimmt, deſſen unvergängliche Werte 
zu ſchützen, auszubauen und zu feſtigen, auch Auf⸗ 
gabe der Rechtspflege iſt. 


der Ehegedanke als tragende Idee 
eines nord iſch⸗deutſchen Rechts 


Ein Recht, das raſſiſchen Urſprungs iſt, wird 
immer beherrſchend auf jenen Werten beruhen, die 
den entſcheidenden Weſensgehalt der Raſſe aus⸗ 
machen. Der in unſerem Volke vorherrſchenden 
nordiſchen Raſſe galt aber als Höchſtwert volklichen 
und menſchlichen Lebens die Ehre. Der Gedanke 
der Ehre war daher für das geſamte deutſche Volks⸗ 
leben und damit auch für die Geſtaltung des Rechts⸗ 
lebens jahrhundertelang beſtimmend. Recht und 
Einzelſchickſal wurden beſtimmt von den untrenn⸗ 
bar miteinander verbundenen Werten der Ehre und 
Treue. So ſteht im Mittelpunkt des Sachſen⸗ 
ſpiegels, der bedeutſamſten Sammlung alter 
deutſcher Rechtsgrundſätze, das Wort „Alle Ehre 
kommt von der Treue“, und an anderer Stelle 
heißt es im Sachſenſpiegel: „Gut ohne Ehre iſt 
für kein Gut zu achten, und Leib ohne Ehre pflegt 
man mit Rechten für tot zu halten.“ 
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Schopenhauer über das Judentum: 


Den Juden Anteil am Staat einzuräumen, iſt 
abſurd. Sie ſind und bleiben ein uns fremdes, 
orientaliſches Volk, müſſen daher ſtets nur als 
anſäſſige Fremde gelten. 

Wenn einmal im Laufe der Zeiten wieder ein 
Volk erſtehen ſollte, welches ſich einen Gott hält, 
der ihm die Nachbarländer ſchenkt, die ſodann als 
Länder der „Verheißung“ zu erobern ſind, ſo rate ich 
den Nachbarn ſolches Volkes, beizeiten dazu zu tun 
und nicht abzuwarten, daß nach Jahrhunderten end⸗ 
lich ein edler König Nebukadnezar komme, die ver⸗ 
ſpätete Gerechtigkeit auszuüben, ſondern ſolchem 
Volke zeitig die Verheißungen auszutreiben, wie 
auch den Tempel des ſo großmütig die Nachbar⸗ 
länder verſchenkenden Gottes bis auf den letzten 
Stein zu zermahlen — und das von Rechts wegen.“ 


Aus „Schopenhauers⸗Brevien“ von Raymund Schmidt 
Dieterichſche Verlagsbuchhandlung Leipzig 


Das galt, bis in Deutſchland durch den 
Einfluß des Judentums 


eine Wendung eintrat. Welch ein Unterſchied hier 
zwiſchen den Auffaſſungen des deutſchen Volkes 
und denen der Juden beſteht, zeigt ſich am deut⸗ 
lichſten in dem für unſere Vorfahren geltenden 
Satz „Lieber tot als Sklave“, dem als Aus⸗ 
druck jüdiſcher Geiſteshaltung die Talmudſtelle ges 
genüberſteht „Beſſer ein lebendiger Hund 
als ein toter Löwe“. So wurde mit dem Über⸗ 
handnehmen des jüdiſchen Einfluſſes die Ehre als 
beherrſchender Wert des volksgenöſſiſchen Lebens 
immer mehr zurückgedrängt. Dieſe Zurückdrängung 
vollzog ſich vor allem auf dem Wege einer Um⸗ 
wertung und Entwertung des Ehrbegriffs. Der 
im Talmud?) und im Schulchan Aruchs) verkör⸗ 
perte Gedanke der Ehrloſigkeit zerſetzte immer 
mehr das deutſche Rechtsleben. Ausbeuter, Schie⸗ 
ber und Bankrotteure wurden in der ſogenannten 
„guten Geſellſchaft“ als „Ehrenmänner“ ange⸗ 
ſehen und derjenige, der ihn als das bezeichnete, 
was er in Wirklichkeit war, nämlich als Betrüger 
und Lump, wurde zumindeſt wegen ſogenannter 
Formalbeleidigung beſtraft. Notoriſche Landes⸗ 
verräter wurden mit der als Ehrenſtrafe gedachten 
Feſtungshaft „beſtraft“. Die pazifiſtiſche Ge⸗ 

2) Talmud (hebr. talmud, „Das Lernen“), die be⸗ 


deutendſte Zuſammenfaſſung der Lehren, Vorſchriften und 
Überlieferungen des nachbibliſchen Judentums in einem Werke. 


3) Schulchan Aruch (hebr. „Gedeckter Tiſch“), Aus⸗ 
zug aus dem Werke „Bet Joſſef“ des Rabbi Joſef Karo, 
der nach Art eines Handbuches (urſprünglich für den Laien⸗ 
gebrauch) die wichtigſten jüdiſchen Kultus⸗ und Rechtsvor⸗ 
ſchriften zuſammenfaßt (zuerſt gedruckt Venedig 1564). Der 
Schulchan Aruch enthält in vier Teilen Vorſchriften über 
häusliches und gottesdienſtliches Leben, Ritualvorſchriften, 
Zivil⸗ und Kriminalrecht und Eherecht. 
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ſinnung wurde von „deutſchen“ Gerichten als 
Milderungsgrund angeführt. Deutſche Männer 
aber, die ſich gegen dieſen ganzen ehrloſen Klüngel 
zur Wehr ſetzten, wurden als „Fememörder“ mit 
dem Tode beſtraft. Noch im Jahre 1932 wurden 
fünf Nationalſozialiſten zum Tode verurteilt, weil 
ſie an einem Subjekt das Volksgericht vollzogen 
hatten, das fremder Inſurgent und notoriſcher 
Landesverräter geweſen war. 


Das deutſche Volk ſelbſt entbehrte jeden Ehren⸗ 
ſchutzes. War es doch möglich, daß Juden und 
Pazifiſten die „Germania“ — das Symbol des 
Deutſchtums — eine Hure, das deutſche Volk eine 
Nation von Amtskadavern, Stimmvieh und Mör⸗ 
dern bezeichnen durften, daß ſie es wagen konnten 
zu erklären, die Gefallenen des Weltkrieges ſeien 
auf dem Felde der Unehre gefallen und daß ſie 
zyniſch die Forderung erheben konnten, ihnen zu 


„Ehren“ ein Denkmal in Form einer Kohlrübe 


zu ſetzen. So konnte Alfred Roſenberg damals mit 
Recht ſchreiben: „Aber gerade hier ſtehen wir vor 
dem vielleicht furchtbarſten Gleichnis des Charakter- 
verfalls, der lange begonnen hat, aber erſt heute 
ſo offenkundig geworden iſt, wie nie zuvor: im 
ganzen „deutſchen“ Geſetz gibt es keine einzige Be⸗ 
ſtimmung unter Tauſenden, die eine Beſchimpfung 
der Volksehre unter Strafe ſtellt! So kann es 
denn geſchehen, daß der Name und das Anſehen 
des deutſchen Volkes ungeſtraft von allen, die es 
wollen, beſudelt werden darf“. | 

— 


Mit dieſen wahrhaft entſetzlichen Verfalls 
erſcheinungen hat das Dritte Reich Adolf Hitlers 
endgültig aufgeräumt. Die nationalſozialiſtiſche 
Bewegung ſtellte wieder die Ehre als beherrſchen⸗ 
den Wert in den Mittelpunkt auch unſeres Rechts⸗ 
lebens. Es wird nicht mehr von irgendeinem ver⸗ 
alteten überlebten ſtändiſchen Ehrbegriff des libe— 
ralen Bürgertums ausgegangen, ſondern von der 
Gemeinſchaftsgebundenheit jedes einzelnen. Nicht 
der einzelne gibt ſich ſeine Ehre, wie es der Indi⸗ 
vidualismus darſtellte, ſondern er hat ſie dadurch, 
daß er als Glied der Gemeinſchaft in Treue ſeine 
Pflicht erfüllt. Der Dienſt für die Gemeinſchaft 
iſt immer das entſcheidende Merkmal eines ehren⸗ 
haften Volksgenoſſen. Ausdruck dieſer Auffaſſung 
iſt z. B. §1 des Wehrgeſetzes, in dem es heißt: 
Wehrdienſt iſt Ehrendienſt am deutſchen Volke. 


Ehre und Recht 
So gilt für unſer ganzes deutſches Rechtsleben 
heute wieder der Grundſatz des Sachſenſpiegels: 
Alle Ehre kommt von der Treue. 


Die natürliche Folge iſt, daß man die Treuloſig⸗ 
keit, den Verrat am deutſchen Volke, wieder rück⸗ 
ſichtslos ſo beſtraft, wie es der Verräter verdient. 
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Durch die Einrichtung des Volksgerichtshofes wurde 
hier ein Gericht geſchaffen, das durch ſeine Be⸗ 
ſetzung bereits dafür bürgt, daß Verrat und Treu⸗ 
loſigkeit am deutſchen Volk in der gebührenden 
Weiſe geahndet werden. Soweit aber dieſe Sub⸗ 
jekte verſtanden haben oder verſtehen, ſich dem Zu⸗ 
griff der deutſchen Reichsgewalt zu entziehen, werden 
fie aus dem deutſchen Volke, aus dem fie ſich durch 
ihre ehrloſe Handlungsweiſe ja ſchon ſelbſt aus⸗ 
geſchloſſen haben, noch für die ganze Volksgemein⸗ 
ſchaft weithin ſichtbar in ſchimpflicher Weiſe aus⸗ 
geſtoßen. Damit iſt einer alten Forderung der 
nationalſozialiſtiſchen Bewegung Rechnung ge⸗ 
tragen worden, der Alfred Roſenberg im „Mythus 
des zwanzigſten Jahrhunderts“ Ausdruck verlieh, 
wenn er hier ſagte: „Es iſt deshalb nur zu be⸗ 
rechtigt, endlich einmal folgende Forderung aufzu⸗ 
ſtellen: Jeder Deutſche und in Deutſchland lebende 
Nichtdeutſche, der durch Wort, Schrift und Tat 
ſich einer Beſchimpfung des deutſchen Volkes ſchul⸗ 
dig gemacht hat, wird, je nach der Schwere des 
Falles, mit Gefängnis, Zuchthaus oder mit dem 
Tode beſtraft. Ein Deutſcher, der außerhalb der 
Reichsgrenzen genanntes Vergehen begeht, wird, 
falls er ſich nicht dem deutſchen Gericht ſtellt, für 
ehrlos erklärt. Er verliert alle Staatsbürgerrechte, 
wird für immer des Landes verwieſen und in die 
Acht getan. Sein Vermögen wird zugunſten des 
Staates beſchlagnahmt.“ Auch in vielen anderen 
Beſtimmungen noch iſt heute dem Bedürfnis nach 
einem Ehrenſchutz des deutſchen Volkes Rechnung 
getragen, wenn der Täter z. B. das Reich oder die 
NS Da. beſchimpft oder ſich an der Ehre der 
führenden Männer des neuen Reiches vergeht. 


Damit hat endlich der unter dem 13. März 1930 

von der damaligen nationalſozialiſtiſchen Reichs⸗ 
tagsvertretung eingereichte Entwurf eines Geſetzes 
zum Schutze der Nation ſeine ihm gebührende 
Würdigung erfahren. Mit dieſem Geſetzentwurf, 
der damals unter dem Gejohle der Syſtemparteien 
der Ablehnung verfiel, machte die nationalſozia⸗ 
liſtiſche Bewegung ihren erſten Verſuch, den Ge⸗ 
danken des Schutzes der Volksehre im Rechtsleben 
zur Geltung zu bringen. Jetzt wird dieſes Geſetz 
— ausgebaut und den Bedürfniſſen des national» 
ſozialiſtiſchen Reiches angepaßt — Geſetzeskraft 
erhalten. 

Das kommende deutſche Strafgeſetzbuch wird 
hier den Wandel der Auffaſſungen beſonders ein⸗ 
deutig zu veranſchaulichen haben. Die von dem 
Leiter des Reichsrechtsamtes der NSDAP. her⸗ 
ausgegebenen nationalſozialiſtiſchen Leitſätze für ein 
neues deutſches Strafrecht betonen insbeſondere den 
Zuſammenhang zwiſchen Treue und Ehre. So 
heißt es hier in dem Vorſpruch: | | 


„Das Volk umſchließt Wert und Leben des einzelnen. Auf 
den Schultern der vergangenen Geſchlechter wird Blut und 
Kampf, Not und Schaffen der Lebenden zum Schickſal für 
die kommenden Geſchlechter. Dieſe große, ewige, völkiſche 
Verbundenheit wird von dem Blute als dem Träger alles 
Lebendigen und von der Treue als dem ſittlichen Band der 
Gemeinſchaft getragen. Verdirbt das Blut, dann ſtirbt das 
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Volk; erlifcht die Treue, dann zerfällt die Gemeinſchaft. Die 
Pflicht aus der Treue iſt die höchſte völkiſche, ſittliche Pflicht. 
Nur der Volksgenoſſe, der ſeine Treuepflicht erfüllt, hat 
feinen Platz, feinen Wert und feine Ehre in der Gemein- 
ſchaft, wenn er ſie nicht erfüllt, verliert er Platz und Ehre 
in der Volksgemeinſchaft und muß ſo ſeinen Treuebruch 
fühnen.“ | 

Aber nicht nur im Strafrecht, ſondern auch in 
der ganzen übrigen Rechtsordnung kehrte der Ge⸗ 
danke der Ehre beherrſchend wieder. Das Geſetz 
vom 15. September 1935 wurde mit Bewußtſein 
nicht nur „Geſetz zum Schutze des deutſchen Blutes“ 
genannt, ſondern „Geſetz zum Schutze des deutſchen 
Blutes und der deutſchen Ehre“, und von den 
Gerichten ſind aus dieſer Tatſache wichtige Folge⸗ 
rungen gezogen worden. | 


Im neuen Arbeitsrecht, 


das ſich aufbaut auf dem Gedanken der Betriebs⸗ 
führer und Gefolgſchaft umfaſſenden Betriebs⸗ 
gemeinſchaft und auf der gegenſeitigen Treuepflicht, 
ſteht der Gedanke der Arbeitsehre des ſchaffen⸗ 
den deutſchen Menſchen im Vordergrund und hat 
ſeine kraftvolle Ausprägung in der ſozialen 
Ehrengerichtsbarkeit gefunden. 


Im neuen Patentgeſetz wurde der Gedanke der 
Erfinderehre zur Geltung gebracht. 


Im Handelsrecht hat der „ehrbare“ Kaufmann 


wieder jenen entarteten Typ des Handelsjuden der 
Syſtemzeit verdrängt. 

Das neue Reichserbhofgeſetz ſtellt in § 15 aus- 
drücklich feſt, „der Bauer muß ehrbar ſein“, und 
macht damit die Ehre zur unabdingbaren Voraus- 
ſetzung des Eigentümers eines Erbhofes. 

So hat das Recht des nationalſozialiſtiſchen 
Reiches wieder zu dem Ehrgedanken als der tragen⸗ 
den Idee des nordiſch⸗deutſchen Rechts zurück⸗ 
gefunden. | 


Deutſches Gemeinrecht: Recht im Dienft 
am Volk 


Die Forderung nach Schaffung eines deutſchen 
Gemeinrechts enthält nicht nur den Ausſpruch, daß 
die Quellen des neuen Rechts in unſerer Gemein⸗ 
ſchaft zu ſuchen ſind, — ſie weiß ihm gleichzeitig 


auch Ziel und Aufgabe. Volksrecht kann und darf 


nur ein Recht genannt werden, das dem Volke 
dient, das inhaltlich völlig auf dieſen Dienſt am 
Volksganzen abgeſtellt iſt. In ſeiner richtungs⸗ 
weiſenden Rede vor dem Deutſchen Reichstag vom 
30. Januar 1937 erklärte daher der Führer: 


„Es ift die Aufgabe der Juſtiz, mitzuhelfen 
an der Erhaltung und Sicherung des Volkes ..“ 


Damit ift die Abkehr vollzogen von jenen Auf⸗ 
faſſungen, die im Weimarer Judenſtaat über 
Rechtſetzung und Rechtsfindung herrſchten. Hier 
kam das Geſetz nicht zuſtande, indem man nach den 
Rechtsbedürfniſſen des Volkes fragte; es war viel⸗ 
mehr das Kompromißergebnis widerftrei- 
tendſter Sonderintereſſen, die durch die 
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Parteien des Weimarer Syſtems repräſentiert 
wurden. Der Gedanke, daß das Recht um des 
Volkes willen da iſt, war völlig in den Hinter⸗ 
grund geraten. Nicht Recht um des Volkes 
willen, ſondern Recht um des Rechtes willen war 
die Parole, getreu dem Grundſatz: pereat mundus 
— fiat justitia, die Welt kann zugrunde gehen, 
wenn nur dem Gedanken der Gerechtigkeit — d. h. 
jener liberalen, wertfreien Allerweltsgerechtigkeit 
ohne jede Bindung an Blut und Volk — 2 
geſchieht. 

Wie die geſamte Politik des Dritten Reiches, 
ſo ſtellt auch die nationalſozialiſtiſche Rechtspolitik 
in den Mittelpunkt ihrer Betrachtungen nicht 
Theorien, abſtrakte Begriffe und leere Gedanken⸗ 
gebäude, ſondern die blutvolle Wirklichkeit, die tat⸗ 
ſächlichen Gegebenheiten und die Lebensinterefien 
der Nation. Daher iſt es ſelbſtverſtändlich, daß der 
Raſſengedanke nicht nur Ausgangspunkt des deut⸗ 
ſchen Gemeinrechts iſt, ſondern auch der hervor- 
ragendſte Gegenſtand der neuen Rechtsordnung. 


In zwei großen Ausſtrahlungen vollzieht ſich die 
| Raſſengeſetzgebung 


des Dritten Reiches. Einmal negativ: nach dem Ge⸗ 
ſichtspunkt der Ausmerzung unerwünſchter — ent⸗ 
weder raſſenfremder oder kranker — Blutsein⸗ 
ſchläge. Zum anderen poſttiv: nach dem Geſichts⸗ 
punkt der Förderung, Sicherung und Erhaltung 
des guten und geſunden Erbgutes. 


Der Ausmerzung fremder Blutseinſchläge dient 
vor allem jener Teil unſerer Rechtsordnung, den wir 
als Judengeſetzgebung zu bezeichnen pflegen. Hier⸗ 
her gehören nicht nur die Beſtimmungen, die eine 
blutsmäßige Ausſonderung des Judentums aus dem 
deutſchen Volkskörper bezwecken, wie ſie im vorigen 
„Schulungsbrief“ behandelt wurden. 

Neben dieſen geſetzlichen Beſtimmungen, die die 
Ausſcheidung fremden Blutes und ſomit auch frem⸗ 
den Geiſtes bezwecken, ſtehen jene zwei grundlegen⸗ 
den geſetzlichen Maßnahmen des nationalſozialiſti⸗ 
ſchen Staates, die die Ausmerzung kranken oder 
ſonſt unerwünſchten Erbgutes und ſomit auch un⸗ 
geſunden Geiſtes ſichern: Das Geſetz zur Verhütung 
erbkranken Nachwuchſes vom 14. Juli 1933 und 
das Geſetz gegen gefährliche Gewohnheitsverbrecher 
und über Maßnahmen der Sicherung und Beſſe⸗ 
rung. Während das erſte Geſetz die Unfruchtbar⸗ 
machung beim Vorhandenſein von Erbkrankheiten 
vorſieht, ermöglicht das zweite Geſetz die Ent- 
mannung ſchwerer Sittlichkeitsverbrecher und die 
Verwahrung aſozialer Elemente (ſ. „Sch.⸗Br.“ 
Nr. 4/39). 

Die wichtigſte geſetzliche Maßnahme, die der 
Raſſen⸗ und Volkspflege dient, iſt das Geſetz zum 
Schutz der Erbgeſundheit des deutſchen Volkes, 
das ſogenannte Ehegeſundheitsgeſetz, das eine ärzt⸗ 
liche Unterſuchung der Verlobten und die Beibrin⸗ 
gung eines Ehetauglichkeitszeugniſſes, ſowie eine 
Reihe von Eheverboten vorſieht, die von vornherein 
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einen raſſiſch und erblich wertvollen Nachwuchs 
nicht erwarten laſſen (f. „Sch.⸗Br.“ 4/39). Auch 
das Ehegeſetz vom 30. Juni 1938 ſteht im Dienft 
dieſer Zielſetzungen, da § 55 des Ehegeſetzes vor- 
ſieht, daß Ehen auch dann geſchieden werden können, 
wenn keine der Parteien eine Schuld trifft, die Ehe 
aber ſo zerſtört iſt, daß ihr Beſtand für die Volks⸗ 
gemeinſchaft ohne jeglichen Wert iſt. 

Blut und Boden ſind die beiden Lebensgrund⸗ 
lagen des Volkes. Darum ſteht neben der Raſſen⸗ 
geſetzgebung im Vordergrund der nationalſozialiſti⸗ 
ſchen Rechtsordnung das neue 


Bodenrecht. 


Hier ragt vor allem das Reichserbhofgeſetz vom 
29. September 1933 hervor. 

Wie ſich die Raſſengeſetzgebung nicht mit der 
Erhaltung und Sicherung des vorhandenen wert⸗ 
vollen Erbgutes, ſondern vordringlich auch mit 
ſeiner Förderung beſchäftigt, ſo bezweckt auch das 
nationalſozialiſtiſche Bodenrecht nicht nur die Er⸗ 
haltung des bisherigen Beſitzſtandes an lebens⸗ 
fähigen Bauernhöfen, ſondern erſtrebt ihre Ver— 


mehrung und Erweiterung. Das Geſetz vom 4. Juli 


1033 über die Neubildung deutſchen Bauerntums 
hat dieſen Schritt zur Schaffung neuer Höfe ein⸗ 
geleitet, das Geſetz über das Erlöſchen der Fidei⸗ 
kommiſſe oder ſonſtiger gebundener Vermögen vom 
6. Juli 1938, das die Auflöſung jener großen 
Güter beſtimmt, die unveräußerlich und unteilbar 
in der Hand einer Familie gebunden waren, hat 
dieſe Beſtrebungen fortgeführt. — 


Die höchſte Sicherung dafür, daß das neue 
deutſche Recht der Volkserhaltung dient, liegt in 
der Art und Weiſe unſerer heutigen Geſetzgebung 
begründet: Es ſind nicht mehr Parteien oder ſonſtige 
Intereſſentengruppen, die heute ihre Forderungen 
und Intereſſen zur Grundlage geſetzlicher Regelung 
machen, ſondern der Führer ſelbſt — geſtützt auf 
den Rat ſeiner engeren Mitarbeiter — vermittelt 
dem deutſchen Volke die materiellen Grundlagen 
eines neuen Rechtslebens. Daneben iſt vor allem 
auch jener Maßnahmen zur Beſeitigung der unheil⸗ 
vollen Zerſplitterung des deutſchen Rechtslebens zu 
gedenken: Geſetzgebung und Rechtspflege wurden in 
die Obhut des Reiches genommen und damit aus 
dem Bereich beſonderer „Länderintereſſen“ 
herausgenommen. So iſt heute ein einheitliches 
großdeutſches Reichsrecht im Entſtehen begriffen. 

Der Gemeinſchaftsgedanke im Recht 

War die Volkwerdung, die Schaffung der deut: 
ſchen Volksgemeinſchaft aus jenem Chaos ſich 
gegenſeitig befehdender Parteien, Konfeſſionen, 
Wirtſchafts⸗ und ſonſtiger Intereſſentengruppen das 


größte Wunder der nationalſozialiſtiſchen Revo⸗ 


lution, fo muß auch bei der Neuſchaffung des deut⸗ 
ſchen Gemeinrechts der Gedanke der Gemeinſchaft 
beherrſchend zur Auswirkung kommen. Die Forde⸗ 
rung des Punktes 24 des Parteiprogrammes 
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Eine Seite 128 ih ichſiſchen Weichbilorechts 


Bis weit ins mittelalter hinein bildeten mündliche Überlieferungen die Grundlagen des deutſchen 

Vvolksrechts. Nur vereinzelt wurden Rechtsſchriften niedergelegt. Um 1230 verfaßte der Ritter Eike 

von Repkow auf der Burg Falkenſtein (oben links) die erſte Zuſammenfaſſung eines mittelalterlichen 

Rechts im Sachſenſpiegel. Diefe Wiedergabe einer Seite des Weichbilorechts, eines ebenfalls von 
Eike von Repkow verfaßten Rechts, zeigt fein Bild. 
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Im 14. und 


15. Jahrhundert findet das römiſche Recht und insbeſondere 
die Geſetzgebung des Kaisers Juſtinian, das Corpus juris, 
In Oberitalien 


wurde der Text mit Erläuterungen, den ſogen. Glojjen, 


Eingang in das deutſche Rechtsleben. 


Einleitung zur Lex Salica (Geſetzbuch 
der ſaliſchen Franken) mit dem Porträt 
des Schreibers Uandalgarius. Geſchrie ; 
ben wurde die Handfchrift 793 n. Itr. 


verſehen. die Abbildung zeigt, wie um den kräftig ge⸗ 
oͤruckten Text in der Mitte die Gloſſen geschrieben find. 


Syfiem- 
Jüͤſttz 


im Nachnovemberſtaat. 
Schutz den jüdischen 
Schmarotzern. 


Gewehrkolben gegen 
das Volk. Die „Brüder Sklarek“ und hinter ihnen als Helfer der Raffengenoffe 
Rechtsanwalt dr. Werthauer bei Beginn des Prozeſſes am 13. 10. 1931 


Syſtem⸗ Polizei un marxiſten im An gen onals 
fozialifi che © nkundgebung vor der dne Berlin 


während die Syftem-Polizei mit geladenen Gewehren gegen Studen⸗ 
ten oder Arbeiter vorgeht und das „Straße frei - es wird geſchoſſen“ 
keine Verzögerung duldet, wurden rieſige Aktenbände zuſammen⸗ 
„gearbeitet“, um Millionen⸗Gaunern Rechtsschutz auf Koſten der 
———— Steuerzahler zu gewähren. 
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Großkundgebung für die Strafloſigkeit des Mordes an Un 


— 


geborenen am 


15. 4.1931 in Berlin. Die Bolſchewiſten dr. Sriedrih Wolf und Frau 


De, Kienle haben den berüchtigten Syſtemanwalt Dr. Apfel gleich bei fi 


In dieſer grell erleuchteten Jelle, deren Wände mit bunten 

Spiralen und Kreiſen bemalt find, wurden die Sefangenen 

fo lange geblendet, bis fie wahnſinnig wurden. Die Giß- 

gelegenheiten wurden überheizt und die Fußböden mit Teer 

begoſſen. Solche Methoden ihrer Schützlinge vermochten 

jedoch auf die verlogenen Menſchheitsapoſtel in Paris, Eondon 
und New Vork keinen Eindruck zu machen 


ein Beifpiel: 
| 2 ren 5 ER 


Der Syſtem⸗Juriſt 
Werthauer: 


„... jeder Staatsanwalt 
kannte die Gefährlichkeit 
feiner Abneigung, denn er 
hatte feine Hand an der 
Halsſchlagader mancher 
miniſteriellen und parla⸗ 
mentariſchen Exiſtenz. In 
zahlreichen großen politi⸗ 
ſchen Senſationsprozeſſen 
iſt Werthauer als Ver⸗ 
teidiger aufgetreten, ob⸗ 
wohl Kutisker ſelbſt ihn auf 
ſeinem Sterbelager als 


mitwiſſer und Mitſchul. 


digen bezeichnet hatte 
Aus G. Zarnow „Gefeffelte Juſtiz“ 
Band 1 


Dieſe Zelle 
diente als Fol⸗ 
terkammer zur 
Erpreſſung 
von Beltänd- 
niſſen. In ihr 
konnte ſich der 
Gefangene 
nicht bewegen 
und mußte in 
Hockſtellung 
verweilen. 
Seine Augen 
wurden durd) 
eine ſchein⸗ 
wierferartige 
Campe geblen⸗ 
det, was in 
Kürze eine 
Netzhautver⸗ 
brennung zur 
Folge haben 
mußte, - me⸗ 
thoden, wie fie 
ſich nur ein jü« 
diſch⸗ orienta⸗ 
liſches Gehirn 
erſinnen konn⸗ 
te. Bemerkens⸗ 
wert iſt bie 
Abereinſtim⸗ 
mung mit ge⸗ 
wiſſen Inqui⸗ 
ſitions⸗ 


methoden 
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Die firche 


ſucht zunächſt die im alten 
deutſchen Recht beftehende 
Todesftrafe und Friedlos⸗ 
erflärung möglichft zu 
verhindern. Als Erſatz 
kamen dafür Strafen, wie 
Herausreißen der Zunge 
und der Haare, Stäupen, 
Prangerſtehen uſw. 
Gleichzeitig wurden je⸗ 
doch die Todesarten ver⸗ 
mehrt und verſchärft, 
außer dem althergebrach⸗ 
ten Hängen wurden als 
neue Todesftrafen einge⸗ 
geführt: Rädern, Vier⸗ 
teilen, Pfählen, und vor 
allem das Verbrennen für 
das neuentdeckte Verbre⸗ 
chen der Ketzerei und Zau⸗ 


berei, 
— 


Namenloſes Elend gegen 
oft beſtes deutſches Frauen⸗ 
tum brachten die „Hexen⸗ 
prozefje”, in religiöfem 
Wahnſinn veranlaßt, über 
unſer Volk. Taufende un⸗ 
ſchuloiger deutscher Frau⸗ 
en fielen dieſem Wahn 


zum Opfer. 
u 


Der kirchliche Mißbrauch 


des völkiſchen Rechtsemp⸗ 


findens durch die In⸗ 


quiſitionsgreuel und den 
Hexenwahnſinn erſchũt⸗ 
terte den Glauben an das 
Ranoniſche Recht und Jei- 
ne Träger. Das Schick⸗ 
ſal der Bannbulle gegen 
Luther (J. B. rechts unten) 
iſt ein hiſtoriſcher Beweis 
für die verſchwundene Ach⸗ 
tung vor ſolchen, Rechts = 
Formen. 


* Dilla contra Eng 


res Martini Lutheri 
et ſcquatium. 
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„Gemeinnutz geht vor Eigennutz“ 


entſpricht einem alten deutſchen Rechtsgrundſatz 
„gemeiner nutz geht vor ſonderlichem 
nutz“. Daher ſtammt nun auch der verbindliche 
Ausdruck des Gemeinſchaftsſtrebens der deutſchen 
Rechtserneuerung, wonach nicht etwa jeglicher eigene 


Nutzen des einzelnen ausgeſchloſſen ſein ſoll, ſon⸗ 


dern Vorteile und Rechte eines einzelnen dann zu⸗ 
rückzutreten haben, wenn ſie den Schaden der Ge⸗ 
meinſchaft bedeuten würden. Hermann Göring hat 
dem verbindlichen Ausdruck verliehen, als er er- 
klärte: „Es kann nicht in Betracht kommen, daß 
der nationalſozialiſtiſche Staat ſeine Organe und 
Machtmittel einſetzt, um den in ſeinem Tun zu 
ſchützen, der etwas begehrt und erſtrebt, was der 
Volksgemeinſchaft ſchädlich iſt. Das Recht iſt 
ebenſowenig Selbſtzweck wie der Staat, und kein 
Staat, der ſeinem Weſen und Zweck treu bleiben 
will, kann ſich dazu hergeben, diejenigen in ihrem 
Tun zu ſchützen und zu unterſtützen, die gegen ſeinen 
eigentlichen Grundgedanken und Grundzweck fort: 
geſetzt handeln.“ 


Nicht jeder einmal ſtraffällig gewordene Volks⸗ 
genoſſe darf jedoch ſchon ohne weiteres als Feind 
der Gemeinſchaft angeſehen werden. Gerade die 
nationalſozialiſtiſche Bewegung hat hier jene bür⸗ 
gerliche Scheinmoral beſeitigt, die den einmal Ge⸗ 
ſtrauchelten allzu leicht wieder in die Arme des 
Verbrechens treibt. Andererſeits haben aber die 
wirklichen Gemeinſchaftsfeinde ſchärfſte 
Maßnahmen der Gemeinſchaft zu erwarten. Es 
war der kraſſeſte Ausdruck der Selbſtaufgabe des 
liberaliſtiſchen Staates, daß er ſelbſt die Angriffe 
gegen ſeine Grundlagen in gewiſſem Umfange ſank⸗ 
tionierte. Dem Hochverräter, der die inneren 
Grundlagen des Volkslebens, die Staatsform zu 
vernichten ſuchte, wurde die Ehrenhaftigkeit ſeiner 
Geſinnung beſcheinigt, indem man die Möglichkeit 


eröffnete, ihn mit der als Ehrenhaft gedachten 


Feſtungsſtrafe zu belegen. Auch die für Landes⸗ 
verrat angedrohten Strafen ſtanden in gar keinem 
Verhältnis zu der Überlegung, daß der Verrat 
eines einzigen Menſchen Hunderten und Tauſenden 
von Volksgenoſſen das Leben koſten kann. — 
Marxiſten und Pazifiſten waren am Werk, um den 
Landesverrat ideell zu verherrlichen und legten ſo 
die erſte Breſche auf dem Wege einer völligen Ver⸗ 
weichlichung der hier herrſchenden Rechtsauffaſſung. 
Bei den Verbrechensarten aber war die Wertung 
als perſönliche Treuloſigkeit und Verrat dadurch 
genommen, daß man ihre Begehung als ſogenannte 
„Überzeugungsverbrechen“ bewertete. 


Daß der Nationalſozialismus dieſen Auffaſſun⸗ 


gen ein radikales Ende bereiten würde, konnte nie⸗ 
mals zweifelhaft ſein. Schon ein unter dem 
13. März 1930 von der nationalſozialiſtiſchen 
Reichstagsvertretung der NSDAP. eingereichter 
Entwurf hat für alle Kapitalverbrechen, darunter 
für den Landesverrat die abſolute Todesſtrafe ge⸗ 
fordert. Nach ihrer Auffaſſung hat „jeder ein⸗ 


2) 


zelne der Gefolgſchaft, der Volksgemeinſchaft den 
Anſpruch auf Schutz der Geſetze, aber auch nur, 
ſolange er ſich in der Volksgemeinſchaft als wirk⸗ 
licher Volksgenoſſe im wahrſten Sinne dieſes ehre⸗ 
umkleideten Wortes bewegt“ (Hermann Göring). 
Das Geſetz zur Anderung von Vorſchriften des 


Strafrechts und des Strafverfahrens vom 24. April 


1934 ſchuf die Grundlage, auf der die deutſche 
Rechtspflege das ihre im Kampf gegen den bol⸗ 
ſchewiſtiſchen Weltfeind und gegen ſonſtige N 
der Nation beitragen konnte. 
Mit dem Gemeinſchaftsgedanken iſt auch 

die Stellung der Perſönlichkeit im Recht 
gegeben. Unterordnung des einzelnen unter die 
Intereſſen der Volksgemeinſchaft iſt ein ſelbſt⸗ 
verſtändliches Gebot des Gemeinſchaftsgedankens. 
Unterordnung aber bedeutet niemals 
Vernichtung oder auch nur Beeinträchti⸗ 
gung. Denn: 


„Dieſes hat die völkiſche Weltanſchauung 
von der marxiſtiſchen grunoͤſätzlich zu unter⸗ 
ſcheiden, daß fie nicht nur den Wert der 


Raffe, fondern damit auch die Bedeutung der 


Perfon erkennt und mithin zu den Grund: 
pfeilern ihres ganzen Gebäudes beſtimmt. 
Das find die tragenden Faktoren ihrer Welt⸗ 
anfchauung”. (Adolf Hitler, „Mein Kampf”) 


So iſt es für das nationalſozialiſtiſche Recht 
eine Selbſtverſtändlichkeit, daß es mit dem Schutz 
der Gemeinſchaft zugleich auch den Schutz der Per- 
ſönlichkeit übernimmt. 
völkiſcher Weltanſchauung weder eine zwangsweiſe 
Zuſammenfaſſung von Untertanen durch eine von 


oben herrſchende Staatsgewalt, noch die bloße 


Summierung von Individuen zu einem geſtaltloſen 
Kollektiv. Im Volk erkennt der Nationalſozialis⸗ 
mus vielmehr die natürliche Bluts⸗ und Schickſals⸗ 
gemeinſchaft, die durch die Perſönlichkeit der Volks⸗ 
genoſſen die ſichtbare Ausprägung der in ihr ruhen⸗ 
den Werte, Fähigkeiten und Kräfte erfährt. Volks⸗ 
gemeinſchaft und Perſönlichkeit ſind daher dem 
Nationalſozialismus nicht feindlicher Gegenſatz, 
ſondern die ſich gegenſeitig bedingenden Erſcheinun⸗ 
gen einer natürlichen Einheit. Gerade das natio⸗ 
nalſozialiſtiſche Recht berückſichtigt daher die Be⸗ 
deutung der Perſönlichkeit für die Gemeinſchaft. 
Es vermeidet damit die Gefahr, aus einer doktri⸗ 
nären Betrachtung heraus ihre Bedeutung zum 
Schaden der Gemeinſchaft zu unterſchätzen. 


Die Förderung der ſchöpferiſchen Perſönlichkeit 
ſteht daher im nationalſozialiſtiſchen Recht im 
Vordergrund der Sorge für ein artgemäßes Recht, 
für eine artgemäße Regelung des volksgenöſſiſchen 
Rechtsverkehrs. Im Patentgeſetz hat dieſe Auf⸗ 
faſſung bereits ihren verbindlichen Niederſchlag ge⸗ 
funden. In einem kommenden Geſetz über die 
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Denn das Volk iſt nach 


Angeſtelltenerfindung und über die Ur⸗ 
heberrechte wird dieſe Linie ihre zielbewußte 
Fortentwicklung erfahren. Darüber hinaus erfährt 
die Perſönlichkeit des ſchaffenden Menſchen im 
ganzen Rechtsleben jene Fürſorge, die erforderlich 
iſt, ſie in vollem Umfang im Dienſt der Gemein⸗ 
ſchaft zur Auswirkung kommen zu laſſen. Daher 
bekennt ſich auch die NSDAP. zum Grundſatz 
des Privateigentums (vgl. Erklärung des Führers 
vom 13. April 1928 zu Punkt 17 des Partei⸗ 
programms) und wo die Auswirkungen der ver⸗ 
gangenen Notzeiten eine im nationalſozialiſtiſchen 
Staat mögliche freie Entfaltung der Perſönlichkeit 
bindern würden, greifen die Geſetze des national⸗ 
ſozialiſtiſchen Staates hilfreich ein. In dem „Geſetz 
über die mißbräuchliche Ausnutzung von Voll⸗ 
ſtreckungsmöglichkeiten“ und in dem „Geſetz über 
die Bereinigung alter Schulden“ ſind die Grund⸗ 
lagen zur Beſeitigung dieſer wirtſchaftlichen Sün⸗ 
den des vergangenen Syſtems niedergelegt. 


Ein Recht, das auf die Wahrung der Ehre der 
geſamten Nation bedacht iſt, wird auch der Ehre 
des einzelnen Volksgenoſſen beſondere Beachtung 
ſchenken. Die Ehre des deutſchen Volksgenoſſen iſt 
der unmittelbare Ausfluß ſeiner Zugehörigkeit zur 
Gemeinſchaft und ſeiner Pflichterfüllung in ihr. 
Der treue Volksgenoſſe darf daher auch von der 
Gemeinſchaft und von den anderen Gemeinſchafts⸗ 
gliedern die Achtung ſeiner Ehre verlangen. Der⸗ 
jenige, der einen Volksgenoſſen wirklich an der 
Ehre kränkt, wird mit Beſtrafungen zu rechnen 
haben, die es ihm und der geſamten Volksgemein⸗ 
ſchaft vor Augen führen werden, daß jeder Volks⸗ 
genoſſe die Ehre jedes Volksgenoſſen ebenſo wie 
ſeine eigene als das höchſte Gut anzuſehen hat. 


u 


Eines der wahrhaft ſozialiſtiſchen Werke der Be⸗ 
wegung war die — der * 


liſtiſ chen 
Rechtsbetreuung, 


durch die jedem minderbemittelten Volksgenoſſen 
der Rechtsrat eines Rechtsanwalts und unter Um⸗ 
ſtänden unentgeltliche Vertretung vor Gericht ge⸗ 
ſichert wird. 

All dieſe Maßnahmen tragen dem Gedanken 
Rechnung, daß die Volksgemeinſchaft, wenn ſie 
von dem Volksgenoſſen Treue und Gefolgſchaft 
verlangt, auch ihren Einzelgliedern die Treue halten 
muß und daß ein Staatsweſen, das dieſen Grund⸗ 
ſatz aus ſeinem Rechtsleben ausmerzen würde, nie 
der Zuſtimmung ſeiner Einzelglieder gewiß ſein 
würde, die für ſeinen dauerhaften Beſtand uner⸗ 

läßlich iſt. 

Eine Rechtsordnung, die in dieſer Weiſe gleich⸗ 
zeitig den Schutz der Gemeinſchaft mit der Förde⸗ 
rung der Perſönlichkeit verbindet, ſcheint uns in 
ungleich höherem Maße von dem Gedanken einer 
wirklichen 
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Gerechtigkeit 
beherrſcht zu ſein, als diejenige des liberalen 
Staates, in der dem einzelnen Individuum die 
Möglichkeit einer hemmungsloſen Auswirkung 
ſeiner Inſtinkte geſtattet und damit der Beſtand 
jeder Gemeinſchaft gefährdet wird. 

Der Gedanke der Gerechtigkeit ſteht in einem 
Staatsweſen, das von dem Gemeinſchaftsgedanken 
beherrſcht wird, im Vordergrund aller Erwägungen. 
Gerechtigkeit bedeutet für uns Einklang zwiſchen 
Rechtsſatz, Rechtserkenntnis und völkiſchem Rechts⸗ 
gewiſſen. Sie bedeutet weiter Verwirklichung des 
altpreußiſchen Grundſatzes suum cuique — Jedem 
das Seine. Damit iſt zugleich die Abkehr voll⸗ 
zogen von jener marxiſtiſchen Gerechtigkeitsparole 
„Allen das gleiche“, die dem germaniſch⸗deutſchen 
Menſchen in der Erkenntnis der naturbedingten 
Ungleichheit aller Lebeweſen als Ausdruck ſozialer 
Ungerechtigkeit erſcheinen muß. 

Ein Beiſpiel für die Abkehr von jenen libera⸗ 
liſtiſchen Gerechtigkeitsbegriffen iſt die Reform des 
§ 2 des Strafgeſetzbuchs. Dieſe Beſtimmung ſprach 
den jedem geſund denkenden Volksgenoſſen unver⸗ 
ſtändlichen Satz aus, daß keine Strafe ſolle ver⸗ 
hängt werden dürfen, für die nicht geſetzlich eine 
Strafandrohung vorgeſehen war. Der Grundſatz: 
„Keine Strafe ohne Geſetz“ (nulla poena sine 
lege) war nach den Worten und nach dem Willen 
der liberaliſtiſchen Strafrechtslehre der Freibrief, die 
„magna charta“ des Verbrechers. Der Gedanke, 
dem Verbrecher, deſſen ganzes Streben auf Schädi⸗ 
gung und Vernichtung der Gemeinſchaft hinzielt, noch 
beſondere Rechtsſicherungen zu geben, iſt ſo abſurd, 
daß nur ein jüdiſches Gehirn ihn ausgedacht haben 
kann. Er entſpricht ganz jener jüdiſchen Rechts⸗ 
auffaſſung, die dahin geht, alles für erlaubt zu er⸗ 
klären, was nicht ausdrücklich verboten iſt. Aus⸗ 
druck der nationalſozialiſtiſchen Rechtsauffaſſung iſt 
demgegenüber die neue Faſſung des §2 StGB., 
eingeführt durch das „Geſetz zur Anderung des 
Strafgeſetzbuchs“ vom 28. Juni 1935, der nun⸗ 
mehr ausſpricht, daß kein Verbrechen unge⸗ 
ſühnt bleiben darf. Dem liberaliſtiſchen Satz 
„Keine Strafe ohne Geſetz“ ſtellt die national⸗ 
ſozialiſtiſche Strafrechtswiſſenſchaft daher den Satz 
gegenüber „Kein Verbrechen ohne Strafe“ (nul- 
lum crimen sine poena).. Wo das Geſetz für 
eine Handlung keine ausdrückliche Strafandrohung 
vorſieht, hat der Richter die Strafe der geſetzlichen 
Vorſchrift zu entnehmen, die in ihrem Grund⸗ 
gedanken am beſten auf die Tat zutrifft. Erſt da⸗ 
mit iſt nach unſerer Auffaſſung wirklich der Ge⸗ 
rechtigkeit Genüge geleiſtet. 


Gerechtigkeit iſt die große ſittliche Macht, die 
darüber wacht, daß die Blutsgemeinſchaft nicht 
durch Verrat, Untreue, Pflichtverletzung, Verant- 
wortungsloſigkeit, Willkür und Verbrechen Schaden 


erleidet oder zerbricht. Gerade das Gerechtigkeits⸗ 


gefühl des Deutſchen, wie überhaupt des nordiſchen 
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Menſchen iſt beſonders ſtark ausgeprägt. Das ent 
ſpricht dem ſtarken Sittlichkeitsgefühl der deutſchen 
Seele, aber auch dem ausgeprägten Sinn für 
Ordnung und Klarheit des deutſchen Menſchen. Der 


nordiſche Menſch neigt dazu, an Ereigniſſe und Hand⸗ 


lungen den Maßſtab — Recht oder Unrecht — an⸗ 
zulegen. Die Verletzung ſeines eigenen Rechts⸗ 
gefühls trifft ihn in ſeiner tiefſten Seele. Un⸗ 
gerechtigkeit erſcheint ihm unerträglich, genau ſo, 
wie er die Treuloſigkeit auf das ſchärfſte verwirft 
und die Ehrloſigkeit mehr fürchtet als den Tod. 
Dieſes Gerechtigkeitsgefühl hat es mit ſich ge⸗ 
bracht, daß in unſerem Volke ſeit jeher beſonders 
häufig die Erſcheinung des Rechtsfanatikers auf⸗ 
getreten iſt, wie Heinrich von Kleiſt das Urbild 
eines ſolchen in ſeinem „Michael Kohlhaas“ ge⸗ 
zeichnet hat. Bei ihnen erleben wir es, daß ſie ſich 
aus verletztem Rechtsgefühl oder in Überfteigerung 
eines perſönlichen Rechtsbewußtſeins für ein wirf- 


liches oder vermeintliches Recht derart rückſichtslos 


einſetzen, daß ſie die Grenzen, die ihrem Einſatz für 
das Recht im Intereſſe der Gemeinſchaftsordnung 
gezogen ſind, überſehen und ſich zu Verſtößen gegen 
dieſe Gemeinſchaftsordnung hinreißen laſſen, die ſie 
nunmehr ſelbſt ins Unrecht ſetzen. An derartigen 
Verſtößen kann die Gemeinſchaft ſelbſtverſtändlich 


nicht unintereſſiert vorübergehen. Überſteigerte Re⸗ 


aktionen auf die Verletzung des perſönlichen Rechts- 
empfindens ſind zu verwerfen, wenn ſie dem Ge⸗ 
meinſchaftsleben mehr ſchaden als die Verletzung 
des Rechtsgefühls in einem einzelnen Fall. Auch 


OTTO GAU WEILER: 


vom Juriſten zum Rechtswahrer 


Nach dem Willen des Führers iſt es Aufgabe 
und Pflicht der Partei, „für die ihrer Weltanſchau⸗ 
ung entſprechende Führung des Volkes auf allen 
Gebieten des Lebens“ und weiter dafür zu ſorgen, 
„daß der Staatsführung ein weltanſchaulich ſtabi⸗ 
ler Charakter verliehen wird““). 

Dieſer Führerbefehl brachte der NSDAP. auf 
dem Gebiete des Rechts neben der Verpflichtung, 
die Erkenntniſſe der nationalſozialiſtiſchen Welt⸗ 
anſchauung in volksnahen Geſetzen zu ſichern, auch 
die Notwendigkeit, die mit der Anwendung, Durch⸗ 
ſetzung und Vollſtreckung dieſer Geſetze beauftrag⸗ 
ten Volksgenoſſen, nämlich die Rechtswahrer, zu 
zuverläſſigen Nationalſozialiſten zu erziehen. Da 
das geſamte Leben des deutſchen Volkes in der 
Rechtsordnung des Dritten Reiches ſeine Siche⸗ 
rung und Regelung findet, iſt gerade ihnen eine 


unerhörte Verantwortung gegeben. Wenn ſie bei 


ihrer Rechtsanwendung ſich von Einflüſſen der 


*) Der Führer in der 9 des ——— 
tages 1935. 6 
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bereich. 


das perſönliche Rechtsgefühl des einzelnen muß 
hinter den Lebensintereſſen der Gemeinſchaft zurück⸗ 
treten, denn der einzelne muß ſich auch infoweit 
der Gemeinſchaft und ihren — unter⸗ 
ordnen können. 

Das Gebot der Gerechtigkeit gilt nicht nur für 
die Rechtspflege, ſondern für das geſamte Volks⸗ 
leben. Der Bewegung aber erwächſt hier ein be⸗ 
ſonders großes Aufgabenfeld. Muß auch jener 
Typ des unbelehrbaren und ſtreitſüchtigen Queru⸗ 
lanten die ſchärfſte Reaktion des nationalſozialiſti⸗ 
ſchen Staates erfahren, ſo muß es andererſeits 
ſelbſtverſtändlich jedem Volksgenoſſen freiſtehen, 
für ſeine gerechte Sache alle Möglichkeiten aus⸗ 
zuſchöpfen, wenn er ſich in ſeinen Rechten verletzt 
glaubt. Dabei wird der Volksgenoſſe oft ſeinen 
Weg zum Hoheitsträger oder zu ſonſtigen Amts⸗ 
trägern der Bewegung nehmen, von dem er er⸗ 
wartet, daß er ſeine Autorität zur Durchſetzung 
ſeiner Rechtsbelange einſetzt. Hier iſt es notwendig, 
daß der Volksgenoſſe nicht in ſeinem Vertrauen 
enttäuſcht wird, daß der Amtsträger, wo er er⸗ 
kennt, daß dem Volksgenoſſen unrecht geſchehen iſt, 
ihm zu ſeinem Recht verhilft und dann, wenn er 
erkennt, daß der Volksgenoſſe ſich im Unrecht be⸗ 
findet, für die erforderliche Aufklärung und Be⸗ 
lehrung ſorgt. 

Der deutſchen Rechtspflege aber ſollten als 
Ideal ſtets die Worte des Reichsleiters Dr. Hans 


Frank vorſchweben, daß es die Aufgabe des Rich⸗ 


ters iſt, ſeine Entſcheidung ſo zu begründen, daß 
auch der Unterlegene das Gefühl hat: 


„Hier wird Recht geſprochen!“ 


Vergangenheit nicht frei machen könnten, wäre das 
Lebenselement unſerer Revolution gefährdet. 

Die ſchönſten und beſten Geſetze würden ihren 
Sinn verlieren, wenn ihr Ausgangspunkt und 
ihre Grundlage, nämlich die nationalſozialiſtiſche 
Weltanſchauung, überſehen, verkannt oder ignoriert 
würden. Die Auseinanderſetzung mit den Mächten 
der Vergangenheit war und iſt hier vielleicht lang⸗ 
wieriger als in jedem anderen völkiſchen Lebens. 
Der „Juriſt“ 

Das liberale Zeitalter ließ unter den verſchie⸗ 
denſten zerſetzenden Einflüſſen den größten Teil 
der „Juriſten“ durch die übermäßige begriffliche 
Aufſpaltung der Rechtswiſſenſchaft den Überblick 
über die einfachen Zuſammenhänge zwiſchen Volk, 
Sittlichkeit und Recht verlieren. Und nicht zu⸗ 
letzt die frühere geſellſchaftliche Abſonde⸗ 
rung der akademiſchen Juriſten aus der Volks⸗ 
gemeinſchaft verſtärkte die Tendenz, ſich zu einem 
vom völkiſch inſtinktiven Rechtsgefühl unberührten 
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fachlichen Eigendaſein zu bekennen. Dieſe Haltung 
war nicht ſelten verbunden mit einem demorali⸗ 
ſierenden und gefährlichen Bildungshochmut. Es 
war eine Bildung ohne Lebenserkenntniſſe, fie 
ſtammte nicht aus eigenem Empfinden, ſondern war 
eine mechaniſch erlernte und eingetrichterte Weis⸗ 
heit. Dieſe Art von Wiſſenſchaft verlangte keiner⸗ 
lei Leidenſchaften, keinen Willens⸗ oder Gefühls⸗ 
einſatz und vor allem kaum Bekennermut. 


In dieſem Mangel am völkiſchen Gemeinſchafts⸗ 
gefühl liegt eine der Haupturſachen für die Ver⸗ 
trauenskriſe der Juſtiz, die ſeit der November⸗ 
revolte 1918 die Offentlichkeit beſchäftigte: 


Die Mehrzahl der „Juriſten“ ſah einen Vor⸗ 
gang „nur juriſtiſch“. Sie waren zwar Meifter 
der geſamten Rechtstechnik, liefen dabei aber Ge⸗ 
fahr, die Form mit dem Inhalt zu verwechſeln. 
„Objektivität“ ging über alles. Vor lauter richter⸗ 
licher Objektivität ſtellten fie den kämpferiſchen 
Nationalſozialiſten auf die gleiche Stufe mit dem 
hochverräteriſchen Kommuniſten. 


Der nationalſozialiſtiſche Rechtswahrer 


Dank der Dynamik unſerer Bewegung iſt es 
bereits in dieſen erſten ſechs Jahren nahezu ge⸗ 
lungen, dieſen überlebten Juriſtentyp 
langſam aber ſicher auszumerzen; noch 
die gegenwärtige Generation wird ſein endgültiges 
Begräbnis miterleben. Wenn auch heute noch 
hie und da volksfremde Entſcheidungen oder un⸗ 
verſtändliche Urteile bekannt werden, ſind es Einzel⸗ 
erſcheinungen. Es geht nicht an, damit die deut⸗ 
ſchen Rechtswahrer, insbeſondere auch die 
Richter und Staatsanwälte in ihrer Ge⸗ 
ſamtheit zu belaſten. An Stelle des „Juriſten“ 
iſt der Rechtswahrer getreten. Nicht die Sicherung 
einer Paragraphenanwendung ſteht im Vorder⸗ 
grund ſeiner Rechtsanwendung, ſondern die Siche⸗ 
rung der Volksgemeinſchaft. Er iſt nicht mehr 
der Repräſentant einer formalen Ordnung, ſon⸗ 
dern der Wahrer und Hüter der Lebensnotwendig⸗ 
keiten ſeiner Volksgenoſſen. Charakterliche Hal⸗ 
tung, weltanſchauliche Fähigkeit, Perſönlichkeits⸗ 
und Verantwortungsbewußtſein, Einordnung in 
die Volksgemeinſchaft und nationalſozialiſtiſche 
Leiſtungsopferbereitſchaft ſind die Weſensmerkmale 
der Angehörigen des nationalſozialiſtiſchen Rechts⸗ 
ſtandes. Nicht cäſarenhaft über den Wolken thro⸗ 
nende, ſich über alle Schwächen und Irrungen er⸗ 
haben dünkende Naturen wollen wir als Hüter 
und Wahrer unſerer Lebensordnung, ſondern Men⸗ 
ſchen, die in der Volksgemeinſchaft verwurzelt ſind, 
die Verſtändnis für die Nöte und die Sorgen 
der Armſten ihrer Volksgenoſſen haben und die 
im gleichen Schritt und Tritt als Kamerad in der 
Gemeinſchaft des Volkes mitmarſchieren, die wahr⸗ 
haft Wahrer des Rechten ſind. Und dies iſt der 
tiefe Sinn der Forderung: „vom Juriſten zum 
Rechtswahrer“. Sie bedeutet keine Schmähung 
des Juriſten, ſondern ſeine völkiſche Neuformung. 
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Es iſt derſelbe Weg, wie der vom Militär zum 
Soldaten oder vom Bürger zum Volksgenoſſen. 
Der Nationalſozialismus will Richter mit 
Mannesſtolz, ſelbſtbewußte Rechtswahrer, die frei 
von Komplexen aller Art ſind. Die in gewiſſen 
beamteten Rechtswahrergruppen vorhandenen er⸗ 
erbten formaliſtiſchen Unterordnungstendenzen ſind 
ſeinem Weſen etwas Fremdes und Unwürdiges. 
Aus dieſen Grundgedanken ergibt ſich Sinn und 
Aufgabe einer nationalſozialiſtiſchen Rechtswahrer⸗ 
ſchulung. Dieſe will ſich nicht in einer intellektuellen 
Einwirkung erſchöpfen, ſie will ſich vielmehr in 
erſter Linie an den Charakter wenden. Sie bemüht 
ſich naturgemäß nicht ſo ſehr um die von anderen 
Stellen wahrzunehmende fachliche Ausbildung, als 


vielmehr um die Aufzeigung der weltanſchaulichen 


und politiſchen Grundſätze, nach denen das fachliche 
Wiſſen ausgerichtet werden muß. Denn Recht und 
Politik durchdringen ſich gegenſeitig auf das innigſte. 
Es gilt hier alfo die geiſtige und charak⸗ 
terliche Grundlage der deutſchen Rechts⸗ 
wahrerſchaft zu beſtimmen, von der aus 
unſer ganzes Rechtsleben, Rechtſpre⸗ 
chung, Verwaltung und Rechtswiſſen⸗ 
ſchaft geſtaltet werden ſoll. Der Ausſpruch 
Alfred Roſenbergs, daß, um nationalſozialiſtiſche 
Weltanſchauung zu begreifen, weniger neue Ge⸗ 
danken als neues Denken erforderlich ſind, verdient 
gerade hier ſeine Beachtung. 

Die Erkenntnis, daß Nationalſozialismus nur 
erlebt, aber nicht verſtandesgemäß gelehrt werden 
kann, macht auch eine erlebnismäßige Beteiligung 
der Rechtswahrer am Leben der nationalſozialiſti⸗ 
ſchen Bewegung unerläßlich. 

Vor allem aber gilt es, dem Nachwuchs der 
akademiſchen Rechtswahrerſchaft das Erlebnis des 
Nationalſozialismus zu vermitteln. Das Ziel iſt 
hier das einer ſyſtematiſchen Ausleſe der jungen 
Menſchen, die deutſche Richter, Staatsanwälte, 
Rechtsanwälte uſw. werden wollen, nach Eignung 
und Charakter, eine Ausleſe, bei der der Geſichts⸗ 
punkt des Geldbeutels des Vaters endgültig aus⸗ 
geſchaltet werden muß. 


Wir wollen auch auf den Hochſchulen keine 


Menſchen, welche der Meinung ſind, daß ihr Stu⸗ 
dium ihre Privatſache ſei und niemanden etwas 


angehe. Das ſtändige Erlebnis des Nationalſozia⸗ 


lismus muß auch gerade für den Rechtswahrer 
ſeine dauernde und ſchönſte Form finden in der 
Zugehörigkeit zu einer der Gliederungen der Be⸗ 
wegung. Denn gerade hier bedeuten Lehre und In⸗ 
tellekt gar nichts und Charakter und Mannestum 
alles. Die von der Partei geſchaffene Einrichtung 
der Adolf⸗Hitler⸗Schulen und der Ordensburgen, 


durch die der Führernachwuchs unter Beachtung 


dieſes Grundſatzes auch für den Staat ſichergeſtellt 
werden ſoll, iſt hier ein begeiſternder und idealer 
Anſatz. Es erfüllt uns auch hier mit Stolz, daß es 


die Partei war, die die Umſtellung der raſſiſchen 


und charakterlichen Ausleſe des 2 
für Volk und Staat eingeleitet hat. 
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ERNST LUDWIG ILLINGER? 


Der Rechtsſchutz als fostalitifche Tat 


er Nationalſozialismus hat 
auch auf dem Gebiet des 
Rechtsſchutzes eine voll 
kommene Umwandlung mit 
ſich gebracht. Vor dem 
30. Januar 1933 konnte der 
[Volksgenoſſe nur den bezahl⸗ 
ten Rechtsrat als Rechts⸗ 
anwalt erhalten. Im Falle 


der Bedürftigkeit blieb er alſo ohne jeglichen 


Rechtsbeiſtand (und dies in einem Staate, der ſich 
eine Demokratie nannte !). Damit war auch auf 
dem Gebiet des Rechts das Volk in zwei Klaſſen 
geſpalten. Dieſem unmöglichen Zuſtand hat die 
NSDAP. durch die Zentral⸗Rechtsbetreuung des 
deutſchen Volkes ein Ende geſetzt, durch die alle 
minderbemittelten Volksgenoſſen Rechtsſchutz er⸗ 
halten. 

In Rechtsfragen darf es keinen Unterſchied 
zwiſchen reich und minder bemittelt geben. 
Kein minderbemittelter Volksgenoſſe darf lediglich 
deshalb ſeines guten Rechtes verluſtig gehen, weil er 
zu arm iſt oder zu wenig Kenntnis vom Recht hat, um ſich 
nötigenfalls die geeignete Rechtshilfe zu ſchaffen. Von 
einem Vorrecht geldlich Beſſergeſtellter kann nach dem 
heutigen Aufbau der deutſchen Rechtsfürſorge keine 
Rede mehr ſein. Es gibt im heutigen Deutſch⸗ 
land niemand mehr, der nicht die Möglich— 
keit hat, ſich in feinen Rechtsangelegen⸗ 
heiten ordnungsgemäß betreuen zu laſſen. 
Es handelt ſich bei der neuen Rechtsfürſorge auch 
nicht mehr um ein Rechtsalmoſen, das vom 
guten Willen des Ratgebers abhängt, ſondern um 
einen Anſpruch, der ſeine hinreichende Begrün⸗ 
dung in der Zugehörigkeit zur Arbeits⸗ und Schick⸗ 
ſalsgemeinſchaft des deutſchen Volkes findet. 

Im folgenden ſoll eine umfaſſende Zuſammenſchau 
über Einrichtungen und Aufgabengebiete der heutigen 
deutſchen Rechtsfürſorge gegeben werden. 


Die NMS. ⸗Rechtsbetreuung, 


die für Fragen des allgemeinen Privat⸗ und Straf⸗ 
rechts zuſtändig iſt, wurde 1934 von Reichsleiter 
Reichsminiſter Dr. Frank ins Leben gerufen und 
umfaßt heute rund 1600 Rechtsbetreuungs⸗ 
ſtellen. Die Rechtsbetreuung wird ehrenamt⸗ 
lich durch die im MS.⸗Rechtswahrerbund zu⸗ 
ſammengeſchloſſenen deutſchen Rechtsanwälte 
ausgeführt. Geleitet wird die geſamte Rechtsbetreu⸗ 


ung durch das „Amt für Rechtsbetreuung“ im 


Reichsrechtsamt der NSOAP. 


Einen Einblick in den Tätigkeitsumfang der MS. ⸗ 
Rechtsbetreuung ſollen kurz folgende Zahlen ergeben: 
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1936 betrug die Zahl der bei der NS. ⸗Rechts⸗ 
betreuung ratſuchenden Volksgenoſſen über 343 000. 
Hiervon wurden 41 200 Fälle an einen Anwalt über⸗ 
wieſen und 5538 durch Gütever fahren erledigt. An⸗ 
ſpruch auf koſtenloſe Rechtsbetreuung haben 
nicht nur mittelloſe, ſondern vielmehr alle in Arbeit 
und Lohn ſtehenden Volksgenoſſen ohne Unter⸗ 
ſchied des Standes, Berufes, die tatſächlich nicht 
in der Lage ſind, einen Rechtsanwalt zu bezahlen. 
Der Nachweis der Minderbemitteltheit 
wird durch die letzte Lohn⸗ oder Gehaltsabrechnung, 
Renten⸗ und Penſionsbeſcheide, den Steuerbeſcheid, 
Armutsatteſte oder durch eine Bedürftigkeits⸗ 
beſcheinigung des zuſtändigen Hoheitsträgers der 
NSDAP. (Kreisleiter, Ortsgruppenleiter) und 
ähnliches mehr erbracht. 

Die Betreuung umfaßt im weſentlichen die Ertei⸗ 
lung von Rechtsauskünften aller Art, wie mündliche 
und ſchriftliche Beratung der rechtſuchenden Volks⸗ 
genoſſen einſchließlich des er forderlichen Briefwechſels, 
der Schriftſätze und ſonſtiger Schriftſtücke, ſowie 


nötigenfalls auch die ehrenamtliche Durchführung von 


Rechtsſtreitigkeiten vor den Gerichten und anderen 
Behörden. Neuerdings hat ſich die Reichsgruppe 
Rechtsanwälte gegenüber dem Amt für Rechtsbetreu⸗ 
ung des Reichsrechtsamts der NSDAP. für ihre 
Mitglieder bereit erklärt, ihre rechtsbetreuende Tätig⸗ 
keit dahin zu erweitern, daß dieſe in Armenſachen vor 
den Amtsgerichten auch die Prozeßvertretung koſtenlos 
übernehmen, wenn das Armenrecht nur für die Ge⸗ 
richtskoſten bewilligt wird. Durch dieſe Bereiterklä⸗ 
rung iſt nunmehr eine weſentliche Erweiterung des 
Aufgabenbereiches und der Tätigkeit der NS.⸗Rechts⸗ 
betreuungsſtellen durchgeführt worden. Es braucht 
ſich alſo in Zukunft kein Volksgenoſſe mehr zu ſcheuen, 
Anſprüche, die er zu haben glaubt, auch vor Gericht 
dur chzufechten, mit der Befürchtung, er könne doch 
nicht gegen den Rechtsanwalt des Gegners aufkommen. 

Durch Erlaß des Reichsjuſtizminiſters vom 26. Mai 
1934 find die NS.⸗Rechtsbetreuungsſtellen auch als 


Güteſtellen im Sinne des § 495 a der Zivilprozeß⸗ 


ordnung anerkannt worden. Ein vor dieſen Güteſtellen 
abgeſchloſſener Vergleich hat die Eigenſchaft eines 
vollſtreckbaren Titels und kann deshalb wie ein vor 
Gericht abgeſchloſſener Vergleich ſofort vollſtreckt 
werden. 

Der Unkoſtenbeitrag, der von den NS. Rechts- 
betreuungsſtellen erhoben iſt, iſt gering. Er beträgt 
lediglich 20 Rpf., die zur teilweiſen Deckung der 
entſtehenden Auslagen für Büromaterial, Schreib⸗ 
kräfte uſw. dienen ſoll. In Fällen beſonderer Not 
können auch dieſe 20 Rpf. erlaſſen werden. Verwei⸗ 
gert kann die Rechtsbetreuung nur im Fall der offen⸗ 
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baren Unwürdigkeit werden oder wenn ein ſonſtiger 


offenbarer Mißbrauch vorliegt. Ein Volksge⸗ 
noſſe, der von einer NS.⸗Rechtsbetreu⸗ 
ungsſtelle beraten wird, wird heute genau 


ſo bereitwillig betreut wie ein Mandant, 


der ſeine Gebühren ſelbſt zahlt. 

Mit der Machtübernahme galt es, an die Stelle des 
bunten Moſaiks der verſchiedenen Rechtsauskunfts⸗ 
ſtellen eine ſozialiſtiſche Einrichtung zu ſetzen. Nach 
einer im Reichsarbeitsblatt veröffentlichten Zuſammen⸗ 
ſtellung gab es damals neben dem Verband der ge- 
meinnützigen und unparteiiſchen Rechtsauskunftsſtellen 
und ſonſtigen gemeinnützigen Vereinigungen noch 
Auskunftsſtellen von den freien Gewerk⸗— 
ſchaften, des Zentralarbeiterſekretariats, 
der chriſtlichen Gewerkſchaften, des Ver— 
bandes der Deutſchen Gewerkvereine, 
ſonſtiger Arbeitervereinigungen, wie der unabhängi⸗ 
gen Arbeitervereine, der wirtſchaftsfriedlichen Ar⸗ 
beitervereinigungen und der Landarbeitervereinigung, 
weiter Auskunftsſtellen von Arbeitgebern, 
konfeſſionelle Rechtsauskunftsſtellen, 
Rechtsauskunftsſtellen politiſcher Ver— 
einigungen, von Privatangeſtellten⸗Verbänden 
ſowie ländliche Rechtsauskunftsſtellen. An ihre Stelle 
traten nun einige große Spezial⸗Rechtsberatungs⸗ 
ſtellen neben die NS.⸗Rechtsbetreuung, die ohne 
Rückſicht auf Konfeſſion und Stand und ohne Ver⸗ 
quickung der der Rechtsfürſorge urſprünglichen Auf- 
gabe mit einer propagandiſtiſchen Auswirkung kon⸗ 
feſſioneller oder politiſcher Ideen und Intereſſen an 
die Verwirklichung des in Punkt 9 des Partei- 


programms niedergelegten Grundſatzes gingen, daß 


alle Staatsbürger neben gleichen Pflich— 
ten auch gleiche Rechte beſitzen müßten. 


Die Deutſche Arbeitsfront 


gewährt angeſichts ihres Mitgliederſtandes über 
20 Millionen deutſchen Volksgenoſſen Rechtsſchutz. 
Die Aufgaben, die die Rechtsberatungsſtellen der 
DAF. im Rahmen der Geſamtaufgaben der DAF. 
haben, ſind klar und eindeutig in der Dienſtordnung 
niedergelegt, wo es heißt, daß ſie ihre Mitglieder (Be⸗ 
triebsführer wie Gefolgſchaftsangehörige) in allen 


Rechtsangelegenheiten, die das Arbeitsverhältnis be⸗ 


treffen oder dem Gebiet der Sozialverſicherung ange- 


hören, betreut. Neben der Bearbeitung von rechtlichen 


Fragen, die aus dem Arbeitsverhältnis heraus ent⸗ 
ſtehen (z. B. Tariflohn, Zeugnis, Überftundenzuf läge, 
Urlaub, Kündigungsſchutz), fällt alfo auch in das Auf- 


gabengebiet der Rechtsberatungsſtellen die Behand⸗ 


lung von Fällen der Kranken- und Arbeitsloſenverſiche⸗ 


rung fowie der Rentenverſicherung. Durch Geſetz vom 


23. Dezember 1936 iſt den Rechtsberatungsſtellen 
zudem die Befugnis zur friſtgerechten Entgegennahme 
von Anträgen aus der Rentenverſicherung 
(Unfall⸗, Invaliden⸗, Angeſtellten⸗ und 
Knappſchaftsverſicherung) eingeräumt worden. 
Das heißt, ein Rentenantrag kann mit gleicher Wir⸗ 
kung wie bei den Sozialverſicherungsbehörden auch bei 
einer Rechtsberatungsſtelle eingebracht werden. Als 
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neueſtes Arbeitsgebiet wurde den Rechtsberatungs⸗ 
ſtellen der DAF. auch die Betreuung des Hand⸗ 
werks in Steuerfragen übertragen. 


Geſetzlich verankert find die Rechtsberatungs⸗ 
ftellen der Deutſchen Arbeitsfront im § 66 Abſ. 3 des 
Geſetzes zur Ordnung der nationalen Arbeit, § 11 
des Arbeitsgerichtsgeſetzes und für die Sozialverſiche⸗ 
rung in einer Durchführungs verordnung vom 9. Sep⸗ 
tember 1935 zum Geſetz über Ehrenämter in der So⸗ 
zialverſicherung und der Reichsverſorgung. In dieſen 
Beſtimmungen wird die Vertretungsbefugnis der 
Leiter und Angeſtellten der Rechtsberatungsſtellen 
vor dem Arbeitsgericht und den Verſicherungs⸗ 
trägern und Verſicherungsbehörden geregelt. 

Der unmittelbare Parteiverkehr mit den 
Rechtsſchutzſuchenden wird durch örtliche Rechts⸗ 
beratungsſtellen durchgeführt. Dieſe örtlichen Rechts⸗ 
beratungsſtellen finden ihre verwaltungsmäßige Zu⸗ 
ſammenfaſſung im Gau in der jeweiligen Gaurechts⸗ 
beratungsſtelle. Die Geſamtleitung übt das Amt für 
Rechtsberatungsſtellen im Zentralbüro der DAF. aus. 


Die örtlichen Rechtsberatungsſtellen ſind 
in Gefolgſchafts⸗ und Betriebsführer⸗Abteilungen auf⸗ 
geteilt. Am 31. Dezember 1938 belief ſich ihre An⸗ 
zahl auf 451. Regelmäßige Sprechtage werden von 
dieſen örtlichen Rechtsberatungsſtellen aus in ein⸗ bis 
zweiwöchigen Abſtänden an insgeſamt 1670 wei⸗ 
teren Orten abgehalten. Hierdurch haben auch 
Angehörige der DAF., die nicht am Sitze einer Rechts⸗ 
beratungsſtelle wohnen, die Möglichkeit, ohne viel 
Koften- und Zeitaufwand den Rechtsſchutz der DAF. 
in Anſpruch zu nehmen. Nicht weniger als rund 
1350 hauptamtlich tätige Rechtsberater bilden 
auf Grund ihrer Vorbildung — mehr als die 
Hälfte beſitzen die Befähigung zum Richteramt —, 
ihrer täglichen Erfahrung und ihrer weltanfchau- 
lichen Einſtellung genügend Gewähr für eine ein⸗ 
wandfreie Bewältigung der ihnen geſtellten Auf⸗ 
gaben. 

Der Rechtsſchutz, den die Rechtsberatungsſtellen 
gewähren, erſtreckt ſich neben der Erteilung von Aus⸗ 
künften auf die Rechtswahrnehmung gegenüber dem 
Anſpruchsgegner, wenn nötig, auf die Vertretung der 
Mitglieder vor Gerichten, Verſicherungs⸗ und Spruch⸗ 
behörden und ſchließlich auf die Einleitung der Zwangs⸗ 
vollſtreckung. 

Anſpruch auf rechtlichen Schutz durch die Rechts⸗ 
beratungsſtellen haben ſämtliche Angehörige der DA F., 
ſowohl Gefolgſchaftsangehörige wie Betriebsführer. 
Dieſen Einzelmitgliedern gleichgeſtellt ſind die Ange⸗ 
hörigen verſchiedener der DAF. korporativ angeſchloſſe⸗ 
ner Organiſationen, ſo des Reichsnährſtandes mit 
zweieinhalb Millionen Landarbeitern, der Reichs⸗ 
kulturkammer mit ihren Einzelkammern und die 
dem Sachverſtändigenbeirat für Volksgeſundheit 
der NSDAP. angeichloffenen Verbände, wie z. B. 
die Verbände der Hebammen, der Dentiſten, der Dro⸗ 
giſten, der Heilpraktiker, der Tierärzte uſw. Ver⸗ 
ſicherte nach dem Angeſtelltenverſicherungsgeſetz er⸗ 
halten, was Auskunfterteilung, Beratung und Ver⸗ 
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fahren erſter Inſtanz betrifft, auch dann Rechtsſchutz, 
wenn ſie nicht Mitglied der DAF. oder eines mit An⸗ 
ſpruch auf Rechtsſchutz der DAF. angeſchloſſenen 
Verbandes ſind. | 
Vorausſetzung für die Gewährung des Rechts⸗ 
ſchutzes muß ſelbſtver ſtändlich fein, daß die beabſichtigte 
Rechtsverfolgung auch Ausſicht auf Erfolg bietet und 
nicht mit den nationalſozialiſtiſchen Grundſätzen und 
denen der Ehre in Widerſpruch ſteht. 
Die Rechtsſchutzberechtigten haben grundſätzlich für 
Beratung, Anfertigung von Schriftſätzen ſowie Ver⸗ 
tretung vor den Gerichten und Spruchbehörden der 
Sozialverſicherung keine beſonderen Koſten zu 
entrichten. Es gibt alſo keine Prüfungen der Be⸗ 
dür ftigkeit durch die Rechtsberatungsſtellen. Für 
Mitglieder, die der Gefolgſchaft ange⸗ 
hören, werden die geſamten Prozeßkoſten 


(Gerichtsgebühren, evtl. Anwaltskoſten, Zwangsvoll⸗ 


ſtreckungskoſten) von der DAF. übernommen. 


Wegbweiſend für die Tätigkeit der Rechtsberatungs⸗ 


ſtellen iſt $ 7 der Anordnung des Führers über Weſen 
und Ziel der Deutſchen Arbeitsfront vom 24. Oktober 
1934. Hiernach hat die DAF. die Aufgabe, zwiſchen 
den berechtigten Intereſſen aller Beteiligten, d. h. der 

Betriebsführer wie der Gefolgſchaftsangehörigen, 
jenen Ausgleich zu finden, der allein nationalſozia⸗ 
liſtiſchen Grundſätzen entſpricht, und die Zahl der Fälle 
einzuſchränken, die den ſtaatlichen Organen zur Ent⸗ 
ſcheidung zu überweiſen ſind. 

Die Rechtsberatungsſtellen haben an der Erreichung 
und Verwirklichung dieſes Zieles entſcheidenden An⸗ 
teil. Wie ſtark ſich die ausgleichende und Rechts⸗ 

frieden ſtiftende Tätigkeit der Rechtsberatungsſtellen 
auswirkt, ſoll an einigen Zahlen veranſchaulicht 
werden. | 

Von den im Jahre 1938 an die Rechtsberatungs⸗ 
ſtellen herangetragenen arbeitsrechtlichen Streitfäl⸗ 
len ſind beinahe 40 Prozent mit einem Streitwert 
von 21,5 Millionen RM. durch die Vergleiche vor 
den Rechtsberatungsſtellen beigelegt worden ohne 

Inanſpruchnahme der Gerichte. Mehr als 50 Pro⸗ 
zent der bei Gerichten anhängig gemachten Streit⸗ 
fälle haben ſich durch gerichtlichen Vergleich erledigt. 
Weitere rund 18 Prozent der Klagen — meiſt vor⸗ 
ſorglich zwecks Friſtwahrung eingereicht — ſind 
zurückgenommen worden. Im Jahre 1938 zählten 
die Rechtsberatungsſtellen allein 3657046 Be⸗ 


ſucher. 


Die rund 371000 Rechtsſtreitigkeiten, 
die im Jahre 1932 an die Arbeitsgerichte heran⸗ 
getragen wurden, haben, nachdem die Zahl ſeit 1933 


Jahr für Jahr mehr unten, im Jahre 1937 


nur noch einen Stand von rund 160 000 erreicht. 
Angeſichts der Tatſache, daß während der gleichen 
Zeit die Zahl der Beſchäftigten in Deutſchland um 
Millionen geſtiegen iſt, daß andererſeits viele Volks⸗ 
genoſſen erſt durch Schaffung der Rechtsberatungs⸗ 
ſtellen überhaupt die Möglichkeit erhielten, einen ar⸗ 
beitsrechtlichen Streitfall aufzugreifen, iſt dieſes Er⸗ 
gebnis ein überzeugender Beweis, in welch hohem 
Maße die Rechtsberatungsſtellen innerhalb der DAF. 
an der Verwirklichung der Anordnung des Führers 


mitarbeiten. 


Während früher, vor 1933, Rechtsvertreter der 
Gewerkſchaften und Rechtsvertreter der Unternehmer⸗ 
verbände als bloße Intereſſenvertreter ein⸗ 


ander gegenüberſtanden, ſind dieſe Gegenſätzlichkeiten 


ſchon rein äußerlich dadurch beſeitigt, daß heute 
Betriebs führer wie Gefolgſchaft durch die 
Rechtsberatungsſtellen betreut werden. Ge⸗ 
folgsmann und Betriebsführer bekämpfen ſich heute 
nicht mehr von Organiſation zu Organiſation, ſondern 
ſetzen ſich mit den beiderſeitigen Rechtsberatern an den 
gemeinſamen Verhandlungstiſch, um zunächſt auf güt⸗ 
lichem Wege zu verhandeln. Denn eine friedliche Bei⸗ 
legung der Streitfälle iſt weſentliche Aufgabe der 
Rechtsberatungsſtellen. Allerdings kann es ſich hier 
nicht um ein Herabdrücken berechtigter Forderungen 
ohne Rückſicht auf die Rechtslage auf eine dem Gegner 
genehme Höhe, ſondern nur um eine Hinarbeit auf 
einen der Rechtslage entſprechenden Vergleich handeln. 


Es iſt unbeſtreitbare Tatſache, daß es den Rechts⸗ 
beratungsſtellen gelungen iſt, das volle Vertrauen der 


ſchaffenden Volksgenoſſen, der Betriebsführer wie 
der Gefolgſchaftsangehörigen, zu erringen. So iſt es 
auch zu erklären, daß ſich die Betriebsführer immer 
mehr ſchon vor Entſtehung eines Streit⸗ 
falles an die Rechtsberatungsſtellen wenden, um 
Auskünfte zu holen, ob geplante Maßnahmen ſich als 


zweck⸗ und rechtmäßig darſtellen. Die deutſchen Ar⸗ 


beiter und Angeſtellten haben die Gewißheit, daß die 
Einrichtung der Rechtsberatungsſtellen nicht mehr das 
Gefühl einer Schutzloſigkeit, wie es vor der Macht⸗ 
übernahme nicht ſelten war, aufkommen läßt. 
Genau fo wie im Reich betreut die DAS. 


© 


ihre Mitglieder auch im Ausland. 


benſo untragbar iſt es, daß ein Volksgenoſſe um deswillen Nachteile für ſich und 
eine Familie befürchten müßte, weil er auf geſetzliche Weile ſein gutes, ehrliches 
Recht ſucht und geltend macht. Wer einen wirklich wohlbegründeten Rechtsanſpruch hat, 
der muß diefen Anspruch auch in der geſetzlich zuläſſigen Form geltend machen können, 


gegen wen auch immer er ſich richten möge. 


Hermann Göring. Die Rechtsſicherheit als Grundlage der Volksgemeinſchaſt 


27 


203 


— — — 


| Die DAT. -Auslandsorganifation - 
forgt für ausreichenden Rechtsſchutz und Rechts⸗ 
beratung ihrer Mitglieder im Ausland. 

Das Gebiet des Arbeitsrechtes ſowie das Gebiet 
des Sozialverſicherungsrechtes gehören in den Arbeits⸗ 
bereich der Rechtsberatungsſtelle Ausland. Außer⸗ 
dem übernimmt ſie die Durchführung von Zwangs⸗ 
vollſtreckungen aus deutſchen Urteilen im Ausland für 
die Rechtsberatungsſtellen des Inlandes. 

Der Rechtsſchutz und die Rechtsberatung ſind hier 
ebenfalls koſtenlos. Der Rechtsſchutz erſtreckt 
ſich auf die Prozeßvertretung ſowie auf die Ubernahme 
der Gerichtskoſten und der Koſten der Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung. Allein im letzten Jahre hat die DAF. 
Auslandsorganiſation mehrere tauſend Mark für 
Prozeßkoſten ausgegeben. . 

Einen Einblick in die Inanſpruchnahme der Abtei- 
lung Rechtsberatungsſtelle Ausland gibt die Ziffer 
der Rechtsberatungstätigkeit im letzten 
Jahr, die mit 6933 feſtgeſtellt iſt. An Erfolgen auf 
dem Gebiet arbeitsrechtlicher Streitigkeiten wurden 
durch gerichtliche und außergerichtliche Vergleiche 
29 882,19 RM. und durch Urteile 23 120,00 RM. 
erzielt. In Sozialverſicherungsangelegenheiten wurden 
199 polniſche, deutſche, tſchechiſche, holländiſche, fran⸗ 
zöſiſche, luxemburgiſche Renten durchgeſetzt. 

Oberſtes Streben iſt auch hier die Erzielung eines 

der Streitangelegenheit angemeſſenen Vergleiches. Iſt 
ein ſolcher Vergleich nicht möglich, wird ein beim 
ausländiſchen Gericht zugelaſſener Prozeßvertreter 
beſtimmt. 
Um das weitverzweigte Arbeitsgebiet überhaupt 
bewältigen zu können, ſind zur Zeit in den Aus⸗ 
landsortsgruppen 70 Rechtswalter einge⸗ 
ſetzt, die im Auftrage der DAF.⸗Auslandsorgani⸗ 
ſation ehrenamtlich Vermittlungsverhandlungen 
führen ſowie ſonſtige Vorarbeiten leiſten. 


Der Reichsnährſtand 


übt in Fragen des Bauern- und Erbhofrechts 
ſowie ſonſtigen arbeitsrechtlichen Fragen durch ſeine 
Dienſtſtellen, insbeſondere die Kreis⸗ und Landes⸗ 
bauernſchaften, Rechtsberatungstätigkeit aus. Wirt⸗ 
ſchaftsrechtliche Auskünfte erteilen auch die Zuſammen⸗ 
ſchlüſſe des Reichsnährſtandes (Hauptvereinigungen). 
Zur Zeit beſtehen 19 Landesbauernſchaften und rund 
500 Kreisbauernſchaften. Anſpruch auf Rechtsaus⸗ 
kunft haben im allgemeinen nur Mitglieder des Reichs⸗ 
nährſtandes. — Jedoch wird die Auskunfttätigkeit 
auch auf Volksgenoſſen ausgedehnt, die nicht Ange⸗ 
hörige des Reichsnährſtandes find, z. B. wenn fie 
durch eine Maßnahme der Erbhofrechtſprechung be⸗ 
rührt werden. Die Rechtsberatungstätigkeit durch die 
Dienſtſtellen des Reichsnährſtandes iſt unentgelt⸗ 
lich. 

| — Ziffer 4 Abi. 2 des Bückeberger Abkommens 
vom 6. Oktober 1935 ſtehen die oben erörterten 
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Rechtsberatungsſtellen der DAF. auch den Mitglie⸗ 


dern des Reichsnährſtandes zur Verfügung. Machen 
beſonders ſchwierige Fälle in nichtarbeitsrechtlichen f 
Angelegenheiten eine Vertretung durch einen Rechts⸗ 


anwalt erforderlich, ſo werden die Ratſuchenden 
an die Rechtsanwälte bzw. die NS.⸗Rechtsbetreu⸗ 
ungsſtellen verwieſen. | 

Durch die Rechtsberatungsſtellen werden unter 
anderem 21/2 Millionen Landarbeiter betreut. 


Die Nationalſozialiſtiſche Kriegsopferverſorgung e. V. 


berät und vertritt Mitglieder und Nichtmitglieder in 
allen Kriegsbeſchädigten⸗ und Kriegshinterbliebenen⸗ 
angelegenheiten. Die Beratung iſt für Mitglieder der 
NS KOV. grundſätzlich ko ſtenlo s. Soweit es ſich 
um Vertretungen vor den Verſorgungsgerichten und 
dem Reichsverſorgungsgericht handelt, haben die Mit⸗ 
glieder einen Koſtenbeitrag zu entrichten, der im Ein⸗ 
zelfall den Betrag von 2, — RM. nicht überſchreiten 
darf. Im obſiegenden Fall wird er zurückerſtattet. Die 
Beratungen erfolgen in den bei den Kameradſchaften 
der NSKOV. feſtgeſetzten Sprechſtunden. Ergibt 
ſich die Notwendigkeit, mit der örtlichen Fürſorgeſtelle 
(Kriegsfürſorgeſtelle) oder mit anderen örtlichen Be⸗ 
hörden ſchriftlich oder mündlich zu verhandeln, ſo ge⸗ 
ſchieht dies im allgemeinen durch den Kameradſchafts⸗ 
führer oder durch den Betreuungsobmann der Kame⸗ 
radſchaft. Handelt es ſich um eine Vertretung vor 
dem Verſorgungsamt, Hauptverſorgungsamt, Verſor⸗ 
gungsgericht oder dem Schwerbeſchädigtenausſchuß, 
ſo übergibt die Kameradſchaft die zur Vertretung not⸗ 
wendigen Unterlagen der zuſtändigen Gaudienſtſtelle 
oder der Bezirksdienſtſtelle der NS KOV. Sofern 
eine Vertretung vor dem Reichsverſorgungsgericht, dem 
Reichs⸗ und Preußiſchen Arbeitsminiſterium oder an⸗ 
deren Miniſterien notwendig wird, erfolgt die Abgabe 


der notwendigen Unterlagen der Kameradſchaft, die 


Vorbereitung durch die Gaudienſtſtelle (Bezirksdienſt⸗ 
ftelle) und die weitere Vertretung der Sache durch die 
Reichsdienſtſtelle der NS KOWV. Der Retchtsſchutz 
wird nur verſagt, wenn die Verfolgung des Rechts⸗ 
mittels ausſichtslos iſt oder wenn der Rechtſuchende 
durch ſein Verhalten (ſchwere Beſtrafung wegen ehren⸗ 
rühriger Handlungen) es der NS KO V. unmöglich 
gemacht hat, ſeine Intereſſen wahrzunehmen. 

Nach einer Vereinbarung zwiſchen DAF. und 
NS KO V. treten in Arbeitsſachen, in denen nach 
dem Schwerbeſchädigtengeſetz eine Mitwirkung der 
Hauptfürſorgeſtelle und des Schwerbeſchädigtenaus⸗ 
ſchuſſes vorgeſehen iſt, die Gaudienſtſtellen (Bezirke) 
der NSKOV. im Auftrag der DAF. auch vor 
den Arbeitsgerichten auf. 


Eine ungefähre Vorelhung vom dagger 


der Rechtsbetreuungsarbeit der NS KO V. mag die 


Geſamtzahl der ſchriftlichen und mündlichen Ver⸗ 
tretungen für das Jahr 1937 geben, die ſich 
auf nicht weniger als 213 364 beläuft. Hiervon 


war mehr als die Hälfte der Vertretungen erfolgreich. 
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Auf Grund eines Abkommens zwiſchen dem Reichs⸗ 
rechtsamt, Amt für Rechtsbetreuung, und dem Haupt⸗ 
amt für Volkswohlfahrt vom 20. Mai 1934 wird 
die Rechtsberatung auf dem Sondergebiet des 
Wohlfahrts⸗ und Fürſorgerechts von der NS V. aus⸗ 
geübt. Das Hauptamt für Volkswohlfahrt hat eine 
eigene Rechtsberatungsorganiſation aufgebaut. Hier⸗ 
nach ſind bei faſt ſämtlichen Kreisamtsleitungen der 
NS. Kreisrechtsberater eingeſetzt. 

Alle deutſchen Volksgenoſſen, die hilfebedürftig und 
minderbemittelt ſind, werden auf dem Gebiet des 
Wohlfahrts⸗ und Fürſorgerechts beraten und betreut, 


und zwar unentgeltlich. Auch die Mitgliedſchaft 
durchgeführt. 


bei der NS V. iſt nicht er forderlich. Die rechtsfürſorge⸗ 
riſche Tätigkeit der NSW. umfaßt die Erteilung von 
Rechtsauskunft mündlicher und ſchriftlicher Rechts- 
beratung und die Anfertigung von 22 Anträgen 
und ähnlichem. 

Die NS. wirkt auch mit bei der gütlichen 
Schlichtung von Mietſtreitigkeiten. Nach 
einer Allgemeinver fügung des Reichsminiſters der 
Juſtiz vom 15. Dezember 1935 find die Amtsgerichte 
angewieſen, mit den Dienſtſtellen der NSW. zur Auf⸗ 
rechterhaltung gefährdeter Haushaltungen und zum 
Zwecke des gütlichen Ausgleichs der Parteien zu⸗ 
ſammen zu arbeiten. Die Mitwirkung der NSW. 
findet auch hier nur in ſolchen Fällen ſtatt, in denen 
die zu betreuende Partei einer Hilfe würdig und 
minderbemittelt iſt. Eine Vertretung einer Partei 
bei Gericht durch NSW. Walter iſt unzuläſſig. Bei 
135000 Wohnungshilfe-Vorgängen, die im 
Jahr 1936 der NSV. zur Erledigung zugeleitet 
wurden, iſt es gelungen, in der Mehrzahl der Fälle 
einen gütlichen Ausgleich unter den Parteien 
durchzuführen. 54,3 v. H. der Fälle wurden durch 
außergerichtlichen Vergleich erledigt, 31 v. H. durch 
gerichtlichen Vergleich. In nur 14 v. H. Fällen mußte 
ein Gerichtsurteil ergehen. 

Ein mehr denn fünfzigjähriges Mühen um die 
Löſung einer wichtigen ſozialen Frage hat ſomit 
einen Abſchluß gefunden, der in der Welt wohl 
einzigartig daſtehen dürfte. Der Rechtsſchutz 
des ſchaffenden deutſchen Menſchen im heutigen 
Deutſchland ſtellt ſich als eine ſozialiſtiſche Tat dar, 
auf die jeder deutſche Volksgenoſſe mit einem Gefühl 
des unbedingten Vertrauens und der Sicherheit blicken 
kann. 


Deutſcher merk dir das! 

Eine Anzahl von bedeutenden Forſchern hat die 
Anſchauung vertreten, daß das Nikotin durchaus 
als ein Keimgift anzuſehen iſt, ſo daß der Tabak, 
gerade auch vom Standpunkt der Eugenik und 


Raſſenpflege aus betrachtet, einer ganz beſonderen 


Beachtung bedarf. Statiſtiſche Erhebungen über 
die häufig vorkommende Sterilität von Zigaretten⸗ 
raucherinnen wurden in dieſem Zuſammenhang 
Die Ergebniſſe ſind recht lehrreich: 
Während im Durchſchnitt auf jede Ehe in Deutſch⸗ 
land 2,4 Geburten kommen, konnte bei den fo- 
genannten Raucherehen (alſo Ehen, in denen beide 
Partner rauchen) bisher nur eine durchſchnittliche 
Geburtenzahl von 0,66 feſtgeſtellt werden. Um⸗ 
gekehrt ergab ſich bei den Nichtraucherehen eine 
Zahl von 3,1 Geburten, wobei noch ausdrücklich 
darauf hingewieſen werden muß, daß hier ledig⸗ 
lich Großſtadtmenſchen, weiterhin vorwiegend Ehen 
von Akademikern, beſſer geſtellten Beamten und 
Kaufleuten, die in der Kinderzahl bekanntlich an 
fi) ſchon ungünſtig ſtehen, und ſchließlich zum Teil 
offenſichtlich noch nicht abgeſchloſſene Ehen be- 
fragt wurden. 

Alle bisherigen Statiſtiken haben gezeigt, daß 
die Krebserkrankungen der Lippe, Zunge, Mund⸗ 
ſchleimhaut, der Speiſeröhre, der Mandeln, Bron⸗ 
chien und des Kehlkopfes weit häufiger beim männ⸗ 
lichen Geſchlecht vorkommen als beim weiblichen. 
Dr. W. Peters konnte an Hand ſeines Berliner 
Krankenſtandes ein anhaltendes Anſteigen der 
Lungen⸗(Bronchial⸗)ͤKrebserkrankungen der Män⸗ 
ner gegenüber den Frauen von 3:1 in den Jahren 
bis 1931 feſtſtellen. Dieſe Feſtſtellungen können 
für den Tabak als Krebsurſache ſprechen. 

X 


W. LNationalſozialiſten dienen nach einem inneren Geſetz dem deutfchen Volke und 
als Rechtswahrer dem Recht des Volkes, jenem Recht, das die Ewigkeitswerte 


unseres Volkes ſicherzuſtellen hat; der Führer hat uns vom „Ich“ gehoben auf die Ebene 
des „Wir“; von dieſem Standpunkt aus müſſen wir als Rechtswahrer tätig Jein. 


Oberſter Parteirichter Reichsle iter Buch 
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ie ſehr ſich das römiſche Recht 
vom deutſchen Rechtsdenken 
unterſcheidet, 
Beiſpielen gezeigt werden: 

Nach dem abſtrakten römi⸗ 
ſchen Recht iſt der Boden eine 
Ware und kann infolgedeſſen 
als Tauſchartikel verwandt werden. Im deutſchen 
Recht nimmt dagegen der Boden eine beſondere 
Stellung ein. Durch das Erbhofgeſetz iſt wieder 
das alte deutſche Recht zum Durchbruch gekommen. 

Beſonders gut ſehen wir im Erbrecht die mate⸗ 
rialiſtiſche Auffaſſung innerhalb der römiſchen 
Rechtslehre. Hier war das Vermögen beim Ab⸗ 
leben eines Menſchen ein Vermögen für ſich 
geworden mit eigenen Rechten, eigenen Pflichten, 
es lag ſelbſtändig da und hieß deshalb „ruhende 
Erbmaſſe“, d. h. praktiſch, daß der Tote in ſeinem 
Nachlaß vermögensrechtlich noch fortlebt. Erſt wenn 
ſich jemand bereit erklärte, die Erbſchaft zu über⸗ 
nehmen, findet der Nachlaß einen Herrn. Im ur⸗ 
ſprünglichen deutſchen Recht bedeutet 
der Tod nur eine Verſchiebung des Ver⸗ 
mögens innerhalb der Familie. 

Neben dem römiſchen war es vor allem auch das 


kanoniſche Recht, das entſcheidenden Einfluß 


ausübte und in vielen Dingen die Wandlung der 
Auffaſſung mit ſich brachte. Im Rechtsleben mußte es 
eine Revolution bedeuten, als durch die neue Religion 
der unſeren Vorfahren nicht bekannte Begriff, der 
Begriff der Sünde, eingeführt wurde und die 
Arbeit weniger galt als das Gebet. Mit 
dieſer Veränderung von Wirtſchaft und Glauben 
ging auch der Zerfall der Sippe Hand in Hand. 
Sie verſchwand als Rechtsträger. Aus dem tapferen 
ſelbſtſicheren Krieger und Bauern wurde der unter⸗ 
tänige Leibeigene. Dieſer trat aber immer mehr in 
den Rechten gegenüber dem Hofmann, dem Be⸗ 
amten, dem Städter, dem Großgrundbeſitzer zu⸗ 
rück. Die Kirche verſtand es nicht nur, den Teil 
des römiſch⸗kanoniſchen Rechts, den die Kirche aus⸗ 
gebildet hatte, für die Prieſter anzuwenden und 
damit deren Sonderſtellung zu betonen, ſondern auch 
auf die anderen Glieder des Reiches auszudehnen. 


Wie ſtark durch dieſe verſchiedenen Rechtsſyſteme 


die deutſche Auffaſſung zurückgedrängt wurde, zeigt 


am beſten die Tatſache, daß der Höhepunkt dieſer 
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ſoll an einigen 


Entwicklung das Recht des jeweiligen Landesherrn 
war, über den Glauben der Untertanen zu beſtimmen; 
dies ging ſo weit, daß die Untertanen jeden Reli⸗ 


gionswechſel ihres Landesherrn mitmachen mußten. 


Materialiſtiſches Rechtsdenken war es auch, daß 
für Menſchen gleichen Blutes ein Mehrklaſſenwahl⸗ 
recht geſchaffen werden konnte. Hier beſtimmte alſo 
der materielle Beſitz den Wert bzw. höheren Wert 
des einzelnen. Dagegen hatten dieſelben Menſchen, 
die auf dem einen Gebiet ſo verſchieden bewertet 
wurden, wenn es die Sicherheit des Reiches galt, 
die gleichen Pflichten zu erfüllen, d. h. in dieſem 
Falle wurden ſie als gleichberechtigt behandelt und 
beide hatten, wenn es nottat, ihr Leben zu geben. 


Das Erfordernis gleichen Bluts wird 
im deutſchen 
Bodenrecht | 
verwirklicht. Das entſpricht den Grundſätzen 
des alten Rechts, das Boden und Blut in beſon⸗ 
ders enge Beziehungen bringt. Vor allem für die 
Ausübung öffentlich ⸗ rechtlicher Befugniſſe find 
Ebenburt und Landbeſitz unerläßliche Vorausſetzun⸗ 
gen. Die großbäuerliche Grundlage des germaniſchen 
Staatsweſens hat erſt ſpät und widerwillig die 
Herrſchaftsausübung durch ein landloſes Beamten⸗ 
tum ertragen. Bodenbeſitz iſt daher die Grundlage 
der öffentlichen Rechtsordnung. Das zeigt ſich be⸗ 
ſonders im Lehnsweſen. Aber auch die Schöffen⸗ 
fähigkeit hängt am Beſitz eines Stammgutes. 
Neue Schöffen werden demgemäß dadurch ein⸗ 
geſetzt, daß ſie Staatsländereien erhalten, „damit 
ſie Schöffen davon ſein mögen, ihrer jeglichen drei 
Hufen und mehr“ (Landrecht III, 81). Auch der 
richterliche Zweikampf verlangt neben der durch vier 
Ahnen zu beweiſenden Ebenburt zum Nachweis 
gleichen Rechts den Beſitz eines Handgemals. 
Ebenſo richtet ſich der Gerichtsſtand nach dem Be⸗ 
zirk, zu dem das Handgemal gehört (III, 26, § 2). 
Dieſe Beiſpiele für die Bedeutung des Land⸗ 
beſitzes im öffentlichen Recht werden ihrem ganzen 
Inhalt nach auch aus ſeiner privatrechtlichen Be⸗ 
handlung verſtändlich. Bauernſchaft und Sippe 
geben ihr das Gepräge. Landnähe und Bodenſtändig⸗ 
keit ſind ſeit früheſter Zeit das Kennzeichen der ger⸗ 
maniſchen Stämme, zu dieſem Ziel zu gelangen, iſt 
der Sinn der Volke wanberung. Bezeichnend genug, 
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daß das deutſche Wort 
„Vaterland“ ſich in 
fremden Sprachen nicht 
findet. Das genommene und 
bebaute Land iſt daher im 
beſonderen Maße mit dem 
Denken der Frühzeit ver⸗ 
bunden. Die Sippe er⸗ 
ſcheint wie im Strafrecht, 
ſo auch hier als der früheſte 
Rechtsträger. In ihrem Be⸗ 
ſitzt ſteht das Landgut, es 
iſt Geſamteigentum des Ge⸗ 
ſchlechts (das römiſche Recht 
kannte dagegen nur das 
Eigentum der Einzelperſön⸗ 
lichkeit bzw. des Staates, 
aber nicht der Sippe). Von 
hier nimmt die für das 
deutſche Recht ſo bezeich⸗ 
nende Einrichtung des Ge⸗ 
ſamteigentums und der 
Genoſſenſchaft ihren Aus⸗ 
Als rechtliche 


gang. — „ 1 
Bezeichnungen für dieſes WeieE)n 
Familienſtammgut habn : 


wir vor allem zwei: das 
Odal und das Hand⸗ 
gemäl. — Odal iſt ein 
nordiſcher Begriff, der ur⸗ 
ſprünglich Erbgut bedeutete. 
Er bezeichnet eine Eigentumsverfaſſung, die in be⸗ 
ſonders hohem Maße auf das Sippengefüge und 
den Sippengedanken gegründet iſt. Das Erb- 
gut iſt der Sippenhof, mit dem die Überlieferung 
des Geſchlechts, ſeine politiſche Geltung, ſein Götter⸗ 
kult, ſeine wirtſchaftliche Stellung eng verbunden 


iſt. „Wir haben es hier mit germaniſchen ‚Erb- 


höfen“ zu tun, die einer Sippe gehörten, welche auf 
ihnen ihre Ahnenverehrung durchführte: Blut und 
Boden wachſen hier untrennbar und unlöslich zur 
Einheit als „Eigentum“ zuſammen: Das Wort 
Eigentum iſt im germaniſchen Sprachgebrauch die 
Zuſammenfaſſung deſſen, was wir heute in dem 
Begriff „Blut und Boden' zuſammenfaſſen zu einem 


u 
Wort.“ — 


„Reformation des Reiches an Haupt und Glie⸗ 
dern“ war eine Forderung, die zu Beginn des 
16. Jahrhunderts durch das ganze Volk ging. Man 
muß ſich vor Augen halten, daß ſchon damals eine 
totale Erneuerung des deutſchen Lebens und Weſens 
geplant war, mit der ganzen gewaltigen Eindring⸗ 
lichkeit, die ſeither in unſerer Geſchichte nicht mehr 
zur Ruhe kommt und in der Kraft ihrer Sehnſucht 
von keiner ausländiſchen Revolution gekannt wird. 
Deutſche Revolutionen ſind ſeither immer verbor⸗ 
gene Revolutionen des Rechtsbewußtſeins, leiden⸗ 
ſchaftliche Kämpfe um die eigentliche deutſche Lebens⸗ 


ordnung. Dieſen Kern rein zu erhalten, iſt den 
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Das fremde Recht bringt auch artfremde Strafen 
mittelalterliches Gericht in der holzſchranke. Im Hintergrund die verſchiedenen Todesftrafen: 
ö Rädern, Hängen, Pfählen, Ertränken, Enthaupten, Verbrennen 
Holzſchnitt aus: Petrarca's Troſtſpiegel. Augsburg, Steyner, 1539 


Bauern 1525 nicht gelungen. Die Bewegung ver⸗ 
kam in den Händen erbärmlicher Führer, Männer 
wie Florian Geyer mußten der Macht des Nieder⸗ 


trächtigen weichen, und am Ende konnte Luther teil⸗ 


weiſe mit Recht ſeinen berühmten umſtrittenen Brief 
„Wider die aufrühreriſchen und mörderiſchen Rotten 
der Bauern“ verfaſſen. — Die zwölf Artikel der 
Bauern und der große Heilbronner Reichsreform⸗ 
plan von 1525 laſſen jedoch klar erkennen, was ur⸗ 
ſprünglich von den Beſten gewollt war. Der Kampf 
um das deutſche und der Kampf um das göttliche 
Recht, das ſchon der Sachſenſpiegel verkündet, ſind 
unlösbar miteinander verbunden. „Daß man uns 
für Eigenleute (Leibeigene) gehalten hat, was zum 
Erbarmen iſt“ (Art. 3), zeigt den Verfall der alten 
Treueverhältniſſe. Die Forderung nach Rückgabe 
der Allmendgehölze und Gemeindewieſen (Art. 7, 10) 
läßt erkennen, wie der römiſche Eigentumsbegriff 
die Enteignung der Bauern durch die Grundherr— 
ſchaft befördert hatte. „Nichts als Gerechtigkeit 
Gottes“ iſt die Loſung — „daß Deutſchland in 
großer Sünd und Übermut wäre“ die Grundeinſicht 
der Reformer. Erſtaunlich iſt vor allem der Heil⸗ 
bronner Reichsreformplan, obgleich er nie zur an⸗ 
erkannten Zielſetzung erhoben worden iſt. „Weil die 
Doktoren nicht Erbhüter des Rechts, ſondern be⸗ 
zahlte Diener ſind“, ſollen ſie abgeſchafft, das Ge⸗ 
richtsweſen ſoll von Grund auf reformiert werden. 
Die großen Handelsgeſellſchaften der Fugger und 
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Welſer müſſen verschwinden, eine Kapitalhöchſtgrenze 
für alle Geſellſchaften wird in Vorſchlag gebracht. 
Die Bodenzinſen ſollen abgelöſt, die Münze refor⸗ 
miert, eine einheitliche Zentralgewalt unter dem 
Kaiſer gegründet werden: Gedanken, deren nahezu 
unheimlich moderne Frageſtellung nicht nur die Auf⸗ 
gewühltheit der Zeit, ſondern noch mehr die Tiefe 
der deutſchen Problematik ſeit über 400 Jahren 


erkennen läßt. 8 


Das Judentum 
ſteht im alten Recht in einer doppelten 
Fremdheit: religiös — als Feind des 
Chriſtentums — und raſſiſch. Grundſätz⸗ 
lich folgt daraus ſeine völlige Rechtsloſigkeit, ge⸗ 
mildert durch zahlreiche Privilegien und Schutz⸗ 
briefe. Die Juden gelten als „Kammerknechte“ 
des Königs und ſtehen unter Königsfrieden. All 
das aber war Ausnahmerecht, nicht normal, eigent⸗ 
lich „Wider Recht“ (Schwabenſpiegel Art. 214). 


Es konnte jederzeit zurückgenommen werden. Fried⸗ 


loſigkeit, Tötung von Rechts wegen war dann die 
Folge. An dieſem Grundtatbeſtand völliger gegen⸗ 
ſeitiger Fremdheit wird nüchtern und rückſichts⸗ 
los feſtgehalten. Religiöſe Kämpfe, wirtſchaft⸗ 
liche Konkurrenz, ſteuerpolitiſche Überlegungen 
treten verſchärfend hinzu. So iſt es ſelbſtver⸗ 
ſtändlich, daß den Juden die Amtsfähigkeit von 
jeher abgeſprochen wird, und daß ſie nicht Schöffen 
ſein dürfen. Heiraten zwiſchen Juden und 
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Titelblatt der Verkündung eines Landfriedens unter Karl. 
Mainz, J. Schöffer, 1521. Merlo, A. v. Worms 460 
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Chriſten ſind vielfach bei Todesſtrafe 


verboten, oft ſchon der Geſchlechtsver⸗ 
kehr (Schwabenſpiegel Art. 322). Sinngemäß hat 
auch der Jude nach dem Sachſenſpiegel kein Waffen⸗ 
recht. Andererſeits läßt jenes mittelalterliche Ord⸗ 
nungsdenken auch den Juden nach ſeinem eigenen 
Recht — den fünf Büchern Moſis, dem Talmud, 
dem Schulchan Aruch — beurteilt werden, insbeſon⸗ 


dere im Erb⸗ und Familienrecht. Trotzdem iſt dieſe 


Ordnung nicht mit jener genoſſenſchaftlichen Struk⸗ 
tur des Volksrechtes zu verwechſeln, die Alemannen, 
Franken, Römer, Slawen uſw. nach ihrem eigenen 
Rechte leben läßt. Der Jude iſt im mittelalter⸗ 
lichen Recht weder Volks⸗ noch Rechtsgenoſſe, wenn 
er auch nicht geradezu juriſtiſch als Fremder oder — 
im dogmatiſchen Sinne — als Ketzer angeſehen 
wird. Er iſt vielmehr ſchlechthin „anders“, und 
dieſe Andersartigkeit wird feſtgehalten, bis dann 
mit dem Edikt vom 11. März 1812 die Eman⸗ 
zipation des Judentums beginnt und mit dem Bundes⸗ 
geſetz (Norddeutſcher Bund) vom 3. Juli 1869 
(Reichsgeſetz ſeit 16. April 1871) betreffend die 
Gleichberechtigung der Konfeſſionen im liberalen 
Staat vollendet wird. Erg. 


Den großen Unterſchied zwiſchen materialiſti⸗ 
ſchem und deutſchem Rechtsdenken ſehen wir auch in 
hervorragender Weiſe in der Entwicklung des 
Arbeitsrechts. 


Das Arbeitsrecht 


iſt im Gegenſatz zu dem auf Beſitz (Vermögen) 
aufbauenden, im BGB. verkörperten Privat⸗ 
recht das den Belangen des ſchaffenden Volkes 
dienende, die Arbeit in den Mittelpunkt ſtellende 
Recht. Im urſprünglichen römiſchen Recht 
fehlte der Arbeitsvertrag; denn der Sklave, der 
allein arbeitete, war Rechtsobjekt: der Herr konnte 
frei über ihn verfügen. Erſt im ſpäten Rom 
kam in den freien Berufen die Regelung des 
Arbeitsvertrages im Sinne eines ſchuldrechtlichen 
Vertrages auf. Zur Zeit des Kaiſers Auguſtus 


hat der römiſche Rechtslehrer Marcus Antiſtius 


Labeo den das Lohnarbeitsverhältnis zum Aus⸗ 
druck bringenden Dienſtvertrag von dem den 
handwerklichen ſowie bäuerlichen Arbeitsvertrag 
kennzeichnenden Werkvertrag, bei dem Arbeit und 
Kapital eine Einheit bilden, begrifflich ſcharf ge⸗ 
ſchieden und damit zum erſten Male den ſozialen 
Unterſchied zwiſchen unſelbſtändigem Lohnarbeiter 
und ſelbſtändigen, nicht nur über ſeine Arbeits⸗ 
kraft, ſondern auch über die Produktionsmittel 
frei. verfügenden Werker zum Ausdruck gebracht. 
Im deutſchen Recht wurde das Arbeitsverhältnis 
urſprünglich in erſter Linie als Treue verhältnis, 
als Treudienſtvertrag aufgefaßt, alſo nicht als 


ein Schuldvertrag im römiſch⸗rechtlichen Verhält⸗ 


nis. Verbundenheit in der Gemeinſchaft bildete 
die Grundlage. Grundpflicht war die gegenſeitige 
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Treue. Erſt die Rezeption (Aufnahme) des 
römiſchen Rechts im 15. Jahrhundert führte im 
Zeichen des Vordringens der Geldwirtſchaft auch in 
das deutſche Rechtsleben die ſtreng rational gedach⸗ 
ten ſchuldrechtlichen Beziehungen zwiſchen Leiſtung 
und Gegenleiſtung ein, ſo daß das treuhände⸗ 
riſche Arbeitsverhältnis immer mehr ſchuldrechtlich 
als Arbeitsvertrag aufgefaßt wurde. 

Das individualiſtiſch⸗liberaliſtiſche 
Recht ſchuf den freien Arbeitsvertrag, fußend auf 
der Überzeugung, daß auch die Arbeitsverhältniffe 
im Betriebe dann am beſten geregelt ſind, wenn die 
Menſchen einzeln untereinander vertraglich die 
Rechtsbedingungen vereinbaren. In dieſem Sinne 


kennt das deutſche BGB. nur den Werk⸗ und den 


für die Arbeitnehmer geltenden Dienſtvertrag. 
Die ſoziale Entwicklung im 19. Jahrh. hat gelehrt, 
daß der Liberalismus den Arbeiter durch den freien 
Arbeitsvertrag zwar rechtlich frei gemacht hat, daß 
die Arbeiter aber im Zeichen großbetrieblich⸗indu⸗ 
ſtrieller Geſtaltung der Arbeitsverhältniſſe wirt⸗ 
ſchaftlich immer unfreier wurden und ſich gezwungen 
ſahen, ihre ſoziale Stellung durch Zuſammenſchluß 
zu ſtärken. Die den Koalitionen (Intereſſen⸗ 
zuſammenſchlüſſe) der Arbeitnehmer (Gewerkſchaf⸗ 
ten) und der Arbeitgeber (Arbeitgeberverbände) ent⸗ 
ſprechende Form des Arbeitsvertrages wurde der 
Tarifvertrag. (Die liberaliſtiſche Zeit betrachtete 
die Arbeit als Ware, und bei einer ſolchen Geſin⸗ 
nung war es natürlich, daß der Arbeiter gezwungen 
war, ſich zum Schutz gegen Ausbeutung durch den 
wirtſchaftlich Stärkeren zuſammenzuſchließen.) Als 
Kollektionormenvertrag war er ein Vertrag, bei 
dem mindeſtens auf Arbeitnehmerſeite ein Kollek⸗ 
tivum (Intereſſenverband) ſtehen mußte, und der 
die Normen (rechtliche Bedingungen) für zukünf⸗ 
tige Verträge enthielt. Im Tarifvertrag wurde der 
Gegenſatz von Kapital und Arbeit zum ſozialorga⸗ 
niſatoriſchen Prinzip erhoben. Der Schwerpunkt 
der Auseinanderſetzung über die Lohnbedingungen 
wurde in die Verbände verlegt, der kollektiven 
Parteivereinbarung überlaſſen. In Schlichtungs⸗ 
verfahren griff der Staat nur ein, ſofern die Ver⸗ 
bände ſich nicht einigen konnten. Unter dem Deck⸗ 
mantel der liberaliſtiſch aufgezogenen Parteivereini- 
gung hatte der Klaſſenkampfgedanke eine Form des 
Arbeitsvertrages gefunden, mit deſſen Hilfe die 
Machtkämpfe zwiſchen den Intereſſenten unbehelligt 
weiter ausgetragen werden konnten. 

Der ſchwerſte Mangel des kollektiviſtiſchen Ar⸗ 
beitsrechtes lag darin, daß es auf dem Gedanken 
der „ſozialen Gegenſpieler“ aufbaute, die Klaſſen⸗ 
kampfidee zu verewigen ſuchte und letzthin von dem 
Vorrecht der Maſſe gegenüber der Perſönlichkeit 
ausging. Es machte den Betrieb zur vorderſten 
Front des ſozialen Kampfes. Ihm fehlte die Ein⸗ 
ſicht, daß auch im betrieblichen Arbeitsleben Auto⸗ 
rität zu herrſchen hat, und daß ſich das Leben im 
Betriebe finngemäß nur auf Gemeinſchaft aufbauen 
kann. 
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Der nationalſozialiſtiſche Staat hat das Schwer⸗ 
gewicht der Lohnfindung wieder in den Betrieb ver⸗ 
legt und die vom Treuhänder der Arbeit als Ver⸗ 
treter des Staates erlaſſene Tarifordnung geſchaf⸗ 
fen. Die Arbeitsverhältniſſe im Betriebe ſind im 
Dienſte der Gemeinſchaftsidee durch das Geſetz zur 
Ordnung der nationalen Arbeit am 20. Januar 
1934 geregelt worden. Sozialpolitiſch und arbeits⸗ 
rechtlich wird auf der konkreten Einheit, d. h. dem 
Betriebe, aufgebaut. 

Die Betriebsgemeinſchaft iſt politiſch und ſozial 
das Organ, mit deſſen Hilfe der Nationalſozialis⸗ 
mus ſeine Ziele auf dem Gebiete des Arbeitslebens 
verfolgt. 1 

Eine Betriebsgemeinſchaft iſt aber 
nur in einem völkiſchen Staate möglich, 
da ſie eine Gemeinſchaft vorausſetzt, in 
der Betriebsführer und Gefolgſchaft 
Genoſſen desſelben Blutes und damit 
derſelben Ehre ſind. Hier ſehen wir mit am 
beſten den Begriffswandel, der auf allen Lebens⸗ 
gebieten durch das Wirken der Partei Platz ge⸗ 
griffen hat. Jetzt ſtehen ſich nicht mehr Inter⸗ 
eſſengruppen gegenüber, ſondern Betriebsführer 
und Gefolgſchaft bilden die Deutſche Arbeitsfront. 


| — 
Ein Mann — ein Wort | 


Im germaniſchen Volksrecht hatte das Wort 
rechtſchöpfende Kraft. Der Germane verließ ſich 
auf das Wort ſeines Thinggenoſſen. Das Wort 
war mit Selbſtverſtändlichkeit Ehrenwort. Und 
erſt ein Eid! Thinggenoſſenſchaft war Vertrauens⸗ 
genoſſenſchaft. So war es im germaniſchen Volks⸗ 
recht möglich, daß ein Angeklagter allein durch 
ſein Wort freikommen konnte. Es beſaß die 
dem „modernen“ ſtädtiſchen Menſchen, der in einer 
Atmoſphäre des Mißtrauens groß wurde, ſo un⸗ 
verſtändliche Rechtsform des Reinigungseides. Der 
Reinigungseid bedeutete im Grunde nichts anderes, 
als daß der angeklagte Mann ſein Wort gab, daß 
er unſchuldig ſei. Und das allein vermochte ihm die 
Freiheit zu geben. Welche Kraft hat dieſes 
Wort! In der juriſtiſchen Prozeßſtube iſt das 
anders. Da nutzt das Beteuern der Unſchuld nicht 
allzuviel. Und das iſt nicht verwunderlich; denn 
Rechtsformen, die eine echte volksgenoſſenſchaftliche 
Ordnung zur ſelbſtverſtändlichen Vorausſetzung 
haben, ſind dort unangemeſſen, wo juriſtiſche Atmo⸗ 
ſphäre des Mißtrauens herrſcht, die uns die jüdiſche 
und weſtliche Welt brachte. 8 

Nur dort, wo die Werte des Charakters gelten, 
iſt das Wort der Menſchen wahr und zuverläſſig 
und nur dort iſt es möglich ihm rechtſchöpfende 
Kraft zuzubilligen. Wichtiger als gute Prozeß⸗ 
ordnung iſt für ein Volk, daß in ihm Wort ge⸗ 
halten wird, und dies muß vor allem für das 
deutſche Volk gelten, denn in ihm iſt das Sprich⸗ 
wort „Ein Mann — ein Wort“ geboren worden. 
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Politiſche Donaureiſe 


Briefe zur Geopolitik des Züdoſtraumes 
von Karl Springenſchmid d. Bien 


| Liebe Kameraden! | 
Melk! das ſtolze Stift ift wohl eines der herr⸗ 
lichſten Bauwerke in deutſchen Landen. Auf ſteilem 
Felſen, hoch über dem Strome ragt es auf, weithin 
das Land beherrſchend. Man kann es verſtehen, daß 


„n 


5 1 
— — 


* a 


Napoleon auf feinem Zuge nach Wien mehr noch 
als von der Schönheit von der ſtrategiſchen Lage 
dieſes einzigartigen Kirchenſchloſſes begeiſtert war. 
Im Schickſal dieſes Stiftes ſpiegelt ſich getreu das 
Schickſal des ganzen Landes wider: 976, alſo vor 


Gſterreich- Ungarn war die Hauptſtütze der 
katholiſchen Kirche. Zwei Drittel aller Einwohner der 
Donaumonarchie waren katholiſch, nämlich der größte Teil 
der deutſchen und Madjaren, ferner die Slowenen, 
Kroaten, Slowaken, Tſchechen und Polen. Die 
Kirche war mit Habsburg aufs engſte verbündet. 
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nahezu tauſend Jahren, als es noch darauf ankam, 
das Land gegen den Anſturm feindlicher Oſtvölker 
zu verteidigen, ſtand hier eine Trutzburg der deut⸗ 
ſchen Bauern. Dann, im Jahre 1080, als die Front 
des kämpfenden Volkes ſchon weiter die Donau hin⸗ 
abgerückt war, zogen die Benediktiner ein, denen 
es weniger um den Kampf mit feindlichen Völkern 
als um die Bekehrung dieſer im Grunde noch immer 
germaniſch⸗heidniſchen Bauern zu tun war. Die 
Kirche fühlte ſich wohl in dieſem Lande. 1736 ent⸗ 
ſtand der kühne Prunkbau des Stiftes als Ausdruck 
der triumphierenden Kirche. Wie hat es die Kirche 
in dieſem Lande ſo trefflich verſtanden, alle beherr⸗ 
ſchenden Punkte der Landſchaft mit ihren Baulich⸗ 
keiten zu ſchmücken! Drüben, das altgermaniſche 
Heiligtum auf dem ſteilen Uferberge, wo heute noch 
wie vor tauſend Jahren am Oſtermontag die Bauern 
des Landes unter der mächtigen Eiche zuſammen⸗ 
treten, iſt zum frommen Gnadenort „Maria Ta⸗ 
ferl“ geworden. Von den Vorbergen der Alpen her 
grüßt, weithin ſichtbar, der Sonntagsberg, einſt 
eine heidniſche Kultſtätte, nun ein beliebter Wall⸗ 
fahrtsort, und dahinter liegt das „Wunder“ von 
Maria Zell. Die Klöſter und Stifte, die dem 
Bauern mehr Sorge als Troſt bereiteten, ſind, 
vom Acker aus geſehen, die großen Zeugen kirch⸗ 
licher Macht, ob der Bauer nun, wie noch vor 
hundert Jahren, unmittelbar der Kirche zinſte und 
fronte oder, wie ſpäter dann, auf dem Umwege 
über eine „chriſtliche“ Regierung. | 


Wo wenig zu holen ift, fehlen die Klöfter. Den 
Rittern, die im engen Donautal der Wachau auf 
den kecken Felsburgen ſaßen, ging es nicht ſo gut 
wie den reichen Stiftsherren von Melk oder Gött- 
weig, denen die Donau dort lieber war, wo ſie durch 
zinspflichtiges Ackerland floß. Darum auch haben 
die Stifte alle Zeiten überdauert, während die Bur⸗ 
gen der Ritter längſt in Trümmer liegen: Agg⸗ 
ſtein, wo die gefürchteten Kuenringer hauſten, die 
Kaiſern und Königen den Strom ſperrten, Dürrn⸗ 
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Dürrnſtein 


ſtein, wo einſt der Herzog von Oſterreich den König 
von England, Richard Löwenherz, gefangenhielt, 
ein Zeichen dafür, wie ſtolz und ſelbſtſicher dieſes 
Land ſich fühlte. 


Dieſes Talſtück der Donau, die Wachau, iſt wohl 
die ſchönſte deutſche Stromlandſchaft überhaupt. Un⸗ 
mittelbar ſpricht hier die große Geſchichte des Landes 
zu uns: die Burgen auf ſteilem Fels, die engen 
Dörfer, in die Bergfalten gedrängt, voll ſtolzer, 
geſchichtlicher Erinnerungen. 


Gerade hier wird uns beſonders ſichtbar: Wie 
der Rhein ſollte auch die Donau der „Strom der 
Kirche“ werden. Es kam dann darauf an, die 
Völker des geſamten Donauraumes für ſich zu ge⸗ 
winnen. Darum legte die Kirche früh genug und 
ſchwer ihre Hand auf die Donau: Regensburg 
und Paſſau bildeten die Ausgangsſtellung, In⸗ 
golſtadt blieb dazu im Rückhalt, Linz, Wien 
wurden die weiteren Stufen des Weges, ergänzt 
durch die ununterbrochene Reihe der Klöſter, Stifte, 


Wallfahrtsſtätten, die den Strom hinabziehen. Es 
gelang, die Madjaren zuchriſtianiſieren. Der Vor⸗ 
ſtoß des Iſlam (1529, 1683) bedrohte die Stel⸗ 2 


lung der Kirche im Donauraum. Doch ſchon in den 


Der „‚Chriſtliche Ständeſtaat“ Gſterreich war 
nur mehr der durch den Zwangsvertrag von Saint Ger⸗ 
main übrig gebliebene Teil der Habsburgermonarchie. 
Trotzdem ſollte dieſes Reſtöſterreich der Ausgangspunkt 
für einen neuen katholiſchen Donauſtaat werden. Jedoch 
überall ſtand das Volkstum als ſtärkere Kraft auf, wie das 
im Schulungsbrief 10 / 37 „Volkstum wider Habsburg“ 
| behandelt wurde 


burger wieder ins Land geholt. Doch ihr Bemühen 
reichte nur zur Bildung eines ſogenannten „Chriſt⸗ 
lichen Ständeſtaates“. Dieſes kirchliche Experiment 
aber genügte vollauf, um dem „katholiſchen Volke 
von Oſterreich“ zu zeigen, wohin kirchliche Politik 
führt. Galgen und Folter, Zuchthaus und Kerker, 
das geſamte mittelalterliche Inſtrumentarium der 
Kirche, wurde in jenen Jahren wieder eingeſetzt. Die 
Erinnerung an dieſe harte, aber heilſame Zeit iſt 
im ganzen Lande noch lebendig. Das Zuchthaus in 
Stein, das wir im Anſchluß an die Wachaufahrt 


Kämpfen gegen die Türken zeigte ſich die zwieſpäl⸗ 


tige Haltung der Kirche: Einerſeits ſtand ſie zu 
jenem tapferen Entſatzheer, das die belagerte Stadt 
Wien befreite (1683), anderſeits aber war es ihr 
ſehr willkommen, daß gleichzeitig der „allerchriſt⸗ 
lichſte“ König, Ludwig XIV. von Frankreich, ins 
Elſaß einfiel und Straßburg raubte (1681), damit 
der Kaiſer nicht zu mächtig würde. Die Habsburger 
brauchten die Kirche, um die auseinanderſtrebenden 
Völker ihres Reiches zuſammenzuhalten. Von den 
54 Millionen Einwohnern Oſterreich⸗Ungarns waren 
35 Millionen katholiſch. Die Kirche wußte dieſe Stel⸗ 
lung vortrefflich auszunützen. Als der Habsburgerſtaat 
zerfiel, verlor die Kirche ihre mächtigſte Stütze. All⸗ 
zugerne hätten die öſterreichiſchen Biſchöfe die Habs⸗ 
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Zuchthaus in Stein 


beſuchen, iſt auch ein „chriſtliches Denkmal“ beſon⸗ 
derer Art. Hier hat die Regierung Schuſchnigg 
Tauſende von Männern eingekerkert, deren einziges 
Verbrechen es war, an Adolf Hitler zu glauben. 
Doch das Land iſt erwacht. Die „kirchliche“ Donau 
iſt wieder ein deutſcher Strom geworden. 


2 


A. HIMSTEDT? 


Das Programm 
der Sd A p. wird erfüllt 


Punkt 12: „Im Hinblick auf die ungeheuren 
Opfer an Gut und Blut, die jeder Krieg vom 
Volke fordert, muß die perſönliche Bereicherung 
durch den Krieg als Verbrechen am Volke be⸗ 
zeichnet werden. Wir fordern daher reſtloſe 
Einziehung aller Kriegsgewinne.“ (Heute wird 
jede Spekulation ſchärfſtens bekämpft.) 


Punkt 18: „Wir fordern den rückſichtsloſen 


Kampf gegen diejenigen, die durch ihre Tätig⸗ 
keit das Gemeinintereſſe ſchädigen. Gemeine 
Volks verbrecher, Wucherer, Schieber uſw. find 
mit dem Tode zu beſtrafen, ohne Rückſichtnahme 
auf Konfeſſion und Raſſe.“ (Durch entſprechende 
Geſetze bereits verwirklicht.) | 

Punkt 19: „Wir fordern Erſatz für das der 
materialiſtiſchen Weltordnung dienende römiſche 
Recht durch ein deutſches Gemeinrecht.“ (In der 
nationalſozialiſtiſchen Geſetzgebung heute ſchon 
wirkſam. Durch die umfaſſende nationalſozia⸗ 
liſtiſche Rechtserneuerung vor der baldigen end⸗ 
gültigen Verwirklichung.) 


Rückſichtsloſer Kampf gegen gemeine Volks⸗ 
| verbrecher | 
4. Februar 1933: Verordnung des Reichs⸗ 


präſidenten zum Schutze des geſamten deutſchen 
Volkes. 


28. Februar 1933: Verordnung des Reichs⸗ 


präſidenten zum Schutze von Volk und Staat, 
welche Artikel 48 Abſ. 2 der Verfaſſung außer 
Kraft ſetzt, einen nichtmilitäriſchen Ausnahme⸗ 
zuſtand ſchafft, die Strafvorſchriften gegen Lan⸗ 
desverrat verſchärft und die Todesſtrafe u. a. 
für ſchwere Brandſtiftung, Hochverrat und ge⸗ 
wiſſe Terror verbrechen zuläßt. 

21. März 1933: Verordnung zur Abwehr 
heimtückiſcher Angriffe gegen die Regierung der 
nationalen Erhebung. 

29. März 1933: Geſetz über die Verhängung 
und den Vollzug der Todesſtrafe, die ſogenannte 
„Lex van der Lubbe“, welche die Verordnung vom 
28. Februar 1933 auf Taten, die zwiſchen dem 

31. Januar und 28. Februar 1934 begangen 
ſind, ausdehnt und die Todesſtrafe außer durch 
Enthauptung auch durch Erhängen zuläßt. 

4. April 1933: Geſetz zur Abwehr politiſcher 
Gewalttaten, welches das Anwendungsgebiet 
der Todesſtrafe bei Terrorakten (Bombenwer⸗ 
fen uſw.) erweitert. 

26. April 1933: Geſetz über die Schaffung des 
geheimen Staatspolizeiamtes. . 

26. Mai 1933: Geſetz zur Abänderung jtraf- 
rechtlicher Vorſchriften über Verſchärfung der 
Strafen bei Untreue und Betrug, Mißhandlung 
von Wehrloſen, Kindern und Tieren. Be⸗ 
ſtrafung bei öffentlicher Ankündigung von Ab⸗ 
treibungsmitteln. | 7 | 

14. Juli 1933: Geſetz über die Einziehung 
volks⸗ und ſtaatsfeindlichen Vermögens. 

7. Auguſt 1933: Ein Geſetz beſeitigt die Miß⸗ 
ſtände im Verſteigerungsweſen. 
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18. Oktober 1933: Geſetz zur Gewährleiſtung 


des Nechtsfriedens. Es erhöht den Schutz für 


die Träger der nationalſozialiſtiſchen Bewegung 
und die ſtaatlichen Organe (Amtswalter, Rich⸗ 
ter, Schöffen, Geſchworene, Staatsanwälte, 
Polizeibeamte, Wehrmachtsangehörige, Zeugen, 
Sachverſtändige) und beſtraft Umſturzbeſtre⸗ 
bungen vom Auslande her ſowie die Einfuhr 
ſtaatsgefährlicher Druckſchriften. a | 
24. November 1933: Geſetz gegen gefährliche 
Gewohnheitsverbrecher und über Maßregeln 
der Sicherſtellung und Beſſerung nebſt Aus⸗ 


führungsgeſetz, welches die Bekämpfung der Ge⸗ 


wohnheits verbrecher, der gefährlichen Sittlich⸗ 
keits⸗, der geiſteskranken Verbrecher, der Trin⸗ 
ker, Süchtigen und Aſozialen zum Gegenſtand 


at. 

24. April 1934: Geſetz zur Anderung von 
Vorſchriften des Strafrechts und des Straf⸗ 
verfahrens bringt eine Neufaſſung der ſtraf⸗ 
rechtlichen Beſtimmungen gegen Hoch⸗ und Lan⸗ 
desverrat und der für ihre Verfolgung gelten⸗ 
den beſonderen Verfahrensvorſchriften vor dem 
Volksgerichtshof. Hierbei iſt das Geſetz gegen 
den Verrat militäriſcher Geheimniſſe vom 
3. Juni 1914 mit eingearbeitet und aufgehoben. 

Schaffung eines Volksgerichtshofes in Berlin 
aus Aburteilung von Hoch⸗ und Landesver⸗ 
rätern. | 


20. Dezember 1934: Geje gegen heimtückiſche 


Angriffe auf Staat und Partei und zum Schutz 


der Parteiuniformen. | 

10. Februar 1936: Geſetz über die Geheime 
Staatspolizei. 

26. Juni 1936: Geſetz zur Anderung des 
Strafgeſetzbuches, nach welchem ein erweiterter 


Schutz gegen Wehrmittelbeſchädigung geſchaffen 


wird. In ihm wird unter anderem mit Strafe 
bedroht (Söchſtſtrafe: Todesſtrafe), wer wiſſent⸗ 
lich ein Wehrmittel oder eine der Landes⸗ 
verteidigung dienende Einrichtung fehlerhaft 
herſtellt oder liefert. — Wucheriſche und be⸗ 
trügeriſche Kriegslieferungen haben im Dritten 
Reich ausgeſpielt. | 

24. November 1936: Geſetz gegen gefährliche 
Gewohnheitsverbrecher und Sitttlichkeitsver⸗ 
brecher. Dieſes Geſetz gewährleiſtet die Be⸗ 
wahrung der Volksgemeinſchaft vor den minder⸗ 
wertigſten und gefährlichſten Elementen. U. a. 
ſieht es folgende Maßnahmen vor: 

1. Die Unterbringung in einer Heil⸗ und 


Pflegeanſtalt. 


2. Die Unterbringung in einer Trinkerheil⸗ 
anſtalt oder Entziehungsanſtalt. 

3. Die Unterbringung in einem Arbeitshaus. 

4. Die Sicherungsverwahrung. 


5. Die Entmannung (Kaſtration, nicht Steri⸗ 


liſation!). 
6. Die Unterſagung der Berufsausübung. 
7. Die Reichsverweiſung. | 
Beſonders durch die Sicherungsverwahrung 
iſt die Möglichkeit geſchaffen, unſer Volk für 
immer vor Gewohnheitsverbrechern zu ſchützen. 
1. Dezember 1936: Geſetz über Wirtſchafts⸗ 
ſabotage, Todesſtrafe als Höchſtſtrafe für wirt⸗ 
— Landesverräter, z. B. Deviſenſchie⸗ 
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Juftiz.deruße Acht aus Ehre, 
Trg erſuchungsaus⸗ 
jüdiſchem Haß: 


em Wege zur 


* 
9 


“ * AR, 8 


— — 
Ludendorff, Deutſchlands öfter Feloͤherr, auf der 
Anklagebonk im hitlerprozeß 1924. 


Ein Jude ſollte das Strafrecht reformieren. 
Dr. Ludwig Ebermayer wurde von der Syſtemregierung 


zum Reichskommiſſar für Strafrechtsreform eingeſetzt. 


„Mögen Sie uns 
tauſenoͤmal ſchul⸗ 
oͤig ſprechen, die 
Göttin des ewi⸗ 
gen Gerichts der 
Geſchichte wird 
lächelnd den An⸗ 
trag oͤes Staats⸗ 
anwalts und das 
Urteil oͤes Ge⸗ 
richts zerreißen; 
denn fie ſpricht 
uns frei.“ 


Aus dem Schlußwort 
des Führers vor dem 


Reichsgericht 1924 


— 


Oben: 


Die Syſtem⸗Juſtiz von Weimar konnte des 
Führers Weg nicht aufhalten. Adolf Hitler 
verläßt das Reichsgericht anläßlich des Ulmer 


Reichswehrprozeſſes (25.9.1930) ſichtlich als 
Überwinder der damals gegen ihn aus⸗ 
gelegten Paragraphenſchlingen. 


Rechts: 
Als Dank und Zeichen überſtrömender Freude 
ſchenkte die Stadt Brünn am 17.3.1939 
dem Führer die älteſte Hanöſchrift des hier 
1305 geſchriebenen „Schöffengerichts“. 
Es iſt das neben dem „Sachſenſpiegel“ und 
dem, Mühlhäufer Reichsrecht“ grundlegende 
Werk germaniſcher Rechtsgebung. 
Der Führer nahm den koſtbaren Lederband 
dankend entgegen und gab ihn nach feiner 
Betrachtung zurück: 
„Was Sechs Jahrhunderte in Ihren 
Mauern bewahrt wurde, das Joll 
auch fernerhin in ihnen bleiben.“ 
Der Führer am 17. 3. 1939 in Brünn. 


23. Dezember 1936: Ein Geſetz über Abwer⸗ 
tungsgewinne erfaßt in den Deviſenſtellen alle 
Abwertungsgewinne, die inländiſchen Schuld⸗ 
nern von Verbindlichkeiten aus dem Kapital⸗ 
verkehr infolge der Abwertung ausländiſcher 
Währungen zufallen, für allgemein wirtſchaft⸗ 
liche Zwecke. 8 b 

Dieſes Geſetz entſpricht dem Grundſatz des 
Nationalſozialismus, jede ungerechtfertigte Be⸗ 
reicherung des einzelnen auf Grund von Um⸗ 
ſtänden, die für die Geſamtheit von Nachteil 
ſind, zu verhindern. 

5. November 1937: Das Geſetz über erbrecht⸗ 
liche Beſchränkungen wegen gemeinſchafts⸗ 
widrigen Verhaltens ſieht vor, daß Ausgebür⸗ 


gerte (Emigranten) aus dem Nachlaß eines 


deutſchen Staatsangehörigen nicht erben können. 
Gleichfalls ſind Schenkungen, auch von Todes 
wegen, unzuläſſig. Kan. 

23. April 1938: Enteignung der jüdiſchen 
Familie Alfons Rothſchild (bis dahin in Sſter⸗ 
reich), welche durch typiſch jüdiſche Gaunereien 
beſonders in der Nachkriegszeit ſich unrecht⸗ 
näbig in den Beſitz großer Vermögen geſetzt 

.. 


21. November 1938: Verordnung über ſo⸗ 
fortige Aburteilung von Gangſterverbrechern vor 
Sondergerichten. | 

Ferner: Auch in der Wirtſchaft iſt heute nie⸗ 
mand mehr „Einzel“ ⸗ Unternehmer, ſondern ver⸗ 
antwortlich gegenüber dem großen Ganzen. Auch 
der Wirtſchaftsführer iſt im Falle eines Krieges 


in erſter Linie Soldat wie jeder andere auch. 


(Die bereits 1936 vom Führer ergangene An⸗ 
ordnung über die Bildung eines Wehrwirt⸗ 
ſchafts⸗Führerkorps — 1937 erfolgte die erſte 
Ernennung von Wehrwirtſchaftsführern — 
trägt dem vollauf Rechnung.) Das Wohl des 
Volkes hat auch bei ihm vor ſeinem perſönlichen 
Intereſſe zu ſtehen. Alle ſind nach dem Wort 
ze „Arbeitsbeauftragte des deutſchen 
olkes“. 


Der Nationalſozialismus duldet auch niemals, 

daß das jüdiſche Gaunergebaren nach Ausſchal⸗ 
tung des Judentums von ſog. „weißen Juden“ 
weiter betrieben wird. So erfolgte z. B. nach 
der letzten großen Entjudungsaktion am Ende 
1938 auch ſofort ein Erlaß, daß alle Entjudungs⸗ 
gewinne grundſätzlich dem Reich und nicht einem 
einzelnen zufließen. 


Aufbau der neuen Rechtsordnung 


11. Oktober 1928: Aufruf des Führers zur 


Gründung des Bundes Nationalſozialiſtiſcher 
Deutſcher Juriſten unter dem Parteigenoſſen 
und Rechtsanwalt Dr. Hans Frank. (Nach der 
Machtübernahme: NS.⸗Rechtswahrerbund.) 


20. November 1930: Gründung des Reichs⸗ 
rechtsamtes der NSDAP. unter Reichsleiter 
Dr. Hans Frank, dem heutigen Reichsrechts⸗ 
führer und Reichskommiſſar für die Juſtiz -(jeit 
22. 4. 1933). 

20. Mai 1933: Vildung der einheitlichen 
deutſchen Rechtsfront durch Erklärung des 
Führers, unter Führung des Bundes National: 
ſozialiſtiſcher Deutſcher Juriſten. 
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26. Juni 1933: Gründung der Akademie für 
Deutſches Recht. 

27. Oktober 1933: Einführung der Wahr⸗ 
heitspflicht im Zivilprozeß. f 

16. Februar 1934: Das erſte Geſetz zur Über⸗ 
leitung der Rechtspflege auf das Reich beſtimmt: 
Sämtliche Gerichte ſprechen im Namen des deut⸗ 
ſchen Volkes, Amneſtierungen können nur durch 
Reichsgeſetz erlaſſen werden; notarielle Urkun⸗ 
2 haben im geſamten Reichsgebiet Wirkſam⸗ 

eit. 5 

17. Februar 1934: Richtlinien für die Partei⸗ 
gerichte der NSDAP. 

11. Juli 1934: Geſetz über die Akademie für 
Deutſches Recht. 

13. Dezember 1934: Als Beiſpiel für die natio⸗ 
nalſozialiſtiſche Rechtsauffaſſung ſtellt das „Voll⸗ 
ſtreckungsmißbrauch⸗Geſetz“ die Beſtimmung 
auf, daß ein Gläubiger nicht vollſtrecken darß, 


wenn dieſe Vollſtreckung eine gegen das geſunde 


Volksempfinden verſtoßende Härte und damit 
einen Vollſtreckungsmißbrauch darſtellt. 


28. Juni 1935: Geſetz zur Anderung des 
Strafgeſetzbuches. Es gewährt dem Richter eine 
freiere Stellung bei der Rechtsſchöpſung durch 
entſprechende Anwendung der Strafgeſetze. Er⸗ 
gibt 3.8. die Hauptverhandlung, daß der An⸗ 
geklagte eine Tat begangen hat, die nach ge⸗ 
ſundem Volksempfinden Beſtrafung verdient, 
die aber im Geſetz nicht für ſtrafbar erklärt iſt, 
ſo hat das Gericht zu prüfen, ob auf die Tat 
der Grundgedanke eines Strafgeſetzes zutrifft 
und ob durch entſprechende Anwendung dieſes 
Strafgeſetzes der Gerechtigkeit zum Siege ver⸗ 
holfen werden kann. | 

Das Geje zur Anderung des Strafgeſetz⸗ 
buches beſeitigt alſo die liberaliſtiſche Einſtel⸗ 
lung „Keine Strafe ohne geſetzliche Strafan⸗ 
drohung“ und ſtellt den nationalſozialiſtiſchen 
Grundſatz auf: „Kein Verbrechen ohne Strafe.“ 


5. November 1936: Bekanntgabe des Ent⸗ 
wurfes des neuen Strafgeſetzbuches, in deſſen 
Vorſpruch es heißt: 

„Das geſunde Empfinden des Volkes für Recht 
und Unrecht beſtimmt Inhalt und Anwendung 
des Strafrechts. Sühne für Unrecht, Schutz des 
Volkes, Feſtigung des Willens zur Gemeinſchaft 
ſind Sinn und Zweck des Strafrechts. Ehre und 
Treue, Naſſe und Erbgut, Wehrhaftigkeit und 
Arbeitskraft, Zucht und Ordnung zu wahren, 
iſt ſeine Aufgabe. 

Das Bekenntnis „Gemeinnutz geht vor Eigen⸗ 
nutz“ gibt ihm die Prägung. In dieſem Geiſt 
iſt das Geſetz geſchaffen, in dieſem Geiſt ſoll Recht 
geſprochen werden von berufenen Richtern, die 
als Wahrer der Gerechtigkeit dem deutſchen 
Volke dienen.“ 


13. März 1937: Die Ehrengerichtsordnung des 
NS.⸗Rechtswahrerbundes gibt die Handhabe, 
alle unwürdigen Rechtswahrer aus den Reihen 
dieſes wichtigen Standes auszuſchalten. 


Seit der Machtübernahme zeigen alle Geſetze 
und Maßnahmen des nationalſozialiſtiſchen 
Staates die neuen Geſichtszüge des deutſchen 
Rechtsdenkens, das mit einer überzeugenden 
Folgerichtigkeit nach und nach in die Tat um⸗ 
geſetzt wird. 
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Fragen und Antworten 


Frage: Welche Abzeichen der NESDAB., ihrer Gliede⸗ 
rungen und angeſchloſſenen Verbände dürfen zur Dienſt⸗ 
kleidung der Beamten (Beamtenuniform) getragen werden? 

Antwort: Zur Dienſtkleidung können die nachſtehend an⸗ 
geführten Ehrenzeichen der nationalſozialiſtiſchen Bewegung 
getragen werden: 

1. das Koburger Abzeichen, 

2. das Nürnberger Parteitanabzeichen 1929, a 

3. das Abzeichen vom SA.⸗Treffen Braunſchweig 1931, 
4. das Goldene Ehrenzeichen der NSDAP, 

5. der Blutorden vom 9. November 1923, 

6. die Traditionsgauabzeichen, 

7. das Goldene Hitler⸗Jugend⸗Abzeichen. 

Träger des Goldenen Ehrenzeichens der NSDAP. dürfen 
neben dieſem ein Traditionsgauabzeichen nicht tragen. 

Von Inhabern mehrerer Traditionsgauabzeichen darf 


zu gleicher Zeit nur eines getragen werden. 


Es ſteht ihnen jedoch frei, an Stelle des Goldenen 
Ehrenzeichens der NSDAP. ein Traditionsgauabzeichen zu 
tragen. * 

Das Parteiabzeichen kann entweder auf dem zur Dienſt⸗ 
kleidung gehörenden Binder unterhalb des Knotens oder auf 
der linken Bruſttaſche (ſoweit nicht vorhanden, an der ent⸗ 
ſprechenden Stelle des Uniformrockes) getragen werden. 

Die Abzeichen der Gliederungen und angeſchloſſenen Ver⸗ 
bände der NSDAP. dürfen nur bei Veranſtaltungen dieſer 
Einheiten zur Dienſtkleidung getragen werden. 

Von den zugelaſſenen Sportehrenzeichen dürfen gleich⸗ 
zeitig nicht mehr als zwei getragen werden. 

Vollziehungsbeamten und Polizei⸗Vollzugsbeamten im 
Sinne des Deutſchen⸗Polizei⸗Beamtengeſetzes iſt in Aus⸗ 
übung ihres Dienſtes das Tragen der unter 1 bis 7 an⸗ 
geführten Ehrenzeichen der NSDAp., ferner des Partei⸗ 
abzeichens oder der Abzeichen der Gliederungen und der an⸗ 
geſchloſſenen Verbände der NSDAP. verboten. 


Frage: Welche Aufgaben vertritt das Reichsamt für 
Agrarpolitik? 

Antwort: Als parteiamtliche Dienſtſtelle der Reichs⸗ 
leitung der NSDAP. unterrichtet und berät das Reichsamt 
für Agrarpolitik die Führung ſowie alle Dienſtſtellen und 
Gliederungen der Partei über die agrarpolitiſche Lage. 
Ferner iſt das Reichsamt für Agrarpolitik für die Aus⸗ 
richtung und Betreuung des agrarpolitiſchen Fachberater⸗ 
korps verantwortlich und hat außerdem die Aufgabe, im 
Volke das Verſtändnis für alle lebensnotwendigen Maß⸗ 


nahmen auf dem Gebiete der nationalſozialiſtiſchen Agrar⸗ 


politik zu wecken und zu fördern. 


Das deutfche Buch 


Werner Janſen: 
„Die Inſel Heldentum“ 


378 Seiten, Preis in Leinen 7,80 RM. Verlag Georg 
Weſtermann, Braunſchweig. 


Der wahrhaft königlichen Herrſcherperſönlichkeit eines Neffen 
Friedrichs des Großen, König Guſtav IV. von Schweden, ſtellt 
Werner Janſens hohe Schriftkunſt den tief aus dem Volke kommen⸗ 
den Dichter und Seher der „Inſel Heldentum“ gegenüber. Das 
Ziel der ſpannenden Auseinanderſetzung iſt die Wiedergewinnung 
der beſten Kräfte des Volkes zur gemeinſamen Errichtung eines 
nach älteſten Vorbildern zu geſtaltenden wahrhaft nordiſch⸗ 
germaniſchen Staatsweſens. Die dazu notwendige Überwindung 
falſcher Weltanſchauungen wird durch Janſens bewährte Kraft 
mit der Schilderung tauſendjährig⸗germaniſchen Saga⸗Gutes 
verknüpft. Zugleich aber läßt dieſer weite Ausgriff tiefe Einblicke 
in das Innerſte unſeres heutigen neuen Werdens im Dritten Reich 
ofſenbar werden. 


Wenn Janſens Werke bereits die 700 000⸗Auflage erringen 
konnten, wird die „Inſel Heldentum“ dieſen wohlverdienten 
Erfolg noch erheblich ſteigern, dazu möge auch eine beſonders 
herzliche Empfehlung dieſer wertvollen Herausgabe des Weſter⸗ 
mann⸗Verlages an dieſer Stelle mitverhelfen. 
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Frage: Welche Aufgaben hat der Reichsnährſtand zu 
erfüllen? | 

Antwort: Aufgabe des Reichsnährſtandes iſt in erſter 
Linie Dienſt am Volke und an der Geſamtheit. Als Körper⸗ 
ſchaft des öffentlichen Rechtes betreut der Reichsnährſtand 
in agrarwirtſchaftlicher Hinſicht die Erzeuger, Be- und Ver⸗ 
arbeiter ſowie Verteiler im Agrarſektor. Damit werden alle 
Berufe und Perſonen erfaßt, die maßgebend an der Er⸗ 
nährung unſeres Volkes beteiligt ſind. Hierdurch wird er⸗ 
reicht, daß die von der Landwirtſchaft erzeugten Lebensmittel, 
aber auch die notwendige zuſätzliche Nahrungsmitteleinfuhr 
auf dem ſchnellſten und damit beſten und billigſten Wege 
der Verbraucherſchaft zugeleitet werden. 

Darüber hinaus kann der Reichsernährungsminiſter dem 
Reichsnährſtand die Regelung des Abſatzes ſowie der Preiſe 
und Preisſpannen für landwirtſchaftliche Erzeugniſſe über- 
tragen. 


Frage: Wann gebraucht ein Parteigenoſſe einem anderen 
Parteigenoſſen gegenüber ſtatt der Aurede „Parteigenoſſe“ 
Anrede „Herr“? 


Antwort: Unter Parteigenoſſen gibt es nur eine 
nrede, und dieſe lautet: Parteigenoſſe. Die gegen⸗ 
itige Anrede mit „Parteigenoſſe“ iſt keineswegs eine 
intime“ Anrede, ſondern die Bezeugung eines weltanſchau⸗ 


lichen Kameradſchaftsverhältniſſes. 


Der Gebrauch von Titeln, z. B. Herr Medizinalrat, iſt 
iſchen Parteigenoſſen nicht anzuwenden. Als Beiſpiel ver⸗ 
ient hier die Anordnung des Stellvertreters des Führers 
eachtung, der beſtimmt hat, ihn nach wie vor mit „Partei- 
enoſſe Heß“ anzureden (nicht etwa Herr Miniſter uſw.). 


Frage: Iſt eine Parteigenoſſin, die auch Mitglied der 
NS. ⸗Frauenſchaft iſt, verpflichtet, die von der genannten 
Gliederung jährlich einmal erhobene Verſicherungsgebühr von 
0,24 RM. zu zahlen? 

Antwort: Für die Zeit bis zum 31. Dezember 1938: 
ja, weil die Verſicherung durch den Reichsſchatzmeiſter 


der NSDAP. obligatoriſch für ſämtliche Mitglieder der 


NS. ⸗Frauenſchaft abgeſchloſſen worden iſt. 

Ab 1. Januar 1939 iſt eine Neuregelung in der Ein⸗ 
ziehung der Verſicherungsprämie erfolgt, indem dieſe mit 
monatlich zwei Pfennig zuſammen mit dem Veitrag ein⸗ 
gezogen wird. Für Parteigenoſſinnen, die keinen Beitrag zur 


NS.⸗Frauenſchaft zahlen, entfällt ab dieſem Zeitpunkte auch 


die Entrichtung der Verſicherungsprämie ſowie der Ver⸗ 
ſicherungsſchutz aus dieſer Police. 

Die Möglichkeit der Aufrechterhaltung des Verſicherungs⸗ 
ſchutzes iſt den Parteigenoſſinnen durch freiwillige Beitrags⸗ 


zahlung auch fernerhin gegeben. 

Spione, Verräter, Saboteure 

Eine Aufklärungsſchrift. Herausgegeben 
vom Reichsamt Deutſches Volksbildungs⸗ 
werk im Ein vernehmen mit dem Ober⸗ 
kommando der Wehrmacht. 64 Seiten. Preis 
broſch. 0,35 RM., karton. mit Leinenrücken 0,0 RM. Hillgers 
Deutſche Bücherei, Berlin. 

Der Wert dieſer Broſchüre, die jeder Parteigenoſſe beſitzen ſollte, 
liegt in der knappen Form und der Fülle praktiſcher Beiſpiele. 
Sie behandelt folgende Kapitel: Deutſchland wehrt ſich ſeiner 
Haut / Der aus ländiſche Nachrichtendienſt und ſeine Arbeits⸗ 
weiſe / So arbeitet die ausländiſche Spionage / Spionageabwehr 
und Landesverratsgeſetzgebung / Fahrläſſiger Landesverrat und 
ſeine Folgen / Franzöſiſche Fremdenlegionäre — Rekruten des 


Landesverrats / Sabotage, die Schweſter des Verrats / Anhang: 
Strafgeſetzliche Beſtimmungen über Landesverrat uſw. 


Günther Heyſing: 
„Unteroffizier Emſig“ 
80 Seiten. Preis O, 90 RM. Voggenreiter⸗Verlag, Potsdam. 


Ein Buch, das ſich aus dei Darſtellung eigenen Erlebens der 
Jugend und beſonders allen gedienten Soldaten empfiehlt. Heyſing 
verſteht es hier, mit der klaren und nüchternen Ausdrucksform des 
Soldaten die Erlebniſſe eines zu einer Übung einberufenen Reſ.⸗ 
Unteroffiziers niederzuſchreiben. Er ſieht alles mit Soldatenaugen, 
und wer ſelbſt aktiv war, wird an gleiche oder ähnliche Erleb⸗ 
niſſe erinnert. f 
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Schrifttum zum Programmpunkt 19 

Frank, Dr. Hans: 

„Rechtsgrundlagen des nationalſozialiſti⸗ 
ſchen Führerſtaates“ 

(1938) 62 Seiten, Preis 2,40 RM. 

Die Schrift enthält die politiſchen und wiſſenſchaftlichen Grund⸗ 
gedanken des Nationalſozialismus und gibt eine Zuſammenſtellung 
der geiſtesgeſchichtlichen Rechtsfundamente des nationalſozialiſti⸗ 
ſchen Führerſtaates. 

„Nationalſozialiſtiſche Strafrechts⸗ 
politik“ 

(1939) 50 Seiten, Preis 2,40 RM. b 

In großen Zügen wird hier die nattionalſozialiſtiſche Auffaſſung 
über die weltanſchaulichen Grundlagen der deutſchen Strafrechts⸗ 
politik, über das Verbrechen und ſeine ſtrafrechtliche Erfaſſung und 


die Durchſetzung des Strafrechts im Strafverfahren und in der 
Strafvollſtreckung herausgeſtellt. 


„Recht und Verwaltung“ 
(1939) 40 Seiten, Preis 2,40 RM. ) 


Die Rede des Reichsleiters anläßlich der Schulungstagung für 
Nechtswahrer der Verwaltung der Oſtmark und des Sudetenlandes. 


„Nationalſozialiſtiſches Handbuch für 


Recht und Geſetzgebung“ 

2. Aufl. 1935. 1600 Seiten, Preis 28,50 RM. 

Die grundlegende en Gesang nationalſozialiſtiſchen Wollens 
und Handelns auf dem Geſamtgebiet des Rechts. Die bisher 
erlaſſenen Geſetze erhalten hier gleichſam ihre parteiamtliche 
Deutung. Die einzelnen Abhandlungen ſind trotz wiſſenſchaftlicher 
Tiefe und Gründlichkeit allgemeinverſtändlich. 


„Deutſches Verwaltungsrecht“ 

(1937) 516 Seiten, Preis 16,— RM. 

Die wiſſenſchaftliche Grundlegung eines nationalſozialiſtiſchen 
Verwaltungsrechts, entſtanden unter Mitwirkung der führenden 
Männer der deutſchen Verwaltungsrechtswiſſenſchaft. 


„Neues deutſches Recht“ 
(1934) (Hier ſpricht das neue Deutſchland, Heft 2) Preis —,20 RM. 
Nede vor dem Diplomatiſchen Korps und der Auslandspreſſe am 
30. Januar 1934. 

Sämtliche hier angeführten grundlegenden Werke des Reichs⸗ 
leiters Frank ſind im Zentralverlag der NSDAP. erſchienen. 


Göring, Hermann: „Die Rechtsſicher heit als 
Grundlage der Volksgemeinſchaft.“ 
Hamburg: Hanſ. Verlagsanſt. 1935. Schriften der Akademie 
Dt. R. 21 S. 1.— RM 


er Generalfeldmarſchall ſtellt in ſeiner Rede klar heraus, daß 
die revolutionäre ———— durch den NS. ſich auf der Grund⸗ 
lage der Rechtsſicherheit vollzieht und damit jeder deutſche Volks⸗ 
genoſſe als Glied der großen Schickſalsgemeinſchaft verpflichtet, 
aber auch in ſeinen Rechten geachtet wird. 


Stuckardt, Dr. Wilhelm, Staatsſekretär: „Mational⸗ 
ſozialiſtiſche Rechtserziehung.“ 

Frankfurt a. M., Dieſterweg 1935. 83 S. 1,50 RM. 

Der Verfaſſer gibt eine Darſtellung des nationalſozialiſtiſchen 
RNechtswollens. Er geht von der Rechtskriſe und deren Urſachen 
aus, welche zur Zeit der Machtübernahme beſtanden, und zeigt 
die Wege zur Beſeitigung. Recht im Volk und Volk im Recht muß 
das Ziel der nationalſozialiſtiſchen Rechtserziehung und Rechts⸗ 
erneuerung ſein. 


Markull, Fritz: „Der deutſche und der römiſche 
Rechts gedanke.“ Hamburg: Hanſ. Verlagsanſt. 1935. 
90 S. 260 RM. 

Ein anregend geſchriebenes Werk, das ſich bemüht, in zwei Ka⸗ 
piteln „Recht und Rechtsgedanken der germaniſchen Völker“ und 
„Rom — und die Auseinanderſetzung“ die Grundgedanken des 
römiſchen und des germaniſchen Rechts herauszuſtellen und zu den 
Geſetzen des Dritten Reiches (bis 1935), beſonders Reichserbhof⸗ 
geſetz und AO., Vergleiche zu ziehen. 


„Das Judentum in der Rechtswiſſenſchaft.“ 


ein. Berlin: Deutſcher Rechtsverlag 1936/37. 9 Hefte, 
je 1, N. 

Behandelt in einzelnen Heften den Einfluß des Judentums auf 
allen Gebieten des Rechts. 


Grimm, Friedrich: „Politiſcher Mord und Hel⸗ 


denverehrung.“ Berlin: Deutſcher Rechtsverlag 1938. 
Der bekannte nationalſozialiſtiſche Verteidiger ſetzt ſich in dieſer 
Kampfſchrift an Hand einer Fülle von Material mit dem Vorwurf 
ausländiſcher Kreiſe auseinander, der NS. verherrliche den po⸗ 
— — ein Vorwurf, der ſich notwendig gegen dieſe Kreiſe 
richten muß. — 


Schriften der Akademie für Deutſches 
Recht, Gruppe Rechtsgeſchichte, herausgegeben von dem 
Präſidenten der Akademie für Deutſches Recht, Reichsminiſter 
Dr. Hans Frank. 


Germanenrechte: Texte und Überſetzungen. 
Band 1: Die Geſetze des — (Hrsg. K. A. 


Eckhardt) 196 S. 4,80 und 6,— RU 
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Band 2: Die Geſetze des Karolingerreiches. (Hrsg. K. A. 
Eckhardt) 3 Hefte, 208. 196, 156 S. 4,40 und 5,80 RM.; 
4,25 und 5,35 RM.; 3,50 und 4,60 RM. 


Band 6: Norwegiſches Recht. (Hrsg. R. Meißner) 208 S. 
5,70 und 6,90 RM. 


Band 7: Schwediſche Rechte. (Hrsg. Cl. v. Schwerin) 256 S. 
6,40 und 7,80 RM. 


Band 8: Däniſche Rechte. (Hrsg. Cl. v. Schwerin) 

Band 11: Geſetze der Weſtgoten. (Hrsg. E. Wohlhaupter) 
316 S. 7,35 und 9,.— RM. 

Band 12: Altſpaniſch⸗gotiſche Rechte. (Hrsg. E. Wohlhaupter) 
6,15 und 7,65 RM. a 
Durch dieſe Sammlung, die noch laufend erſcheint, wird weiteren 
Kreiſen germaniſches Rechtsgut zugänglich gemacht. 
Freisler, Dr. Roland, Staatsſekretär: „Gedanken 
zum Schutz der Bewegung im neuen Straf⸗ 


recht.“ Berlin, v. Decker 1936. 29 S. 1,— AM. 


Grundlegende Darſtellung des geſamten Fragenbereichs unter ver⸗ 
gleichender Berückfichtigung von Italien und Rußland. Entwicklung 
eines Syſtems der Sühne — und Schutzbeſtimmungen. Ablehnung 
der Gleichſetzung von Staat und Bewegung. Beſondere Beſtim⸗ 
mungen für Tat, Täter und Strafbemeſſung. Überſicht über die 
Gruppen von Straftaten: Treubruch⸗ und Verratsdelikte, Feind⸗ 
ſchaftsdelikte, Angriffe gegen Ordnungswahrung, Verantwortung 
von Parteimißbrauch, Amtsdelikte. 


Schriften des NS.⸗Rechtswahrerbundes in 

Oſterreich. Deutſcher Nechtsverlag. Heft 1 bis 14; je 

Heft 1,20 RM. 

1. Grundſatzungen des Rechtsſtandes. 

2. Graphiſche Darſtellung der Miſchehenvorſchriften (Dr. 
Schmidt⸗Klevenow). 

3. Oſterreich in der großdeutſchen Volkswirtſchaft (Prof. Dr. 
Jens Jeſſen). 4 

4. Gedanken über Strafrechtspolitik (Dr. Mann, Wien) 

5. Ständiſche Berufsbetreuung (Dr. H. Hummel). 

6. Partei und Staat (Stuckart⸗Neeße). 

7. Faſchismus und Recht (Juſtizminiſter Solm u. a.). 

8. Neues Wirtſchaftsrecht (Dr. Hans Merkel). 

9. Nationalſozialiſtiſcher Ehrenſchutz (Frank⸗von der Goltz). 

10. Die Rechtswiſſenſchaft im neuen Staat (Emge⸗Ritterbuſch⸗ 
Wiskemann). 

11. Die Jugend und das Recht (Frank⸗Neeſe⸗Schwarz van Berk). 

12. Rechtsſetzung und Rechtſprechung (Dr. Mann). 

13. Recht und Judentum (Hubertus Bung). 

14. Das römiſche Recht und wir (Hubertus Bung). 


Schlegelberger, Dr. Dr. Franz, Staatsſekretär: „Abſchie d 
vom BGB.“ Vortrag, gehalten in der Univerſität zu Heidel⸗ 
berg am 25. Januar 1937. Berlin, Vahlen 1937. 26 S. —,80 RM. 
Nach einer eingehenden Kritik am BGB. wird in großen Zügen 
der Weg der notwendigen Neugeſtaltung des * bürger⸗ 
lichen Rechts aufgezeigt. Dabei wird eine dem BGB. ähnliche 
Kodifikation entschieden abgelehnt. Es ſei notwendig, die Klam⸗ 
mern zu löſen, mit denen das BGB. die in ihm behandelten un⸗ 
gleichen Rechtsgebiete umſpannt. Die Erneuerung wird in Einzel⸗ 
geſetzen, die der Verſchiedenheit der Lebensgüter entſprechen, 
vorbereitet werden. 


Leiſtritz, Dr. Hans⸗Karl: „Deutſches Volkshand⸗ 
buch.“ Berlin: Wirtſchaftsverlag A. Sudau 1939. 396 S. 
3,85 RM. 

In dieſem Werk wird an Hand eingehender Quellen und Tat: 
ſachen ein umfaſſendes Bild von der Neugeſtaltung der deutſchen 
Rechtsordnung auf allen Gebieten und ihrer geſchichtlichen Be⸗ 
gründung gegeben. Der Leiter des Hauptſchulungsamtes, Pg. 
Schmidt, hat der Ausgabe eine Einleitung vorangeſtellt, in der er 
die Führungsidee der NSDAP. behandelt. 


Steinle, Richard: „Der Treuhänder der Arbeit 
in der nationalſozialiſtiſchen Sozial. 
ordnung“ 

mit Vorw. v. Reichsleiter Dr. Ley. München: Verlag d. DAF. 


Siebert, Prof. Dr. Wolfgang: „Das Arbeits ver⸗ 
hältnis in der Ordnung der nationalen 
Arbeit.“ 

Hamburg: Han). Verl.⸗Anſt., 1935. 119 S. Der deutſche Staat 
der Gegenwart, H. 18, 3,50 RM. 


Verſuch, den Gedanken der Betriebsgemeinſchaft auch in der recht⸗ 
lichen Geltung zu einer lebendigen Grundlage des Arbeitsverhält⸗ 
niſſes zu machen. Die nationalſozialiſtiſche Auffaſſung vom Weſen 
des Arbeitsverhältniſſes als eines perſonenrechtlichen Tatbeſtandes, 
eines Gemeinſchaftsverhältniſſes, liefert für die eingehenden 
juriſtiſchen und weltanſchaulichen Unterſuchungen der geſamten 
Arbeit Urſprung und Ausgangspunkt. 


Buch, Walter, Reichsleiter: „Des nationalſozia⸗ 
liſtiſchen Menſchen Ehre und Ehrenſchutz.“ 
München: Eher⸗Verlag 1939. 27 S. —,40 RM. 


Die Rede des Reichsleiters Buch auf der Tagung des Oberſten 
Parteigerichts während des Reichsparteitages 1938. 
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„Das Recht der NSDAP." | = 
Vorſchriftenſammlung. Hrsg. v. Dr. C. Haidn u. Dr. Ludwig 
Fiſcher. München: Eher, 1937 (NS B., H. 5, Ig. 1937, B. Nr. 30). 
781 S., 7,20 RM. 


„Das kommende deutſche Strafverfahren.“ 


Bericht über die Arbeit der amtlichen Strafrechtskommiſſion. 
Herausgegeben von Dr. Franz Gürtner. 570 Seiten. Berlin, 
Vahlen 1936. Preis 7. — RM. 

Die Berichte der amtlichen Strafrechtskommiſſion geben einen 
umfaſſenden Überblick über die Meinungen und Gegenmeinungen 
im Grundſätzlichen wie in den Einzelheiten, die bei den Arbeiten 
am Strafrechtsentwurf in den Kreis der Erörterungen ein⸗ 
bezogen wurden. An den Gegenüberſtellungen der Ergebniſſe der 


1. und der 2. Leſung iſt jeweils erſichtlich, wie weitgehend ſich 


innerhalb der juſtizamtlichen Strafrechtskommiſſion die Auf⸗ 
faſſungen über zahlreiche Fragen geändert haben. Seit dem Ab⸗ 


ſchluß der Kommiſſionsarbeiten ſind inzwiſchen ungefähr zwei 


Jahre vergangen, in denen am Entwurf fortlaufend noch zahlreiche 
Anderungen vorgenommen wurden. Entſprechen demgemäß die 
Kommiſſions berichte nicht mehr dem heutigen Stand der Arbeiten, 
ſo bleiben ſie doch ein wertvolles Material für die Entwicklung der 
Strafrechtsreform. 


Ruttke, Falk: „Raſſe, Recht und Volk.“ | 
Mündhen— Berlin: Lehmann, 1937 (NSB., H. 6, Ig. 1938, B. 
Nr. 28), 212 S., 7,50 RM. f 8 

Die Vorträge und Abhandlungen des Verfaſſers aus den Jahren 
1933 bis 1937 nehmen zu zahlreichen Fragen einer nach raſſiſchen 
Geſichtspunkten ausgerichteten Geſetzgebung Stellung und enthalten 
eine Fülle von Anregungen und brauchbaren Vorſchlägen für die 


Gebiete Erb⸗, Raſſen⸗ und Familienpflege. Der Verfaſſer weiſt mit 
Beſtimmtheit darauf hin, daß der Nationalſozialismus ſich nicht 


nur zu den Gedanken der Erbpflege, ſondern darüber hinaus zu 
den Gedanken der Raſſenpflege, im Sinne der beſonderen Förde⸗ 


rung des nordiſch⸗fäliſchen Erbgutes, bekennt. Die begriffliche 


Schärfe gibt dem Buch noch beſondere Empfehlung. 


Rühle, Gerd: „Raſſe und Sozialismus im 
Recht.“ Berlin: Dt. Rechts⸗ u. Wirtſchaftswiſſ. Verl. 1936: 


Deutſche Rechtsbücherei 4 (NSB., H. 11, Ig. 1936, B. Nr. 7). 


142 S., 4,50 RM. ö 5 
Gemeinſchaftsarbeit junger Rechtswahrer unter Leitung von Gerd 


Rühle und Dr. Erich Riſtow. 


Pacyna, Günther: „Bodenrecht aus deutſcher 
8 A * t. 
Goslar: Blut und Boden, 1936 (NSB., H. 7, Ig. 1937, B. 


Nr. 37). 52 S. 
Über die Entartung des altgermaniſch⸗deutſchen Bodenrechtes und 
deſſen weſensgemäße Erneuerung im Dritten Reich. 


Merkel, Hans, und Wöhrmann, Otto: „Deutſches 


Bauernrecht.“ 

2., umgearbeitete Auflage. 
Schaeffer, 1939, 132 S.: Neugeſtaltung. 

Ergänzungen zu der in derſelben Reihe erſchienenen Darſtellung 
der geſchichtlichen Entwicklung des Bauernrechtes in Deutſchland. 


* 
Bei der großen Anzahl von Büchern und Schriften, die zu dem 


Programmpunkt 19 vorliegen, kann aus Raumgründen nur ein 


beſchränkter Teil aufgeführt werden. 


Schrifttum zum Programmpunkt 21 


Coeper, Karl: „Über die Verbindung körper⸗ 


licher und geiſtiger Erbkrankheiten inner⸗ 
halb der Sippe“ 

Von Ernſt Walter, Berlin. 96 Seiten. Preis 4,— RM. Veröffent⸗ 
lichungen aus dem Gebiet des Volksgeſundheitsdienſtes, Band 49. 
N. Schoetz, 1937. 


Depdolla, Philipp: „Erblehre, Raſſe, Bevölke⸗ 


rungspolitik“ 

133 Seiten. Preis 1,90 RM. Alfred Metzner Verlag, Berlin. 
Dieſe vier Bücher geben einen ausgezeichneten Einblick in die 

Erblehre und die Erbpflege. Sie ſind in einer allgemeinverſtänd⸗ 

lichen Form geſchrieben und geben einem jeden Volksgenoſſen die 

Möglichkeit, ſich mit den Grundlagen der Vererbungslehre vertraut 

zu machen. 


Dürre, Konrad: „Erbbiologiſcher und raſſen⸗ 
hygieniſcher Wegweiſer für jedermann” 
95 Seiten. Preis Leinen 3,30 RM. Alfred Metzner Verlag, Berlin. 


— — d!ſ Z.öt irẽã — -¼˙¼ʃ¹̃i ẽ g — — 


Auflage der April-Folge 4% Millionen 


Leipzig: Kohlhammer, Abtl. 


Frercks, Rudolf: 5 | ee 

„Das raſſiſche Erwachen des deutſchen 
Volkes“ | 

Erſch. als H.5 der Nationalpolitiſchen Aufklärungsſchriften. 
28 Seiten, Preis 0,10 RM. Propaganda⸗Verlag Hoch⸗ 
muth, Berlin 1935. | 


Stichwortartige Darſtellung. — Über die Raſſenanſchauung des 
Liberalismus und ihre Ablöſung durch die politiſche Raſſenkunde. 
Der Verfaſſer zeigt die Zuſammenhänge von Raſſe und Volk, Raſſe 


und Geſchichte und leitet von dieſen Erkenntniſſen die Raſſenpolitik 
ö 


des Nationalſozialismus her ſamt deſſen geſetzgeberiſchen und 


praktiſchen Folgerungen. — Von 18 Jahren an. 


Frick, Wilhelm: „Die Raſſengeſetzgebung des 
Dritten Reiches“ | | 
Rede vor dem Diplomatiſchen Korps und der ausländiſchen Preſſe 
am 15. Februar 1934 bei einem Empfangsabend des Außenpoli⸗ 
tiſchen Amtes der NSDAP. 16 Seiten. Preis 0.20 RM. Zentral⸗ 
verlag der NSDAP., Fr. Eher Nachf., München⸗Berlin 1934. Hier 
ſpricht das neue Deutſchland. En Se: 


Fried, Ferdinand (d. i. Ferdinand Frdr. Zimmermann): 
„Der Aufſtieg der Juden“ 


145 Seiten mit 8 Kunſtdrucken. Preis Leinen 3,80 RM. Verlag 


Blut und Boden, Goslar 1937. 


Gütt, Arthur, und Linden, Herbert, und Maßfeller, Franz: 
„Blutſchutz⸗ und Ehegeſundheitsgeſetz“ 
Geſetz zum Schutze des deutſchen Blutes und der deutſchen Ehre 
und Geſetz zum Schutze der Erbgeſundheit des deutſchen Volkes 
nebſt Durchführungsverordnungen ſowie einſchlägige Beſtimmun⸗ 
gen. Dargeſt. med. und jur. erl. Amh.: Reichs bürgergeſetz mit 
Überſichtstafel e. Erl. 354 Seiten. Preis 9,60 RM. Verlag J. F. 
Lehmann, München 1936. ö 


Grau, Wilhelm: „Die Judenfrage in der deut⸗ 
ſchen Geſchichte“ =E 
32 Seiten. Preis kart. 1,20 RM. Verlag Teubner, Leipzig 1937. 


Haag, Friedrich Erhard: „Volk ohne Beſitz“ 
Die Arbeiterfrage raſſenkundlich geſehen. 37 Seiten. Preis 
1.— RM. Verlag J. F. Lehmann, München 1935. i 


Heinſius, Fritz: „Zehn Gebote für die Gatten ⸗ 
wahl“ Er 

Eine erweiterte Ausführung zu unſeren auf Seite 154 des vorigen 
Schulungsbriefes gebrachten 10 Geboten. 7 Seiten. Schriftenreihe 
des Reichsausſchuſſes für Volksgeſundheitsdienſt, Heft 10. Preis 
0,10 RM. Verlag Limpert, Berlin 1936. 


Zu vorliegender Folge: 


Bei der Arbeit „Deutſche und römiſche Rechtsauffaſſung“ wurden 
als Quellen benutzt „Der deutſch⸗römiſche Rechtsgedanke“ von a 
Markull (Hanſeatiſche Verlagsanſtalt, at und „Wörterbu 
der Wirtſchaft“ von Friedrich Bülow (Verlag Alfred Körner, 
Leipzig). 

Für den Lebenslauf Theodor von der Pfordtens wurde als 
Quelle benutzt „Theodor von der Pfordten“, dem Gedenken des 
Toten beſtimmt von Reichsleiter Frank, von Dr. Coblitz (Zentral- 
verlag der NSDAP.). 


Der Fries auf der Umſchlagſeite 1 iſt einem „Fliegenden Blatt“ 
aus dem 16. Jahrhundert, das den Gang eines Prozeſſes in 
Reimen zeigt, entnommen (Nürnberg, Germaniſches Muſeum). 


Die Vignette im W-Initial des Aufſatzes von Illinger: „Der 
Rechtsſchutz als ſozialiſtiſche Tat“, „Richter aus dem Totentanz“ 
iſt ein Holzſchnitt von Holbein d. J. (Berlin, Kupferſtichkabinett). 


Die Bilder auf den acht Kupfertiefdruckſeiten ſtammen: 
Deutſcher N (1); Gircke (1); Hauptarchiv der NSDAP. (2); 
H. Hoffmann (1); Preſſe⸗Bild⸗Zentrale (2); Reichs rechtsamt der 
NSDAP. (6); Scherl (5); Seiler (1); Sennecke (5); Schrecken⸗ 
bach (1); Weltbild (2). 

Bild Lex Salica iſt dem Handbuch der Kulturgeſchichte, 
herausgegeben von Dr. Heinz Kindermann, entnommen. Die 
Abbildung eines Flugblattes aus dem 16. Jahrhundert ſtammt 
aus: „Der Richter und die Rechtspflege“, von Franz Heinemann, 
Nürnberg, Germaniſches Muſeum. 


Hans Fehr, Das Recht im Bilde (1923), iſt aus dem Mühl⸗ 
häuſer Reichsgeſetzbuch von Herbert Meyer. | 

Das Bild auf Umſchlagſeite 2 ift aus dem Archiv des Reichs⸗ 
rechtsamts der NSDAP. 

Die Zeichnungen . 186, 207 und 208 ſtammen aus dem 
Buch „Der Richter und die Rechtspflege“ von Heinz Heineman. 


Die Text⸗Illuſtrationen auf den Seiten 183 und 193 ſind von: 
Hiſtoria Photo und Hiſtoriſcher Bilderdienſt. f | 


Nachdruck, auch auszugsweiſe, nur mit Genehmigung des Verlages und der Schriftleitung. Herausgeber: Der Neichsorgani⸗ 
ſationsleiter — Hauptſchulungsamt. Hauptſchriftleiter und verantwortlich für den Geſamtinhalt: Reichsamtsleiter Franz H. Woweries, 
Md R., München, Barerſtr. 15. Fernruf: 59 7621 ( 0 % München 2 88 — Nr. 259), verantwortl. für den Fragekaſten: Hauptorganiſations⸗ 


amt der NSDAP., München. Verlag: Franz Eher Na 
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eigniederlaſſung Berlin SW'ö68. Zimmerſtr. 87—91 (Zentralverlag der 


f. GmbH., Zw 
NSDAP.). Fernruf: für Ferngeſpräch Sammel⸗Nr. 11 60 71, ie Brisgeſpräch 11 00 22. Druck: M. Müller & Sohn KG. Berlin SW 68. 
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Politische Nechtswerhe 


von Reichsminiſter Dr. Hans Frank, neichsletter der NSDAP. Drüfent der Akademie für deutfches Recht 


Rechtsgrundlegung des nationalfozialiftifchen Führerftantes 
| 5s Seiten | 2. Auflage =; geb. RM. 2.40 


Dieſe Schrift bringt die maßgeblichen Grundgedanken einer allgemeinen Rechtslehre des National- 
ſozialismus. Von politiſch autoritärer Stelle aus werden die entſcheidenden Geſichtspunkte des 
deutſchen Gemeinrechts der Offentlichkeit unterbreitet. Die hier niedergelegten Gedanken haben im 
In⸗ und Ausland beachtliches Aufſehen erregt und beanſpruchen mit Fug und Recht grundſätzliche 
Geltung für die Entwicklung der deutſchen Rechtswiſſenſchaft und des deutſchen Rechts überhaupt. 


Nationalſofialiſtiſche Strafrechtspolitil = 


Nichtungweiſend für die Geſtaltung des kommenden deutſchen Strafgeſetzbuchs arbeitet dieſes Buch 
in großen, markanten Zügen die nationalſ ozialiſtiſche Auffaſſung über die weltanſchaulichen Grund⸗ 
lagen der deutſchen Strafrechtspolitik, über das Verbrechen und ſeine ſtrafrechtliche Erfaſſung und 
die Durchſetzung des Strafrechts im Strafverfahren und in der Strafvollſtreckung heraus. Nicht 
nur dem Nechtswahrer, ſondern auch der großen Offentlichkeit des deutſchen Volkes eröffnet 
dieſes im deutſchen Strafrechtsſchrifttum hervorſtechende Buch die großen Geſichtspunkte national⸗ 
ſozialiſtiſcher Arbeit am deutſchen Volksſtrafrecht. | 


Recht und Verwaltung | 
= 40 Seiten | ; geb. RM. 2.40 


Das Verhältnis von Recht und Verwaltung, eines der umſtrittenſten Themen des Staats und 
Verwaltungsrechts der Vergangenheit und Gegenwart, iſt mit der Machtübernahme durch den 
Nationalſozialismus in eine grundſätzliche neue politiſche und wiſſenſchaftliche Perſpektive getreten. 
Die gänzliche Neugeſtaltung des deutſchen Gemeinſchaftslebens und des Aufbaues unferer Reichs ⸗ 
gewalt haben eine neue Ausgangsſtellung für die Erörterung dieſes Problems geſchaffen, die 
von Hans Frank hier zum Gegenſtand einer überzeugenden politiſchen Anterſuchung gemacht wird. 


Zu beziehen durch alte Buchhandlungen! 


Sammelmappen „ Stichwortverzeichniſſe 
— für den Schulungsbrief 


halten einen Jahrgang zuſammen und geben ihm ſeinen Wert 


Sammelmappen SGtichwortverieichniſſe 

mit Halbleinenbezug und der be⸗ ü Jahrgang 1934/35 RM. 05 | 

liebten Klemmnadelheftung 5 er - => 
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Bezug nur durch die Ortsgruppen! = 


Zentralverlag der NSDAP. Franz Eher Nachf. B. m. b. h. 
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Oben: Das alte Stadtſiegel von 


„der Stadt mit dem älteften deutſchgeſchriebenen Reichsrecht. 


Siegel aus dem Anfang des 13. Jahrhunderts 


Titelfeite: Zeichnung von Hans Schirmer, Berlin. 


Mühlhauſen i. Thür. 
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